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Vorwort
(zu den Publikationen IP Bau, RAVEL,

PACER)

Rechtliche Aspekte der Siedlungserneuerung

Das Aktionsprogramm «Bau und Energie» ist auf
sechs Jahre befristet (1990–1995) und setzt sich
aus den drei Impulsprogrammen (IP) zusammen:

– Bau – Erhaltung und Erneuerung
– RAVEL – Rationelle Verwendung von Elektrizität
– PACER – Erneuerbare Energien

Mit den Impulsprogrammen, die in enger Koope-
ration von Wirtschaft, Schulen und Bund durchge-
führt werden, soll ein Beitrag zu einem verstärkt
qualitativ orientierten Wirtschaftswachstum, d. h.
zu einer rohstoff-, energie- und umweltschonen-
den Produktion bei gleichzeitig verstärktem Ein-
satz von Fähigkeitskapital geleistet werden.
Die Voraussetzungen für die Instandhaltung we-
sentlicher Teile unserer Siedlungsstrukturen sind
zu verbessern. Immer grössere Bestände im Hoch-
und Tiefbau weisen aufgrund des Alterns sowie
der sich wandelnden Bedürfnisse und Anforderun-
gen technische und funktionale Mängel auf. Sie
müssen – soll ihr Gebrauchswert erhalten bleiben
– erneuert werden. Mit stetem «Flicken am Bau»
kann diese Aufgabe nicht sinnvoll bewältigt wer-
den. Neben den bautechnischen und -organisato-
rischen Aspekten bilden auch die rechtlichen Rah-
menbedingungen, die fast ausschliesslich auf den
Neubau ausgerichtet sind, Gegenstand des
IP BAU. Es gliedert sich entsprechend in die drei
Fachbereiche Hochbau, Tiefbau, Umfeld.
Wissenslücken bei vielen Beteiligten – Eigentümer,
Behörden, Planer, Unternehmer und Arbeitskräfte
aller Stufen – sind zu schliessen, damit die techni-
sche und architektonische Qualität unserer Bau-
ten, aber auch die funktionale, wirtschaftliche und
kulturelle Bedeutung vieler Quartiere, Dorf- und
Stadtteile erhalten oder verbessert werden kön-
nen.

Kurse, Veranstaltungen, Publikationen,
Videos, etc.
Umgesetzt werden sollen die Ziele des IP BAU
durch Aus- und Weiterbildung sowohl von Anbie-
tern als auch Nachfragern von Erneuerungsdienst-
leistungen sowie durch Information. Die Wissens-
vermittlung ist auf die Verwendung in der tägli-
chen Praxis ausgerichtet. Sie basiert hauptsäch-
lich auf Publikationen, Kursen und Veranstaltun-
gen. Interessenten können sich über das breitgefä-
cherte, zielgruppenorientierte Weiterbildungs-

angebot in der Zeitschrift IMPULS informieren. Sie
erscheint zwei- bis dreimal jährlich und ist (im
Abonnement) beim Bundesamt für Konjunktur-
fragen, 3003 Bern, gratis erhältlich.
Jedem Kurs- oder Veranstaltungsteilnehmer wird
jeweils eine Dokumentation abgegeben. Diese
besteht zur Hauptsache aus der für den entspre-
chenden Anlass erarbeiteten Fachpublikation. Die
Publikationen können auch bei der Eidg. Druck-
sachen- und Materialzentrale (EDMZ), 3000 Bern,
bestellt werden.

Zuständigkeiten
Um das ambitiöse Bildungsprogramm bewältigen
zu können, wurde ein Umsetzungskonzept ge-
wählt, das neben der kompetenten Bearbeitung
durch Spezialisten auch die Beachtung der vielen
Schnittstellen in der Bauerhaltung und -erneue-
rung sowie die erforderliche Abstützung bei Ver-
bänden und Schulen der beteiligten Branchen si-
cherstellt. Eine aus Vertretern der interessierten
Verbände, Schulen und Organisationen bestehen-
de Kommission legt die Inhalte des Programms
fest und stellt die Koordination mit den übrigen
Aktivitäten im Bereich der Bauerneuerung sicher.
Branchenorganisationen übernehmen auch die
Durchführung der Weiterbildungs- und Informa-
tionsangebote. Für die Vorbereitung ist das Pro-
jektleitungsteam (Reto Lang, Andreas Bouvard, Dr.
Niklaus Kohler, Dr. Gustave E. Marchand, Ernst
Meier, Dr. Dieter Schmid, Rolf Sägesser, Hannes
Wüest und Eric Mosimann, BFK) verantwortlich.
Die Hauptarbeit wird durch Arbeitsgruppen er-
bracht, die zeitlich und kostenmässig definierte
Einzelaufgaben zu lösen haben.

Dokumentation
Die vorliegende Arbeit konzentriert sich auf die
Frage nach der «Umbautauglichkeit» der verschie-
denen Verfahren und Institute des schweizeri-
schen Planungs- und Baurechts. Es wird aufge-
zeigt, wie eine Siedlungsentwicklung nach innen
aufgrund des geltenden Rechts geplant und reali-
siert werden kann, ohne dass bestehende wirt-
schaftliche, soziale und städtebauliche Werte vor-
schnell einer Verdichtungseuphorie geopfert wer-
den müssen. Obwohl künftig in vielen Fällen mit
baulichen Anpassungen und Erweiterungen ein-
zelner Gebäude und Gebäudegruppen zu rechnen
ist, wurde bewusst auf den Begriff der «baulichen
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Verdichtung» verzichtet. Denn aus siedlungspla-
nerischer Sicht nimmt er die Lösung der anstehen-
den Probleme bereits vorweg; sie müssen aber
vorab durch sorgfältige konzeptionelle Planungen
auf kommunaler Stufe und in der baurechtlichen
Umsetzung durch einen verstärkten Dialog zwi-
schen Bauherren und Gemeinden situationsge-
recht erarbeitet werden.
Die Dokumentation ist hauptsächlich in zwei ver-
schiedene Zutritte gegliedert. Durch eine separate
Darstellung einzelner Rechtsfragen anhand typi-
scher konkreter Umbausituationen soll insbeson-
dere gewährleistet sein, dass auch Nichtjuristen
der Einstieg in die Materie erleichtert wird. Gleich-
zeitig soll diese Typologie bildhaft zum Ausdruck
bringen, dass sich Gesetzgeber und Gemeinden
zwangsläufig – und in Zukunft noch differenzierter
– mit den vielfältigen Randbedingungen auseinan-
dersetzen müssen, wie sie die einzelne bestehene
Baute der Siedlungsentwicklung nach innen setzt.

Nach einer Vernehmlassung und dem Anwen-
dungstest in einer Pilotveranstaltung ist die vorlie-
gende Dokumentation sorgfältig überarbeitet wor-
den. Dennoch hatten die Autoren freie Hand, unter-
schiedliche Ansichten über einzelne Fragen nach
eigenem Ermessen zu beurteilen und zu berück-
sichtigen. Sie tragen denn auch die Verantwortung
für die Texte. Unzulänglichkeiten, die sich bei der
praktischen Anwendung ergeben, können bei ei-
ner allfälligen Überarbeitung behoben werden.
Anregungen nehmen das Bundesamt für Konjunk-
turfragen oder der verantwortliche Redaktor/Kurs-
leiter (vgl. S. 2) entgegen.
Für die wertvolle Mitarbeit zum Gelingen der vor-
liegenden Publikation sei an dieser Stelle allen
Beteiligten bestens gedankt.

März 1991 Dr. H. Kneubühler
Stv. Direktor des Bundes-
amtes für Konjunkturfragen

Rechtliche Aspekte der Siedlungserneuerung
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Einführung

1 Zur vorliegenden Publi-
kation

1.1 Veränderte Situation auf dem
Baumarkt

Die Erhaltung und Erneuerung vorhandener Bau-
substanz ist in jüngerer Zeit in den Mittelpunkt des
Interesses verschiedenster Kreise gerückt: Bedingt
durch die Altersstruktur des schweizerischen Ge-
bäudebestandes – etwa die Hälfte aller Gebäude
wurde nach 1945 erstellt – rutschen nämlich immer
grössere Baubestände in eine umfassende gebäu-
detechnische Erneuerungsphase. Nur schon aus
Gründen der Werterhaltung stehen somit aktuel-
lerweise und in nächster Zukunft enorme Investi-
tionen im Innern bestehender Siedlungen an. Bei
der reinen Instandhaltung einzelner Gebäude soll
es aber in vielen Fällen nicht sein Bewenden ha-
ben. Denn Flächenansprüche ändern sich der ge-
sellschaftlichen und wirtschaftlichen Entwicklung
entsprechend laufend, weshalb die Frage nach
einer in wirtschaftlicher, sozialer, städtebaulicher
und technischer Hinsicht optimalen Weiterent-
wicklung der Nutzungsmöglichkeiten einzelner
bereits bebauter Parzellen aufgeworfen ist. In bau-
licher Hinsicht kommen dabei z.B. An- und Aus-
bauten, Aufstockungen oder Grundrissverände-
rungen, aber auch die Erstellung eines Ersatz-
neubaus in Betracht. Solche Massnahmen sind
u.a. deshalb oft echte Alternativen zum reinen
Unterhalt, weil die aktuelle Erneuerungsproble-
matik weit über denkmalpflegerische Aspekte hin-
ausreicht: Gerade durch Wahrnehmung schlum-
mernder Nutzungspotentiale in Quartieren, die
nach dem Krieg entstanden sind, kann viel dazu
beigetragen werden, dass wir nicht in absehbarer
Zukunft mit einem arg veralteten Gebäudebestand
konfrontiert sind, dessen Defizite in technischer
und funktionaler Hinsicht nur noch durch schub-
weise Quartierneubauten und Neueinzonungen
wettgemacht werden könnten.
Der Stellenwert von Nutzungsreserven im Innern
bestehender Siedlungen wurde von der Raumpla-
nung seit längerem erkannt. Deren Realisierung
stellt jedoch alle Beteiligten vor neue Probleme,
weil im Zusammenhang mit Bauvorhaben in be-
reits weitgehend überbauten Perimetern gegen-
über solchen “auf der grünen Wiese” vermehrt
und andere Interessenkonflikte sichtbar werden,

die durch entsprechende vom Recht angebotene
Problemlösungsprozesse gelöst werden müssen.

1.2 Zielsetzung des Projekts Baurecht
Das Projekt Baurecht behandelt rechtliche Fragen,
wie sie beim Bauen im Innern bestehender Sied-
lungen typischerweise auftreten. Dabei sollen den
verschiedenen Beteiligten vorab Impulse vermit-
telt werden, wie bereits unter Ausschöpfung des
vorhandenen rechtlichen Instrumentariums gute
Ergebnisse erzielt werden können. Dies aus zwei
Gründen. Einerseits wurde nach Sichtung der ver-
schiedenen kantonalen Planungs- und Baugesetze
ersichtlich, dass eine umbaugerechte Handha-
bung der bereits heute zur Verfügung stehenden
Möglichkeiten zum Gelingen von Erneuerungsvor-
haben weitgehend ausreichen könnte und damit
vordringlich ist. Anderseits besteht aufgrund des
aufkommenden gebäudetechnischen Erneue-
rungsbedarfs sehr vieler Bauten ein gewisser
Handlungszwang: Es muss verhindert werden,
dass durch die Vornahme von – aus rechtlicher
Sicht in der Regel unproblematischen – reinen
Unterhaltsarbeiten oder minimalen Änderungen
die Disponibilität einzelner Liegenschaften zur Vor-
nahme funktionaler Anpassungen erneut auf Jah-
re und Jahrzehnte hinausgeschoben wird. Deshalb
sollen vor allem die zur Nutzungsplanung berufe-
nen Gemeinden und die privaten Investoren nicht
auf Gesetzesänderungen auf kantonaler Stufe ver-
tröstet, sondern zu sofortigem Handeln animiert
werden.
Obwohl nicht in erster Linie beabsichtigt, ergaben
sich gewisse Gesetzgebungsvorschläge: Soweit
im Bereiche des Planungs- und Baurechts kantona-
le Besonderheiten zu berücksichtigen waren, wur-
de versucht, durch Darstellung verschiedener Re-
gelungen die “umbautauglicheren” Lösungen zu
propagieren (z.B. Möglichkeit privater Aufstellung
von Sondernutzungsplänen).

1.3 Adressatenkreis
Angesprochen sind einerseits Grundeigentümer
(Bauherren), Architekten und Liegenschaftenver-
walter, die im Rahmen von konkreten Erneue-
rungsvorhaben mit rechtlichen Fragen konfron-
tiert sind. Anderseits sollen die zur Gesetzgebung,
Raumplanung und Rechtsanwendung berufenen
Behörden für die speziellen Anforderungen sensi-
bilisiert werden, wie sie durch Bauvorhaben an
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Orten, wo bereits gebaut ist, an die rechtlichen
Rahmenbedingungen gestellt werden. Aber auch
Mieter als direkt Betroffene dürften vermehrt an
Fragen rund um das Bauen interessiert sein, zumal
sie das neue Mietrecht in einem gewissen Rahmen
zur Mitsprache bei Umbauentscheiden des Eigen-
tümers berechtigt. Und nicht zuletzt gilt es, eine
breite Öffentlichkeit über eines der aktuellsten
Themen der Raumplanung zu informieren, das
weit über die Umbauproblematik am einzelnen
Objekt hinausgeht: Die “Innere Erneuerung beste-
hender Siedlungen”. Denn es wird unter anderem
stark von den Stimmberechtigten einzelner Ge-
meinden abhängen, ob unter diesem schillernden
Begriff ausschliesslich eine bauliche Verdichtung
auf einzelnen Parzellen oder aber ein qualitatives
Wachstum bestehender Siedlungen zu verstehen
sei, zu dessen Realisierung insbesondere auch die
Qualitäten des privaten und des öffentlichen Aus-
senraums in die Überlegungen einbezogen wer-
den müssen.

1.4 Aufbau und empfohlene Handha-
bung der vorliegenden Publikation

Das Anliegen nach direkter Umsetzbarkeit der Er-
gebnisse hat dazu geführt, dass mit der vorliegen-
den Arbeit in erster Linie Handlungsspielräume
aufgezeigt werden wie sie das geltende Recht bei
sachgerechter Handhabung der einschlägigen Be-
stimmungen eröffnet. Insbesondere, um auch juri-
stischen Laien den Einstieg zu erleichtern, besteht
die vorliegende Publikation hauptsächlich aus
zwei Teilen: Einer Typologie von Umbau-
situationen (“Erster Zutritt”) und einem nach juri-
stischen Gesichtspunkten gegliederten systemati-
schen Teil (“Zweiter Zutritt”).
Im ersten Zutritt werden einzelne mögliche Um-
baumassnahmen objektbezogen dargestellt: Kon-
kreten Umbausituationen sind häufig auftretende

“Erneuerungsabsichten” zugeordnet wie z.B. das
nachträgliche Anbringen von Balkonen, der Aus-
bau des Dachgeschosses oder auch die Aufwer-
tung des privaten Aussenraums. Die mit einer
einzelnen Erneuerungsabsicht typischerweise ver-
bundenen rechtlichen Probleme werden aufge-
führt und Möglichkeiten zu deren Behebung disku-
tiert. Zu beachten ist, dass die verschiedenen
“Erneuerungsabsichten” grundsätzlich bei
allen dargestellten Typen auftreten können;
die entsprechenden Überlegungen sind also
im wesentlichen analog auf verschiedenste
Umbausituationen anwendbar.
Zur vertieften Auseinandersetzung mit einzelnen
Rechtsfragen sind im zweiten Zutritt umbaurele-
vante Rechtsgebiete, -institute und -verfahren dar-
gestellt. Der Leser kann sich somit z.B. über das
Wesen und die Einsatzmöglichkeiten kommunaler
Richtpläne, Einzelfragen des Baubewilligungsver-
fahrens oder auch über die Ablösbarkeit privat-
rechtlicher Servitute informieren.
Dem Leser wird empfohlen, bei der Lektüre je nach
Interessenschwerpunkten individuell vorzugehen;
die konsequente Gliederung der verschiedenen
Zutritte geschah in der Absicht, ein Durchlesen von
vorne nach hinten überflüssig zu machen.
Mit dem Projekt Baurecht können und wollen keine
Patentrezepte angeboten werden, wie sich das
“Bauen, wo bereits gebaut ist” in Zukunft abspie-
len soll. Durch Berücksichtigung eines breiten
möglichen Adressatenkreises, die notwendiger-
weise zu entsprechend breiter Problemauffassung
zwang, und durch die Sichtung verschiedenster
kantonaler Regelungen, ist jedoch ein Werk ent-
standen, von dem wir hoffen, dass es die Phantasie
aller Beteiligten bei der Bewältigung anstehender
Probleme im Rahmen der Siedlungserneuerung
anregt.
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2 Die bauliche Erneuerung
als Rechtsproblem; Über-
sicht

Die Erhaltung und Erneuerung bestehender Bau-
substanz betrifft aus juristischer Sicht im wesentli-
chen zwei übergeordnete Problemkreise: Einer-
seits wirft die bauliche Erneuerung siedlungspoli-
tische Probleme auf, die letzlich mit der Frage nach
der “richtigen” Dimensionierung der Bauzone zu-
sammenhängen. Sie müssen auf einer konzeptio-
nellen Ebene angesprochen werden und sind in
erster Linie innerhalb der von Bund und Kantonen
zur Verfügung gestellten raumplanerischen Ver-
fahren der Richt- und Nutzungsplanung zu bewäl-
tigen. Anderseits stellt sich für jeden privaten Ei-
gentümer die Frage nach einer optimalen Gebäu-
debewirtschaftung. Insbesondere der Wunsch,
unter finanziell tragbaren Bedingungen umbauen
zu können, führt dabei oft zur Erkenntnis, dass
verschiedene öffentliche Bauvorschriften und
auch private Rechtspositionen von Nachbarn oder
Mietern das “Bauen, wo bereits gebaut ist”, erheb-
lich erschweren. Mit dem Projekt Baurecht wird
versucht, Ideen zu liefern und Handlungsspielräu-
me aufzuzeigen, wie die verschiedenen am Bauen
Beteiligten durch problemgerechte Anwendung
des geltenden Rechts zu situationsgerechten Lö-
sungen beitragen können.

2.1 Optimale Gebäudebewirtschaftung
aus privater Sicht

Jedes Gebäude altert und veraltet. Für den Eigen-
tümer stehen somit in unterschiedlichen Abstän-
den jedenfalls verschiedenste Erneuerungsarbei-
ten an, mit denen ein Gebäude in technischer
Hinsicht oder zur Schaffung eines zeitgemässen
Komforts instand gehalten werden soll. Zu denken
ist z.B. an Massnahmen wie das Ausbessern der
Dachhaut, den Ersatz heiztechnischer Installatio-
nen, eine Küchenerneuerung oder auch lediglich
den Neuanstrich von Innenräumen. In manchen
Fällen sind aber auch weitergehende Anpassun-
gen erwünscht: Wenn sich die Ansprüche der be-
reits ansässigen Benutzer oder die Marktlage im
Laufe der Zeit stark verändert haben, kann durch
Erneuerungsarbeiten der obgenannten Art nicht
ausreichend auf die veränderte Nachfrage reagiert
werden; in solchen Fällen stehen vielmehr Mass-

nahmen zur Diskussion, wie z.B. das nachträgliche
Anbringen von Balkonen, ein Dachgeschossaus-
bau oder auch die Grundrissvergrösserung einzel-
ner Wohneinheiten.
Die Frage nach der Wahl einer geeigneten Erneue-
rungsstrategie stellt sich dem einzelnen Grundei-
gentümer in aller Regel und spätestens dann,
wenn ein Gebäude aufgrund der natürlichen Alte-
rung erhebliche technische Mängel aufweist. In
diesem Zeitpunkt muss nämlich entschieden wer-
den, ob mit den ohnehin anstehenden Aufwen-
dungen im gebäudetechnischen Bereich aus Ra-
tionalisierungsgründen auch noch gerade gewis-
se Anpassungen in funktionaler Hinsicht vorge-
nommen werden sollen. Als mögliche Erneue-
rungsstrategie kommen somit folgende Alternati-
ven in Betracht:
• “Unterhalt” (Pflege durch reine Instandhal-

tungsmassnahmen)
• “Umbau” (Unterhalt unter gleichzeitiger Vor-

nahme funktionaler Anpassungen)
• “Ersatzneubau” (Abriss/Neubau im Falle

schwerwiegender technischer und/oder funktio-
naler Mängel)

Der Entscheid des Eigentümers über die einzu-
schlagende Erneuerungsstrategie hängt von ver-
schiedenst gelagerten Faktoren ab. Eigene Kom-
fortansprüche bzw. diejenigen der Mieterschaft,
das bauliche und nutzungsmässige Umfeld der
einzelnen zu erneuernden Baute und insbesonde-
re auch der Amortisationsstand und die übrigen
finanziellen Verhältnisse dürften in manchen Fäl-
len bereits für sich ausschlaggebend sein, welche
Variante bei der Erneuerung gewählt wird. Dane-
ben spielen jedoch auch vermehrt die rechtlichen
Rahmenbedingungen eine Rolle, weil beim Bauen
viele Vorschriften zu beachten sind, die den im
Laufe der Zeit gewachsenen Verhältnissen und
somit einer individuellen Erneuerungsmassnah-
me am einzelnen Objekt nicht immer gerecht wer-
den.
In gewachsenen Quartieren mit breitgestreuten
Eigentumsverhältnissen wird jedes einzelne
Grundstück in einem anderen Zeitpunkt zur Vor-
nahme baulicher Veränderungen verfügbar. Die
hauptsächlichen rechtlichen Schwierigkeiten er-
geben sich dabei beim “Umbauen”: Wenn unter
weitgehender Beibehaltung vorhandener Bausub-
stanz an einem bestehenden Gebäude weiterge-
baut werden will und zusätzlich die durch bereits
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bebaute Nachbargrundstücke vorgegebenen Ver-
hältnisse berücksichtigt werden müssen (Parzel-
lierung, Erschliessung, Baustil), sind die Hand-
lungsspielräume zur Realisierung von in techni-
scher, finanzieller und gestalterischer Hinsicht
überzeugenden Lösungen am stärksten einge-
schränkt. In diesen Fällen besteht deshalb häufig
der Wunsch nach sog. massgeschneiderten Lö-
sungen.

2.2 Das öffentliche Interesse an der
baulichen Erneuerung

Solche massgeschneiderte Lösungen, wie sie das
Bauen auf bereits bebauten Grundstücken nötig
macht, werden durch generalisierende Anordnun-
gen von kommunalen Bau- und Zonenordnungen
oft verunmöglicht. Mit diesem Instrument werden
nämlich üblicherweise für grössere Perimeter ein-
heitliche Nutzungsvorschriften ausgeschieden
und Anordnungen über eine Regelbauweise ge-
troffen. Zusätzlich sind unabhängig von der Zo-
nenzuteilung verschiedenste generelle Bauvor-
schriften zu beachten wie z.B. feuerpolizeiliche
Vorschriften, Anforderung an die Erschliessung
u.ä. So können sich in einer konkreten Umbausi-
tuation rechtliche Bedingungen ergeben, die unter
vertretbaren technischen und finanziellen Auf-
wendungen eigentlich nur bei Neubauten “auf der
grünen Wiese” oder durch Erstellung eines Ersatz-
neubaus ohne weiteres eingehalten werden kön-
nen.
In neuerer Zeit stehen jedoch immer grössere
Gebäudebestände zur Vornahme funktionaler An-
passungen zur Verfügung, die weder in ihrer Sub-
stanz schutzwürdig sind (und deshalb ohnehin
lediglich unterhalten werden können) noch der-
massen grosse technische oder funktionale Män-
gel aufweisen, dass ein Ersatzneubau in Frage
käme. Wenn aber immer häufiger auch mass- und
sinnvolle Umbauvorhaben an auf Neubauten zu-
geschnittenen Vorschriften scheitern und damit
dem einzelnen Privaten eine optimale Nutzung
seines Grundstücks verunmöglicht wird, kann dies
aus folgenden Gründen auch nicht im öffentlichen
Interesse liegen:
Aufgrund der verfassungsmässigen Maxime der
zweckmässigen Nutzung des Bodens ergibt sich
als eines der Hauptanliegen der modernen Raum-
planung, dass Bestehendes optimal genutzt wer-
den soll. Konkretisiert wird dieser Grundsatz durch

Einführung

die bundesrechtlichen Vorschriften betreffend
Dimensionierung der Bauzone, wonach diese in
erster Linie “weitgehend überbaute” – d.h. bereits
heute Siedlungscharakter aufweisende – Perime-
ter umfassen soll. Ebenfalls in diese Richtung weist
die revidierte Verordnung zum Raumplanungsge-
setz, indem die Gemeinden im Rahmen der Geneh-
migung ihrer Nutzungspläne dazu angehalten
sind, darzulegen, “welche Nutzungsreserven im
weitgehend überbauten Gebiet bestehen und wie
diese haushälterisch genutzt werden sollen.” Dar-
aus ergibt sich eine gesetzliche Pflicht für die Be-
hörden, neuen oder veränderten Flächenansprü-
chen von Gesellschaft und Wirtschaft wenn immer
möglich im Innern bestehender Siedlungen Raum
zu schaffen.

2.3 Unvermeidbare Interessenkonflikte
Die obenstehenden Ausführungen machen deut-
lich, dass die privaten Interessen des Grundeigen-
tümers an einer optimalen Nutzung seines Grund-
stücks mit denjenigen des Gemeinwesens an einer
haushälterischen Bodennutzung grundsätzlich
weitgehend parallel laufen. Man könnte deshalb
meinen, die Aufgabe von Gesetzgeber und Ge-
meinden bestehe nun ausschliesslich darin, alle
möglichen rechtlichen Hindernisse abzubauen,
um forciert eine “innere Verdichtung” im Sinne
einer Vermehrung umbauter Nutzflächen zu för-
dern. Im Rahmen der baulichen Erneuerung sind
aber verschiedenste bestehende – und rechtlich
relevante – städtebauliche, soziale und wirtschaft-
liche Strukturen zu berücksichtigen. Zusätzlich
muss sichergestellt sein, dass Veränderungen im
Bestand nicht auf Kosten der Wohnhygiene, Anlie-
gen des Umweltschutzes und letztlich der allge-
meinen Siedlungsqualität erfolgen. Gegenüber
Neubauvorhaben “auf der grünen Wiese” erge-
ben sich also im Innern bestehender Siedlungen
vermehrt Probleme: Unter Berücksichtigung der
obgenannten Aspekte kann die konkrete Interes-
senlage bezüglich einzelner bebauter Parzellen
nicht mehr lediglich durch entsprechende Einzo-
nungen und die Ausscheidung von Regelbauvor-
schriften geklärt werden. Stichworte wie Besitz-
standsgarantie, Sanierungspflichten, Erhaltung
von preisgünstigem Wohnraum, städtebauliche
Einordnung oder auch Denkmalschutz tönen die
Interessenkonflikte an, die es vorab im Rahmen
sorgfältiger Planungen auf kommunaler Stufe zu
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lösen gilt. Je nach Situation können also einem
Umbauvorhaben ganz konkrete Interessen entge-
genstehen, die wesensmässig bei Neubauten auf
der grünen Wiese gar nicht auftreten und die durch
entsprechende Rechtsvorschriften in Form von
Denkmal-Schutzverfügungen, sozialpolitisch mo-
tivierten Abbruchverboten oder auch servitutari-
schen Berechtigungen des Nachbarn geschützt
sind.
Unter dem raumplanerischen Gesichtspunkt einer
“zweckmässigen” bzw. “haushälterischen” Bo-
dennutzung zusätzlich zu berücksichtigen ist, dass
über den reinen Unterhalt hinausgehende bauli-
che Massnahmen lediglich eine der Möglichkeiten
darstellt, um das Nutzungspotential innerhalb be-
stehender Siedlungen zu steigern. Gerade in städ-
tischen Verhältnissen sind nämlich oft funktionale
Defizite vorhanden, die sich auch durch Erhaltung
oder Umgestaltung des privaten Aussenraums
und durch Massnahmen im öffentlichen Raum
beheben lassen. Deshalb sind bauliche Er-
neuerungsvorhaben immer in den grösseren Zu-
sammenhang einer durch das Gemeinwesen zu
steuernden Siedlungserneuerung zu stellen, die
sich nicht einseitig auf die Vermehrung umbauter
Nutzflächen konzentrieren, sondern gesamthaft
zur Steigerung der Siedlungsqualität beitragen
soll.
Die hauptsächlichen Probleme der inneren Er-
neuerung ergeben sich auf der Realisierungsebe-
ne. Denn wenn für kleinere Teilräume unter Be-
rücksichtigung der konkreten Verhältnisse eine in
sozialer, städtebaulicher und wirtschaftlicher Hin-
sicht massvolle Erneuerungstätigkeit eingeleitet
werden soll, muss dies durch intensivere Pla-
nungsaufwendungen auf Gemeindeebene ge-
schehen, als sie für die Beplanung noch unüber-
bauter Perimeter ausgereicht haben mögen. Das
Projekt Baurecht problematisiert deshalb ver-
schiedene “umbaurelevante” Rechtsinstitute in
erster Linie mit dem Anliegen, Handlungsspielräu-
me aufzuzeigen, wie sie sich den zur Nutzungspla-
nung und in aller Regel zur erstinstanzlichen
Rechtsanwendung berufenen Gemeinden und
den privaten Investoren bei sachgerechter Hand-
habung der einschlägigen rechtlichen  Bestim-
mungen eröffnen.

2.4 Mängel generalisierender Bau- und
Nutzungsvorschriften

Zentrales Problem der Siedlungserneuerung ist,
dass mittels grundeigentümerverbindlicher Rah-
mennutzungspläne in Form gängiger kommunaler
Bau- und Zonenordnungen kaum massvolle Ver-
änderungsprozesse initiiert werden können. Ver-
schiedene Gründe können dafür verantwortlich
gemacht werden. Je nach Kanton bestehen unge-
nügende Differenzierungsmöglichkeiten, die den
Gemeinden ein Eingehen auf kleinräumige Beson-
derheiten und damit insbesodere die Rücksicht-
nahme auf gewachsene bauliche und nutzungs-
mässige Strukturen ermöglichen würden. Ander-
seits ist zu berücksichtigen, dass eine Rechtsände-
rung im Rahmen der Nutzungsplanung für sich
noch keinerlei bauliche Tätigkeiten seitens Priva-
ter auszulösen vermag. Dieses Problem ist unter
dem Sichwort “Baulandhortung” für unüberbaute
Grundstücke hinlänglich bekannt. Während je-
doch in diesen Fällen eine Überbauung durch Ver-
hängung einer Baupflicht vergleichsweise leicht
erzwingbar wäre, können solche Zwangsmass-
nahmen für bereits bebaute Grundstücke kaum in
Betracht gezogen werden; denn die einzelne beste-
hende Baute geniesst aufgrund der sog.
Besitzstandsgarantie weitgehenden Bestandes-
schutz. Er bewirkt, dass dem Privaten die Beibehal-
tung des status quo von Verfassungs wegen prak-
tisch immer als mögliche Alternative zur bauord-
nungsgemässen Nutzung seines Grundstücks of-
fengehalten wird. Planerische Absichten, die nicht
mit der Gewährung höherer Ausnützung und/oder
lukrativeren Nutzungsarten verbunden sind, ha-
ben deshalb auf bereits überbauten Grundstücken
praktisch keine Verwirklichungschancen.
Um voraussehbare negative Effekte an einzelnen
Objekten zu vermeiden, wie sie sich durch man-
gelnde Differenzierungsmöglichkeiten im Rahmen
von Bau- und Zonenordnungen ergeben können,
wurde im Laufe der Zeit immer mehr mit gesetzli-
chen Massnahmen reagiert. Prominente Beispiele
sind Wohnraumerhaltungsgesetze bzw. sozialpoli-
tisch motivierte generelle Abbruchverbote: Sie
sollen vor allem an zentral gelegenen Orten dafür
sorgen, dass durch Umbauvorhaben nicht Mehr-
zimmerwohnungen in Appartements umgewan-
delt bzw. preisgünstiger Wohnraum durch die Er-
stellung von Ersatzneubauten verloren geht. Dass
durch solche gesetzlichen Massnahmen Wider-
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sprüche zu konkreten planerischen Absichten ent-
stehen können, zeigt ein Beispiel aus der Stadt
Zürich: Aufgrund des kantonalen Wohnraumerhal-
tungsgesetzes wurde ein Grundeigentümer zur
Beibehaltung bestehender Mehrzimmerwohnun-
gen gezwungen, obwohl die kommunale
Nutzungsplanung für sein Grundstück ausdrück-
lich auf die Ausscheidung eines Wohnanteils ver-
zichtet hat.
Es ist offensichtlich, dass im Rahmen der inneren
Erneuerung vermehrt individuelle Interessen-
lagen Berücksichtigung finden müssen, denen nur
durch örtlich und zeitlich sehr differenzierte plane-
rische Massnahmen Rechnung getragen werden
kann. Gute Möglichkeiten zur Ausscheidung
kleinräumig angepasster Bau- und Nutzungsvor-
schriften ergeben sich für die Gemeinden durch
Ausarbeitung von Sondernutzungsplänen. Diese
der Rahmennutzungsplanung in der Regel
nachfolgenden Detailplanungen sind in den
verschiedenen Kantonen unter den Begriffen
“Gestaltungsplan”, “Bebauungsplan”, “Sonder-
bauvorschriften” u.ä. bekannt. Sie bieten gegen-
über Rahmennutzungsplänen verschiedene
Vorteile: So können in aller Regel vermehrt quali-
tative Anforderungen getroffen werden be-
züglich der Schaffung bzw. Beibehaltung ganz
konkreter Nutzungsarten (verschiedene
Wohnungsgrössen, quartierbezogene Gewerbe-
betriebe u.ä.), der individuellen äusseren Erschei-
nung der verschiedenen einbezogenen Bauten
oder auch der Gestaltung des privaten Aussen-
raums. Entsprechend unbedenklicher ist es des-
halb, mit solchen Instrumenten ausnützungsmäs-
sige Anreize zur Realisierung von Umbauvorha-
ben zu schaffen, weil eine in nutzungsmässiger
und städtebaulicher Hinsicht qualitätsvolle Weiter-
entwicklung bereits überbauter Grundstücke er-
reicht werden kann. Ein weiterer Vorteil ergibt sich
durch die “Realisierungsnähe” von Sondernut-
zungsplänen: Die Gemeinde kann sich mit deren
Ausarbeitung auf einzelne Perimeter beschränken,
in denen sich aktuellerweise ein Erneuerungs-
druck abzeichnet. Unter Berücksichtigung des kon-
kreten baulichen Zustandes einzelner Gebäude
und besserer Rücksichtnahme auf Bedürfnisse der
von der Planung betroffenen Grundeigentümer
und der Quartierbevölkerung können dann relativ
gut individuelle “Umbauwünsche” berücksichtigt
werden, wie sie im Zeitpunkt des Erlasses einer

generalisierenden Grundordnung oft gar nicht
abrufbereit sind.

2.5 Notwendige Aktivierung kommuna-
ler Richtpläne

Die Möglichkeiten zur Steuerung einer “Sied-
lungsentwicklung nach Innen” erschöpfen sich
wie weiter oben erwähnt selbstverständlich nicht
in Anordnungen grundeigentümerverbindlicher
Nutzungspläne. Sobald nämlich auch denkmal-
pflegerische Anliegen, Fragen der Freizeitplanung
oder der Organisation des Verkehrs o.ä. miteinbe-
zogen werden, muss eine kohärente kommunale
Siedlungspolitik durch übergreifende konzeptio-
nelle Vorstellungen sichergestellt werden. Geeig-
netes Instrument ist der kommunale Richtplan:
Durch ihn können planerische Absichten rechts-
verbindlich gebunden werden, ohne dass bereits
konkrete Massnahmen zu deren Umsetzung ge-
troffen werden müssen. Vorteilhaft ist, dass unab-
hängig von allenfalls auseinanderfallenden Zu-
ständigkeiten die verschiedenen Behörden zu gut
aufeinander abgestimmten Einzelmassnahmen
verpflichtet werden können. Dies ist im Rahmen
der Siedlungserneuerung ein vordringliches An-
liegen. Denn deren Realisierung ist in so viele
Sachzwänge und individuelle Umstände einge-
bunden, dass sie sich nur in einzelnen kleinen, in
zeitlicher Hinsicht und geographisch gestreuten,
Handlungsbeiträgen durchführen lassen wird.
Entsprechend gross ist die Gefahr, dass über-
geordnete Zielsetzungen aus den Augen verloren
gehen und einzelne Teilräume durch sektorale Pla-
nungen nicht in ihrer Ganzheit erfasst werden
können.
Gestützt auf eine gegenüber der heute praktizier-
ten neu verstandenen kommunalen Richtplanung
liessen sich insbesondere Massnahmen folgender
Art gezielt einsetzen:
• Teilrevisionen der Bau- und Zonenordnung;
• Aufstellung von Sondernutzungsplänen für orts-

baulich heikle Bereiche oder Perimeter, in denen
in nutzungsmässiger Hinsicht differenziertere
Anordnungen erwünscht sind, als dies je nach
kantonalem Recht mit der Bau- und Zonenord-
nung möglich ist;

• Beurteilung von privat aufgestellten Sondernut-
zungsplänen, insbesondere wenn in nutzungs-
mässiger Hinsicht massiv von der Grundord-
nung abgewichen werden soll;
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• Aufhebung veralteter Baulinien;
• frühzeitige Sicherung von Flächen für Gemein-

schaftsanlagen (z.B. zwecks Ermöglichung von
Hofsanierungen oder der Einrichtung gemein-
schaftlicher Fahrzeugparkierung);

• Veranlassung und finanzielle / organisatorische
Unterstützung von Architekturwettbewerben
auch für private Bauvorhaben;

• gestalterische Massnahmen im öffentlichen
Raum;

• Anordnung von auf die übrige Siedlungsent-
wicklung gut abgestimmten Denkmalschutz-
massnahmen, insbesondere Ablösung von Aus-
kernungen durch einen wirksamen Struktur-
schutz;

• gezielte Ausscheidung von Grünflächen inner-
halb des Siedlungsgebiets;

• Bindung des Ermessens im Baubewilligungsver-
fahren, insbesondere bei der Gewährung von
Ausnahmebewilligungen und der Handhabung
von Ästhetik-Generalklauseln.

2.6 Die Handlungsspielräume Privater
Um vermeidbaren Sachzwängen ausweichen zu
können, hat sich der einzelne Investor im Rahmen
einer umsichtigen Gebäudebewirtschaftung früh-
zeitig mit den rechtlichen Rahmenbedingungen
seines Umbauvorhabens auseinanderzusetzen. In
vielen Fällen sind nämlich umbauhindernde recht-
liche Verhältnisse änderbar, wenn bereits vor der
eigentlichen Umbauprojektierung mögliche Hand-
lungsspielräume ausgelotet werden. Insbesonde-
re eine frühe Kontaktnahme mit den Behörden und
den Nachbarn kann in folgenden Bereichen erheb-
liche Vorteile bringen:

• Begehren auf Umzonung:
Wenn sich seit Erlass des Nutzungsplans die Ver-
hältnisse erheblich geändert haben, sind auch
grundeigentümerverbindliche Pläne der Entwick-
lung anzupassen.
Zusätzlich kann folgende Möglichkeit in Betracht
kommen: Obwohl Nutzungspläne grundsätzlich
direkt im Anschluss an deren Festsetzung ange-
fochten werden müssen, kann einem Umzonungs-
begehren gemäss bundesgerichtlicher Rechtspre-
chung auch dann nachträglich Erfolg beschieden
sein, wenn sich der betroffene Eigentümer beim
Planerlass über die ihm auferlegte Eigentumsbe-
schränkung nicht im klaren sein konnte. Diese

Situation könnte aber im Rahmen der Siedlungser-
neuerung vermehrt auftreten, weil ohne die Ausar-
beitung eines Grobprojekts – und damit dem kost-
spieligen Beizug von Fachleuten – oft gar nicht
beurteilt werden kann, welche Umbaumöglichkei-
ten das neue Recht überhaupt eröffnet.

• Private Aufstellung eines Sondernutzungsplans:
Verschiedene kantonale Planungsgesetze sehen
die Möglichkeit vor, dass der Rahmennutzungspla-
nung nachfolgende Detailplanungen durch Private
erarbeitet werden können. Weil mit erheblichen
finanziellen und zeitlichen Aufwendungen zu rech-
nen ist und diese Pläne durch ein Legislativorgan
in Kraft gesetzt werden müssen, empfiehlt sich
eine frühe Kontaktnahme mit den Behörden, damit
abgetastet werden kann, ob die mit der Sondernut-
zungsplanung verfolgten Nutzungsabsichten dem
politischen Klima entsprechen könnten. Je nach
Kanton erschwerend wirkt, dass mit Sondernut-
zungsplänen bereits sehr weitgehende Anordnun-
gen betreffend Kubatur und Stellung der einzelnen
Bauten, ihrer übrigen äusseren Erscheinung und
detaillierte Nutzungsregelungen getroffen werden
müssen. Soweit der einzubeziehende Perimeter
nicht in einheitlichem Grundbesitz liegt, scheitern
deshalb solche Pläne meist an fehlenden Vorstel-
lungen einzelner Grundeigentümer über mögliche
Umbauabsichten.

• Ablösung privater Grunddienstbarkeiten:
Manche Grundstücke sind durch servitutarische
Berechtigungen zugunsten eines Nachbargrund-
stücks belastet. Unabhängig von den Überbau-
ungsmöglichkeiten gemäss öffentlichrechtlichen
Vorschriften können deshalb Umbauvorhaben z.B.
an einer “Aussichtsservitut” oder an einem servi-
tutarischen Gewerbeverbot scheitern. In aller Re-
gel kommt zur Ablösung von Grunddienstbarkei-
ten auf bereits bebauten Grundstücken nur eine
Vertragsänderung in Frage, weshalb frühzeitig mit
dem Berechtigten Kontakt aufgenommen und
über eine zu entrichtende Entschädigungssumme
verhandelt werden muss.

• Nutzungstransfers:
Das öffentliche Baurecht eröffnet in verschiedenen
Bereichen Handlungsspielräume, die nur durch
private Initiative mobilisiert werden können. Sol-
che privatrechtlichen Absprachen innerhalb nach-
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giebigen öffentlichen Rechts sind je nach Bauord-
nung bezüglich Grenzabständen, der Ausnüt-
zungsziffer oder auch der zulässigen Nutzungsart
möglich.

• Bauen nach Gesamtüberbauungsvorschriften:
Im Falle grosser Grundstücke oder bei Einbezug
vieler Nutzungseinheiten können je nach Kanton
auch noch im Baubewilligungsverfahren weitge-
hende Vergünstigungen gegenüber der Regelbau-
weise gewährt werden, wenn die geplante Über-
bauung detaillierten gesetzlich geregelten Quali-
tätsanforderungen genügt. Weil im Gegensatz zu
Sondernutzungsplänen keine Etappierung der
Überbauung möglich ist, kommen solche Möglich-
keiten bei anstehenden Umbauvorhaben eigent-
lich nur für bestehende Grossüberbauungen von
Genossenschaften und institutionellen Anlegern
in Betracht.

• Einholen eines Vorentscheids:
In aller Regel besteht die Möglichkeit, bei der Bau-
bewilligungsbehörde einen sog. Vorentscheid ein-
zuholen. Dadurch können vorzeitig und verbind-
lich einzelne Rechtsfragen geklärt werden, die
dann bei der Einreichung des ausgereiften Um-
bauprojekts nicht mehr zur Diskussion gestellt
werden müssen. Vorteilhaft ist, dass allfällige
Rechtsmittelverfahren frühzeitig durchgestanden
und deshalb Verzögerungen im Bauablauf vermie-
den werden können. Die Einholung eines Vorent-
scheids drängt sich auf in Bereichen, in denen den
Baubewilligungsbehörden grosses Ermessen ein-
geräumt ist. Insbesondere empfiehlt sie sich in
Bezug auf spezielle gestalterische Fragen, die be-
fürchtete Aberkennung der Besitzstandsgarantie
oder auch bezüglich der Gewährung einer Ausnah-
mebewilligung.

• Abklärungen der Schutzwürdigkeit einer Baute:
Falls Unsicherheiten bezüglich der Schutzwürdig-
keit einer Baute bestehen, kann der Eigentümer je
nach kantonalem Recht vorzeitig einen verbindli-
chen Bescheid der zuständigen Behörde erwirken.

• Mietereinbezug:
Das neue Mietrecht sieht vor, dass Erneuerungen
und Änderungen an der Mietsache während lau-
fendem Mietverhältnis nur vorgenommen werden
können, wenn sie für den Mieter “zumutbar” sind.

Soweit ein Umbauvorhaben nicht unter vorgängi-
ger Kündigung aller Mietverhältnisse vorgenom-
men werden will – was leider sehr oft der Fall ist –
sollte der Eigentümer deshalb frühzeitig seine Mie-
ter in die Umbauprojektierung miteinbeziehen.

2.7 Ausblick
Bauen in bereits weitgehend überbauten Perime-
tern stellt höhere Anforderungen an alle Beteilig-
ten. Weil in der Regel massgeschneiderte Lösun-
gen nötig sind, sollten in erster Linie die planeri-
schen Möglichkeiten auf kommunaler Ebene aus-
geschöpft werden.
Die neuerdings aufkommende Tendenz, Umbau-
vorhaben durch generelle Freigabe von Dach- und
Untergeschossen oder die Abschaffung der Aus-
nützungsziffer zu fördern, weist insofern in die
falsche Richtung, als mit solchem generellen Son-
derrecht für Altbauten im konkreten Fall auch er-
hebliche negative Effekte einhergehen können.
Vielmehr wäre mittels örtlich differenzierter An-
ordnungen einerseits sicherzustellen, dass mit
derartigen Massnahmen im Einzelfall keine über-
mässigen Qualitätseinbussen für bereits ansässi-
ge Benutzer einhergehen. Anderseits ist zu be-
fürchten, dass durch übermässige und undifferen-
zierte Förderung von Um- und Ausbauvorhaben
die Erstellung von Ersatzneubauten auch dann
keine attraktive Alternative bleibt, wenn dies län-
gerfristig zur Behebung funktionaler Mängel oder
zur Klärung der Verhältnisse in städtebaulicher
Hinsicht eigentlich erwünscht wäre.
Trotz allseitigen Bemühungen wird es auch in ab-
sehbarer Zukunft viele Fälle geben, in denen “ob-
jektiv” berechtigte und erwünschte Umbauabsich-
ten an unsinnigen Bauvorschriften scheitern bzw.
finanziell tragbare Erneuerungsvorhaben ohne ein
Abweichen von einzelnen Vorschriften gar nicht zu
bewerkstelligen sind. Die heute gültigen Planungs-
und Baugesetzte bieten zwar verschiedene Mög-
lichkeiten an, mit denen von der generalisierenden
Grundordnung abweichende Vorhaben ermög-
licht werden können. In der Regel bleibt aber der
einzelne Private auf eine entsprechende Aktivität
der Gemeinde angewiesen (öffentliche Aufstel-
lung von Sondernutzungsplänen) oder aber echte
Handlungsspielräume können realistischerweise
nur von Grossinvestoren wahrgenommen werden
(private Aufstellung von Sondernutzungsplänen,
Bauen nach Gesamtüberbauungsvorschriften).
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Diese Situation ist bedenklich, weil sie mittelfristig
zu einer unerwünschten weiteren Konzentration
des Grundeigentums führen könnte.
Zusätzlich ist unverkennbar, dass das moderne
Baurecht vor lauter in exakten Metermassen und
Prozentzahlen ausgedrückter Bauvorschriften die
Realisierung von individuellen Qualitäten auf ein-
zelnen Parzellen ziemlich aus den Augen verloren
hat: So können ausserhalb der restriktiven Voraus-
setzungen zur Erteilung einer Ausnahmebewilli-
gung z.B. geringste Abstandsverstösse oder Un-
terschreitungen genereller Vorschriften betreffend
Mindestfensterflächen nicht durch besondere ge-
stalterische und funktionale Qualitäten des Pro-
jekts oder auch die Erhaltung preisgünsigen
Wohn- und Gewerberaums wettgemacht werden.
Kern des Problems ist, dass das Baurecht die
Gesamtwürdigung eines Einzelvorhabens durch
die Baubewilligungsbehörden nicht kennt. Dies zu
ermöglichen, bedingte jedoch einen eigentlichen

Systemwechsel, wie er u.a. nur schon aufgrund
der divergierenden Gesetzgebungskompetenzen
zwischen Bund, Kantonen und Gemeinden in den
“baurelevanten” Rechtsgebieten nicht absehbar
ist. Er bestünde darin, dass das Bauen nicht mehr
ausschliesslich als ein in viele Einzelaspekte aufge-
fächertes Problem von Sanierungspflichten, Mie-
terschutz, kantonalen Mess- und Berechnungswei-
sen usf. verstanden würde: Vielmehr wäre dem
einzelnen Bauwerk sein Stellenwert als “ganzheit-
licher” Teilbeitrag an die Bewältigung gesell-
schaftlicher, ökonomischer und ökologischer Pro-
bleme zurückzugeben, den es z.B. in der mittelal-
terlichen Stadtbaukunst einmal gehabt hat. Ver-
fahrensrechtliche Voraussetzung dazu ist, dass im
Bauwesen die verwaltungsmässig organisierte
Vollzugsmaschinerie abgelöst würde durch Mög-
lichkeiten zur Bewilligungserteilung, die sowohl
die verfügende Behörde als auch den Bauherrn
voll in die Verantwortung miteinbezieht.
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Zutritt 1:
Typologie von Umbausituationen

Übersicht «Erneuerungsabsichten» und Zuordnung zu verschiedenen Umbausituationen

1 Aufteilung in mehrere Wohneinheiten Typ 21
2 Nutzungsänderung zu gewerblichen Zwecken Villa 22
3 Ergänzungsbau 22
4 Ersatzneubau 23

5 Dachausbau Typ 27
6 Anbau Wintergarten Einfamilienhaus 28

7 Sanierungspflichten Typ 33
8 Sanierung unter Beibehaltung der Mieterschaft Mehrfamilienhaus I 34
9 Aufstockung 35

10 Umfassende gebäudetechnische Sanierung Typ 39
11 Änderung Grundriss Mehrfamilienhaus II 39
12 Vergrösserung der Balkone 40
13 Ergänzungsvolumen für Parkierung 41

14 Sanierung Fassade Typ 45
15 Flachdachsanierung mit Dachgeschossaufbau Mehrfamilienhaus III 45
16 Verbesserung des Wohnumfeldes 46
17 Kleinbauten 47

18 Erweiterung und Nutzung des Untergeschosses Typ 51
19 Hofsanierung zur Verbesserung der Wohnqualität Blockrand 51

20 Auskernung zwecks Erstellung von Wohnungen Typ 55
Remise in Bauzone

21 Mischnutzung Gewerbe, Wohnen, Dienstleistung Typ 59
22 (Klein-)Gewerbe- und Dienstleistungszentrum ehemalige Fabrik 60

23 Ergänzung Gewerbe-/Industrieareal mit Wohnen Typ 63
24 Aufwertung des öffentlichen Umfeldes Gewerbe-/Industrieareal 64
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Typ Villa

Erneuerungsabsichten:

1 Aufteilung in mehrere Wohneinheiten 21
1.1 Änderung der internen Erschliessung /Treppenhaus
1.2 Lifteinbau
1.3 Zusätzliche Sanitärräume

2 Nutzungsänderung zu gewerblichen Zwecken 22

3 Ergänzungsbau 22
3.1 Plazierung des Gebäudes innerhalb des Areals
3.2 Beschränkungen aus privatrechtlichen Servituten
3.3 Denkmalschutz und Gestaltung der Baute

4 Ersatzneubau 23
4.1 Denkmalpflege
4.2 Besitzstandsgarantie
4.3 Gestalterische Anforderungen
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Typologische Merkmale:
Baujahr:
vor ~ 1920
Architektonische Merkmale:
grosses Herrschaftshaus; parkartiger
Umschwung; grosser Garten
Raumkonzeption:
grosszügiger Grundriss; offenes internes
Erschliessungssystem für alle Räume, oft
ungeeignet für mehrere Wohneinheiten

Nutzung:
Nutzungsart:
Wohnen
Andere Nutzungen:
Gartenhaus/Lauben
Anzahl Wohneinheiten:
1

Konstruktives Konzept:
Statischer Aufbau:
Fassade und grösstenteils auch Innenwände
traend ausgebildet
Durchbrüche:
Lediglich kleinere Mauerdurchbrüche (Türen
u.ä.) unproblematisch
Änderung Tragsystem:
bedingt aufwendige Ergänzungskonstruktion

Material:
Böden:
Holzbalken oder Hourdisdecken
Aussenwände:
Sichtbackstein oder Bruchsteinmauerwerk mit
Putz
Trennwände:
Backstein
Keller:
einfach unterkellert, enge Durchgänge; Gewölbe
massiv, schlecht entwässert
Fenster:
Kasten oder einfach verglaste Holzfenster mit
Natur- oder Kunststeineinfassungen
Dach:
Schrägdach, Ziegel, Schiefer oder Blech

Perspektivische Ansicht

Situation

Grundriss

Bad

ZimmerZimmerZimmerZimmer

Halle

Mädch.
zimm.

Balkon
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2.1.1 Aufteilung in mehrere Wohn-
einheiten

1.1 Änderung der internen
Erschliessung / Treppenhaus

Bei der  Sanierung von Treppenhäusern sind gene-
relle – auf Neubauvorhaben zugeschnittene – feu-
erpolizeiliche Vorschriften einzuhalten.
• Dabei ergeben sich die häufigsten Konflikte be-
züglich Einhaltung minimaler Treppenbreiten
und von Feuerwiderstandswerten. Letztere ge-
ben den Zeitraum an, während dessen ein einzel-
ner Bauteil den Flammen im Brandfall Widerstand
leisten muss. Die entsprechenden Bestimmungen
sind den kantonalen Baugesetzen, separaten
feuerpolizeilichen Erlassen und einschlägigen
Fachnormen (Richtlinien und Wegleitungen) zu
entnehmen.  Oft ergibt sich aber im Rahmen einer
Treppenhaussanierung das Anliegen, aus finan-
ziellen und/oder ästhetischen Erwägungen einzel-
ne bestehende Bauteile zu erhalten, die für sich
den gesetzlichen Anforderungen nicht genügen.
Dann kann allenfalls mit Hilfe eines übergreifen-
den, die ganze Liegenschaft betreffenden Feuer-
schutzkonzepts den Problemen ausgewichen wer-
den. So kommen z.B. anstelle der Ersetzung von
Holztreppen, schönen alten Türen und Tapeten
oder Stukkaturen folgende alternative Massnah-
men in Betracht:
– Erstellung von Nottreppen/Notausgängen
– Einrichten einer Sprinkleranlage
– Verwendung neuartiger Materialien
– Gezielte Plazierung von Feuerlöschern
Zumindest die Kombination einzelner der genann-
ten Massnahmen sollte ausreichen, dass den ge-
setzlichen Anforderungen an die Sicherheit ge-
samthaft Genüge getan werden kann.
Von derartigen Gesamtkonzepten, die die Einhal-
tung starrer Vorschriften in Bezug auf einzelne
Bauteile überflüssig machen, gibt es erfolgreich
realisierte Beispiele an verschiedenartigen Objek-
ten, die unter Hinweis auf deren – oft erheblichen
– Kostenfolgen noch vermehrt durch die Feuerpo-
lizeibehörden bekannt gemacht werden sollten.

1.2 Lifteinbau

Zur Komfortsteigerung, vermehrt aber auch aus
Anliegen des betagten- und behinder-
tengerechten Bauens (Norm CRB SN 521 500)
heraus, taucht im Rahmen von Umbauten oft der
Wunsch auf, nachträglich einen Lift (ggf. mit eben-
erdigem Zugang) einzubauen.
Soll der Liftschacht aus technischen und finanziel-
len Erwägungen ausserhalb der bereits bestehen-
den Kubatur angebracht werden, können folgende
Konflikte entstehen:
• Anforderungen an die Ästhetik der Bau▼e (’

Ästhetik-Generalklausel)
• Auflagen der Denkmalpflege, die ausdrücklich

eine Veränderung der betreffenden Fassadenge-
staltung verunmöglichen

Bei innerhalb der bestehenden Kubatur erfolgen-
dem Lifteinbau sind grosse Aufwendungen unum-
gänglich: So muss diesfalls entweder das Treppen-
haus komplett  umgestaltet oder die übrige Raum-
aufteilung dem Lifteinbau entsprechend ange-
passt werden. Rechtliche Probleme können sich in
folgenden Bereichen ergeben:
• Schallschutz innerhalb des Gebäudes (beachte:

Die Einhaltung der SIA-Norm 181 wird von Art.
32 Abs. 1 LRV lediglich für die Erstellung neuer
Gebäude zwingend als anwendbar erklärt). Für
Umbauten gilt die in allen kantonalen Baugeset-
zen übliche Generalklausel, wonach Bauten und
Anlagen den anerkannten Regeln der Baukunde
zu entsprechen haben; bei der Beurteilung eines
Umbauvorhabens werden wohl Anforderungen
der SIA-Norm 181 zumindest als Vergleichswert
herangezogen.

• Grundsätzlich zulässige technisch bedingte
Aufbauten können aus ästhetischen oder denk-
malpflegerischen Gründen nicht angebracht
werden. Allenfalls ist in solchen Situationen der
Einbau eines  hydraulischen Lifts zu prüfen, der
ohne Dachüberfahrt auskommen kann.

• Je nach statischen Verhältnissen muss mit gros-
sem Aufwand für die Einhaltung der Vorschriften
über die Sicherheit bei Ausführung der
Bauarbeiten gesorgt werden.
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1.3 Zusätzliche Sanitärräume

Typischerweise wird bei der nachträglichen Auftei-
lung in mehrere abgeschlossene Wohneinheiten
auf jedem Geschoss entweder das fehlende Bad
oder aber die fehlende Küche eingerichtet werden
müssen. Die rechtsgenügende Plazierung und
Gestaltung dieser Räume (insbesondere Einhalten
von Belichtungs- und Belüftungsvorschrif-
ten) bietet kaum Probleme. Dagegen müssen
durch den nachträglichen Anschluss dieser Räu-
me an die bestehende technische Infrastruktur
(Wasser-, Abwasser-, Strom- und Gasleitungen,
Trennung fester Abfälle) die entsprechenden Vor-
schriften eingehalten werden, vg●:
’ Erneuerungsabsicht 7.2: Übrige Anpassungs-

pflichten u■d
’ Erneuerungsabsicht 10: Umfassende gebäude-

technische Sanierung.

2 Nutzungsänderung zu gewerbli-
chen Zwecken

Aus wirtschaftlichen Überlegungen drängt es sich
im Rahmen von Sanierungs- bzw. Umbauvorha-
ben an reinen Wohnbauten oft auf, zur Erreichung
einer angemessenen Rendite neu auch – zumin-
dest in einem Teil des Gebäudes – gewerbliche
Nutzungsmöglichkeiten zu schaffen. Dies ist vor
allem in denjenigen Fällen ein berechtigtes Anlie-
gen, wo denkmalpflegerische und damit um-
bauverteuernde Anordnungen zu berücksichtigen
sind; gerade Villen sind unter diesen Bedingungen
in ihrer ursprünglichen Funktion für einen Privaten
oft gar nicht mehr zu halten. Da die Möglichkeiten,
wie sie die nutzungsplanerische Grundordnung
für bereits bebaute Perimeter gewährt, in der Regel
mit der aktuell vorhandenen Nutzung über-
einstimmen, stellen sich folgende rechtliche Pro-
bleme:
• Die Durchführung der hier beschriebenen Erneu-

erungsabsicht setzt oft eine Zonenplanände-
rung voraus. Sie kann jedoch in folgenden Fällen
nicht in Betracht gezogen werden: Wenn die
betreffende Liegenschaft inmitten einer einheit-
lichen Zone liegt, deren gesamthafte Änderung
nicht wünschbar ist, kommt eine sog. “Briefmar-
kenzonierung” zur Ermöglichung eines Einzel-

vorhabens grundsätzlich nicht in Frage. Oder
aber es stehen die strengen Voraussetzungen zur
Vornahme von Zonenplanänderungen solchem
Ansinnen im Wege: Denn Zonenpläne können in
der Regel nur geändert werden, wenn sich seit
deren Inkrafttreten die Verhältnisse erheblich
geändert haben (Art. 21 Abs. 2 RPG). Dies ist
jedoch oft nicht der Fall.

• Je nach Kanton können die Voraussetzungen für
die Umnutzung durch die Aufstellung ein❅s  ’
Sondernutzungsplans geschaffen werden.
Nach vielen kantonalen Regelungen wäre dies in
unserem Fall jedoch nicht möglich: Einige Bau-
gesetze sehen nämlich vor, dass im Rahmen von
Sondernutzungsplanungen nicht von den Be-
stimmungen der Grundordnung betreffend Nut-
zungsart abgewichen werden darf; nach andern
kann ein solcher Plan nicht für eine einzelne,
kleinere Parzelle erstellt werden.

• Gerade in Villenquartieren stehen Umnutzungs-
absichten vielleicht auch privatrechtlic❈e  ’
Grunddienstbarkeiten im Wege, weil im Zeit-
punkt der Erstellung der Bauten gegenseitig ver-
einbart wurde, dass gewerbliche Nutzung auf
‘ewig’ ausgeschlossen werden soll.

• In Wohnzonen ist in der Regel nicht störendes
Gewerbe zulässig. Eine entsprechende Nut-
zungsänderung wird dann allenfalls durch Vor-
schriften über einen Mindestwohnanteil ver-
hindert.

3 Ergänzungsbau

3.1 Plazierung des Gebäudes
innerhalb des Areals

Bei der Realisierung von Ergänzungsbauten erge-
ben sich aufgrund einer ungünstigen Parzellar-
struktur oft verschiedene Probleme:
• Die Unterschreitung von hinderlichen Gebäu-

deabstandsvorschriften auf dem Wege d❅r  ’
Ausnahmebewilligung ist mangels Vorliegen
“besonderer Verhältnisse” meist nicht möglich.
Durch Einfügen eines Verbindungsbaus zwi-
schen bestehender Baute und Ergänzungsbau
(wodurch die verschiedenen Baukörper im recht-
lichen Sinne als ein Gebäude gelten) kann die-
sem Problem ausgewichen werden; je nach Bau-
ordnung steht dann aber allenfalls eine zu-



23

IP BAU Zutritt 1: Typologie von Umbausituationen

sätzlich zu beachtende Gebäudelängen-
beschränkung im Wege.

• Die Unterschreitung eines hinderlichen Gren-
zabstandes kann durch Einräumung eines Nä-
herbaurechts durch den Nachbarn erreicht wer-
den. Dieser hat sich jedoch zu verpflichten, mit
eigenen Bauvorhaben nur so nahe an die ge-
meinsame Grenze zu bauen, dass der erforderli-
che Gebäudeabstand jedenfalls eingehalten wer-
den kann.

Allenfalls kann eine Projektierung nach den Regeln
und unter den Vergünstigungen ❖on ’ Gesamt-
überbauungen (Arealüberbauungen) in Betracht
gezogen werden, weil mit diesem Instrument i.d.R
innerhalb des einbezogenen Areals von der Einhal-
tung genereller Gebäudeabstandsvorschriften
bzw. Gebäudelängenbeschränkungen unter Vor-
behalt der Einhaltung feuerpolizeilicher Minde-
stanforderungen befreit werden kann. Nach heute
üblichen Regelungen treten jedoch zwei Probleme
auf, die ganz allgemein der Anwendung von Ge-
samtüberbauungen in bereits weitgehend über-
bauten Perimetern entgegenstehen:
• Zu grosse Mindestarealfläche als Vorausset-

zung zur einheitlichen Projektierung (z.B.
8000m2)

• Fehlende Möglichkeit der Anrechnung von
bereits bebauten Parzellen an die notwendige
Mindestarealfläche.

Im Rahmen von Gesamtüberbauungen können
Vergünstigungen gegenüber der Grundordnung
nur unter im Gesetz näher umschriebenen Quali-
tätsanforderungen in gestalterischer und funktio-
naler Hinsicht gewährt werden. Damit diesen
Qualitätsanforderungen auch auf kleineren Area-
len genügt werden kann, bzw. beurteilbar ist, ob die
vorgesehenen baulichen Massnahmen sich mit
dem näheren Umfeld des betreffenden Areals zu
einem sinnvollen Ganzen fügen, wären Vorleistun-
gen des Gemeinwesens in Form von arealüber-
greifenden Gestaltungskonzepten zu erbringen: Zu
diesem Zwecke können gewisse Arten ❖on ’
Sondernutzungsplänen oder aber ❄ie ’ kommu-
nale Richtplanung gute Dienste leisten. Wenn mit
diesen Instrumenten eine qualitativ befriedigende
Gestaltung eines ganzen Gevierts oder Quartiers
vorgezeichnet wird, sollte von der Einhaltung einer
Mindestarealfläche abgesehen werden können.

3.2 Beschränkungen aus
privatrechtlichen Servituten

Die Überbauungsmöglichkeit eines Grundstücks
ist z.B. durch sog. Aussichts- oder Villenser-
vitute eingeschränkt.
• Wenn der Nachbar keine Hand zur Ablösung

derartiger Belastungen bietet, besteht fast keine
Möglichkeit zur Realisierung des in diesem Bei-
spiel angestrebten Ergänzungsbaus, vgl. a◆ch ’
Grunddienstbarkeiten.

3.3 Denkmalschutz und
Gestaltung der Baute

Der Ergänzungsbau kann allenfalls aufgrund des
Schutzbeschriebs der bestehenden Hauptbaute,
vor allem aber wegen Schutzanordnungen be-
treffend Erhaltung des privaten Aussen-
raums verunmöglicht sein (z.B. Erhaltung des
parkartigen Umschwungs mit wertvollem altem
Baumbestand).
• Aber auch wenn aufgrund der Bauvorschriften

zulässig, ist die Gestaltung von Ergänzungsbau-
ten eine anspruchsvolle architektonische Aufga-
be und es können von der Bewilligungsbehörde
aufgrund ❖on ’ Ästhetikgeneralklauseln auch
entsprechende Anforderungen gestellt werden.
Um vergebliche Projektierungsaufwendungen
zu vermeiden, empfiehlt sich eine frühe Kontakt-
nahme mit den Behörden und ggf. sogar die
Einholung ei■es ’ Vorentscheids betreffend
Zulässigkeit der beabsichtigten Gestaltung.

4 Ersatzneubau

4.1 Denkmalpflege

Durch eine integrale Unterschutzstellung oder Ge-
bote, wonach einzelne Teile der Baute in ihrer
ursprünglichen Form zu erhalten sind, wird ein
Ersatzneubau verunmöglic❈t (’ Substanzerhal-
tung).
• Dagegen sind im Rahmen von Massnahmen ❄es

’ Strukturschutzes Ersatzneubauten nicht im-
mer ausgeschlossen; diesfalls sind dann aber
über das generelle Einordnungsgebot hinausge-
hende, detaillierte Anordnungen betreffend Ku-
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batur und Stellung der Baute, der hauptsächli-
chen Merkmale der Fassadengliederung u.ä. zu
beachten.

4.2 Besitzstandsgarantie

Ist ein bestehendes Gebäude nicht von substanzer-
haltenden denkmalpflegerischen Anordnungen
betroffen, so kann grundsätzlich an dessen Stelle
eine Neubaute errichtet werden. Ein solcher Er-
satzneubau ist in manchen Fällen die beste Lösung
zur Behebung funktionaler und/oder gestalteri-
scher Mängel des bisherigen Bestandes.
• In vielen Fällen verhindern jedoch eine restrikti-

ve Zonierung oder Baulinien – die die bestehen-
de Baute sog. baurechtswidrig werden lassen –
einen in finanzieller Hinsicht attraktiven Neubau:
Wenn nämlich aufgrund des geltenden Rechts
eine Baute im bestehenden Umfang gar nicht
mehr erstellt werden könnte, beruft sich der
Eigentümer mit Vorteil auf ❄ie ’ Besitz-
standsgarantie. Die Umbauarbeiten dürfen je-
doch diesfalls in ihrem Ausmass und den wirt-
schaftlichen Auswirkungen nicht einem Neubau
gleichkommen.

4.3 Gestalterische Anforderungen

In bereits weitgehend überbauten Perimetern all-
gemein, insbesondere natürlich im Zusammen-
hang mit Neubauvorhaben, stellen sich oft schwie-
rige gestalterische Fragen.
•  Bei der Anwendung ❖on ’ Ästhetikgeneral-

klauseln ist oft nicht klar, ob sich nun ein Neubau
in ästhetischer Hinsicht sklavisch an den Nach-
bargebäuden zu orientieren habe, diesem dialek-
tisch begegnen oder eine völlig eigenständige
Form aufweisen dürfe.
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Typ Einfamilienhaus

Erneuerungsabsichten:

5 Dachausbau 27
5.1 Ausnützung
5.2 Dachflächenfenster, Lukarnen/Dacheinschnitt
5.3 Neue Erschliessung des Dachgeschosses
5.4 Isolation Dachfläche

6 Anbau Wintergarten 28
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Typologische Merkmale:
Baujahr:
~ 1930–1990
Architektonische Merkmale:
Einfach konzipiertes Doppel-, Reihen- oder
Einfamilienhaus, max. 2-geschossig
Raumkonzeption:
Enge Räume, Unterteilung Wohn-/Schlaf-
geschoss, 2. Geschoss als Dachgeschoss

Nutzung:
Nutzungsart:
Wohnen für 1 Familie
Andere Nutzungen:
–
Anzahl Wohneinheiten:
1

Konstruktives Konzept:
Statischer Aufbau:
konventionelle Bauweise in Backstein oder Beton
Durchbrüche:
unproblematisch
Änderung Tragsystem:
auch bei einschneidenden Massnahmen
unproblematisch

Material:
Böden:
Beton, Hourdis oder Holzbalken
Aussenwände:
Backstein/Verputz
Trennwände:
Backstein/Gips
Keller:
klein, durch Heizung und Waschen bereits
ausgeschöpft
Fenster:
Holzfenster
Dach:
Schrägdach, Ziegel, Zementschiefer

Perspektivische Ansicht

Schnitt

Grundriss

Zimmer Zimmer

Zimmer Estrich Estrich Zimmer

Dachgeschoss

Zi
Kü Kü

Zi

Wohn-
zimmer Zimmer Zimmer

Wohn-
zimmer

Erdgeschoss
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5 Dachausbau

5.1 Ausnützung

Dem nachträglichen Dachgeschossausbau kön-
nen fehlende Nutzungsreserven im Wege stehen:
Oft ist nämlich die zulässige Ausnützung durch
die ursprüngliche Baueingabe bereits ausge-
schöpft worden. In diesen Fällen bestehen drei
Möglichkeiten:
– Anhebung der Ausnützungsziffer mittels Planän-

derung für bestimmt umgrenzte Gebiete
– Generelles Sonderrecht für Altbauten: Einführen

einer gesetzlichen Regelung, wonach bestehen-
de Bauten, die vor einem bestimmten Datum
erstellt wurden, unabhängig von der bereits kon-
sumierten Ausnützung und Geschosszahl inner-
halb des bestehenden Volumens voll ausgebaut
werden dürfen.

– Generelle Erleichterungen für Alt- und Neubau-
ten: Einführung einer gesetzlichen Bestimmung,
wonach Flächen in Dachgeschossen generell
nicht in die Berechnung der Ausnützung einbe-
zogen werden müssen.

Die Anhebung der Ausnützungsziffer mittels
Planänderung lässt die differenziertesten Lösun-
gen zu: Einerseits, weil diese Vergünstigung nur
für geeignete, bestimmt umgrenzte Perimeter zu-
gelassen werden kann. Anderseits erhöhen sich
die Möglichkeiten für den einzelnen Eigentümer,
weil dieser, je nach konkretem Bedürfnis und Eig-
nung seines Objekts, die Zusatznutzung anstatt in
Form eines allenfalls aus technischen und/oder
finanziellen Gründen problematischen Dachaus-
baus auch in Form eines Anbaus (Wohnzimmer-,
Küchenvergrösserung o.ä.) realisieren kann.
Solchen Anliegen kann mit einer generellen Zu-
lassung lediglich des Dachgeschossausbaus
für Altbauten nicht Rechnung getragen werden.
Bei Einfamilienhäusern führen “Verdichtungs-
möglichkeiten” in Form von Dachge-
schossausbauten zwar zu befriedigenden Ergeb-
nissen, weil der Eigentümer als Selbstnutzer ganz
nach seinen Bedürfnissen von diesen Möglichkei-
ten Gebrauch machen kann oder eben auch nicht.
Jedoch können bei Mietobjekten – insbesondere
bei Mehrfamilienhäusern – generelle Ausbaumög-
lichkeiten von Dachgeschossen zu unbefriedigen-
den Ergebnissen führen: Durch den Ausbau des

Dachgeschosses geht stets willkommener Stau-
raum verloren, was bei bescheidenen Grundrissen
der bestehenden Wohnungen zu erheblichen Ein-
bussen führen kann. Auch wird in aller Regel eine
allfällig bestehende Zinne der neuerstellten Dach-
wohnung zugeschlagen, was eine Verminderung
der Wohnqualität und Einschränkungen der Kon-
taktmöglichkeiten für die gesamte übrige Bewoh-
nerschaft mit sich zieht. Aber auch energetische
und finanzielle Aspekte sprechen allenfalls gegen
die Aufhebung des Estrichs, der bisher auch der
Wäschetrocknung diente: So werden in jeder Woh-
nung sog. Waschtürme (Waschmaschine und
Tumbler) eingebaut, was mit einem weiteren Platz-
verlust und Mietzinsaufschlägen verbunden ist.
Zusätzlich sind solche Massnahmen in energeti-
scher Hinsicht wenig sinnvoll. Aus diesen Gründen
sollte für Mehrfamilienhäuser auf generelle ge-
setzliche, ausschliesslich auf den Dachgeschos-
sausbau gerichtete, Erleichterungen verzichtet
werden.

5.2 Einbau von Dachflächen-
fenstern, Lukarnen und Dach-
einschnitten

Dachausbauten machen aus wohnhygienischen
Gründen notwendigerweise bauliche Massnah-
men nötig, die das äussere Erscheinungsbild des
Daches verändern. Das nachträgliche Anbringen
von Dachflächenfenstern, Lukarnen oder Dachein-
schnitten (Balkone) kann zu folgenden Konflikten
führen:
• In den kantonalen Baugesetzen bzw. in Bauord-

nungen werden i.d.R. generelle Vorschriften
über das zulässige Mass und die Situierung
von Öffnungen in Dachgeschossen getrof-
fen. In diesem Sinne darf z.B. die Dachfläche
lediglich auf einem Drittel der Fassadenlänge
aufgerissen oder mit einzelnen Öffnungen ein
bestimmtes Mass (z.B. 1.8m Breite) nicht über-
schritten werden. Die Mindestanforderungen an
Belichtung und Belüftung der Dachwohnung
können trotz solchen Beschränkungen in aller
Regel eingehalten werden; doch werden gleich-
zeitig allenfalls auch aus funktionaler Sicht bes-
sere – und mit gestalterischen Anforderungen im
Einklang stehende – Lösungen verunmöglicht.
Wenn nun in einem Quartier vermehrt mit Dach-
geschossausbauten zu rechnen ist, sollten je
nach baulicher Struktur eines Gevierts differen-



28

IP BAUZutritt 1: Typologie von Umbausituationen

zierte Anordnungen betreffend Dachgestaltung
getroffen werden können, damit nicht eine für
alle Zonen einheitlich geltende entsprechende
Regelung gute Lösungen verunmöglicht.

• Obwohl der nachträgliche Dachgeschossausbau
immer häufiger generell durch die Grundord-
nung zugelassen und in dem Sinne gefördert
wird, treten bei der Realisierung im Einzelfall
häufig Konflikte mit gestalterischen Anliegen
auf. Der Baubewilligungsbehörde stehen im Ein-
zelfall zur Wahrung eines ansprechenden
Siedlungsbildes die Möglichkeiten ❖on ’Ästhe-
tikgeneralklauseln zur Verfügung. Wenn sich
nun aber für ein ganzes Quartier allgemein eine
Unverträglichkeit von Dachgeschossausbauten
mit ästhetischen Anforderungen herausstellen
sollte, wären entsprechende Korrekturen durch
Plan- bzw. Gesetzesänderungen vorzunehmen.

5.3 Neue Erschliessung des
Dachgeschosses

v❇l. ’ Erneuerungsabsicht 1.1: Änderung der inter-
nen Erschliessung / Treppenhaus

5.4 Isolation Dachfläche

• Eine nachträgliche, den Wärmedämmvor-
schriften genügende Isolation des Dachge-
schosses bringt bauphysikalische Probleme:
Trotz hohen finanziellen Aufwendungen lassen
sich Dampf- und Diffusionsprobleme kaum lö-
sen, wenn nicht eine Totalsanierung des Daches
vorgenommen wird.

• Je nach Dachneigung entstehen durch die erfor-
derliche Isolationstiefe Probleme in der Grund-
rissgestaltung einer Dachwohnung, die als sepa-
rate Wohneinheit dienen soll. Denn die Einhal-
tung minimaler Raumhöhen lässt allenfalls
keine sinnvolle Raumaufteilung zu. Diesfalls
kann insbesondere bei Mehrfamilienhäusern als
Alternative der Einbau einzelner Mansardenzim-
mer in Betracht gezogen werden, der überdies
aus technischer und finanzieller Sicht Vorteile
bringen kann (separate Isolation der einzelnen
Zellen anstelle der Dachhaut; geringere
Infrastrukturaufwendungen, weil Mansarden je
zu einer bereits bestehenden Wohnung zugehö-
ren).

6 Anbau Wintergarten

Wintergärten sind abgeschlossene, mehrheitlich
verglaste Raumeinheiten, die keine heiztechni-
schen Installationen aufweisen; vielmehr dienen
sie der passiven Energiegewinnung. Die Erstel-
lung von Wintergärten stellt eine beliebte Mass-
nahme zur Steigerung des Wohnwertes und der
Vergrösserung der Nutzfläche dar. Aus technischer
Sicht attraktiv ist, dass sie ohne wesentliche Ein-
griffe in die bestehende Substanz einem Gebäude
‘angehängt ‘ werden können. Wenn bei der Erstel-
lung der betreffenden Hauptbaute die generellen
Vorschriften voll ausgeschöpft wurden, liesse sich
nachträglich kein Wintergarten mehr anfügen,
weil für Anbauten, die dem dauernden Aufenthalt
von Menschen dienen können, grundsätzlich alle
einschlägigen Regelungen zu beachten sind , wie
– Ausnützungsziffer
– Raumhöhen
– Abstandsvorschriften (Je nach kantonalem

Recht ist abzuklären, ob Wintergärten als Gebäu-
deerweiterung oder aber als privilegierte An-
oder Nebenbauten zu qualifizieren sind).

– Gebäudelängenbeschränkungen
– Anforderungen an die Gestaltung und Ein-

ordnung
• Weil mit Wintergärten gemessen am Aufwand

ihrer Erstellung eine erhebliche Steigerung des
Wohnwertes erreicht werden kann, und weil sie
auch aus energetischen Gründen sinnvoll sein
können, haben verschiedene Kantone und Ge-
meinden in den letzten Jahren Sonderbestim-
mungen für die Erstellung von Wintergärten
eingeführt. Die Regelung solcher Privilegierun-
gen gestaltet sich i.d.R etwa folgendermassen:

Allgemeine Voraussetzungen zur Privilegierung:
– keine heiztechnischen Installationen;
– Abtrennung(-smöglichkeit) von dahinter liegen-

den Räumen;
– Südorientierung oder zumindest nicht mehrheit-

lich Sektor NW/NO ausgerichtet;
– Beschränkung auf eine bestimmte Maximalflä-

che (absolut oder im Verhältnis zur gesamten
zulässigen Nutzfläche);

– bis zu einer bestimmten Maximalfläche müssen
Wintergärten nicht in die Berechnung der Aus-
nützung einbezogen werden;
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– Entbindung der hintenliegenden Räume von der
Vorschrift, wonach Wohnräume grundsätzlich
direkt belüftbar sein müssen;

– evt. Deklaration als selbständiger Anbau bzw.
Kleinbaute mit entsprechenden Abstandsprivile-
gien.

Exkurs: Balkonverglasungen, Dachwintergärten
Während bei Einfamilienhäusern Wintergärten in
Form von ebenerdigen Anbauten erstellt werden,
tritt bei Mehrfamilienhäusern oft der Wunsch auf,
Balkone zu verglasen oder einen Dachwintergar-
ten zu erstellen.

• Wenn diese Vorhaben die erforderlichen Merk-
male von Wintergärten aufweisen, kommen die
obgenannten Privilegierungen grundsätzlich
entsprechend zur Anwendung. Je nach Gestal-
tung sind dann aber Bestimmungen über erker-
artige Anbauten (maximale Tiefe bzw. Baulinien-
oder Abstandsunterschreitungen) bzw. die übri-
gen Bestimmungen betreffend Dach-/Attikage-
schosse zu berücksichtigen (Profile, First- und
Gebäudehöhen).
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Typ Mehrfamilienhaus I

Erneuerungsabsichten:

7 Sanierungspflichten 33
7.1 Eigentliche Sanierungspflichten
7.2 Übrige Anpassungspflichten
7.3 Reine  Unterhaltspflichten

8 Sanierung unter Beibehaltung der Mieterschaft 34

9 Aufstockung 35
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Typologische Merkmale:
Baujahr:
~ 1880–1960
Architektonische Merkmale:
3–4 geschossiges MFH mit Schrägdach,
schlichtes Volumen und Gestaltung
Raumkonzeption:
Enge Wohnungen an einem sanierungs-
bedürftigen Treppenhaus angeschlossen

Nutzung:
Nutzungsart:
Wohnen
Andere Nutzungen:
Einzelzimmer im Dachgeschoss
Anzahl Wohneinheiten:
3–4 Familienwohnungen

Konstruktives Konzept:
Statischer Aufbau:
Massivbauweise, tragende Wände bilden
Raumzellen
Durchbrüche:
keine überdurchschnittlichen Probleme
Änderung Tragsystem:
kann in Teilbereichen vorgenommen werden

Material:
Böden:
Holzbalken/Hourdis oder Beton
Aussenwände:
Bruchsteinmauerwerk/Backstein/Putz
Trennwände:
Holzständer/Bruchsteinausfüllung/Backstein
Keller:
leicht erhöht mit Kellerfenster, Einteilung wie
Obergeschoss
Fenster:
Holzfenster
Dach:
Schrägdach, Ziegel, Zementschiefer

Perspektivische Ansicht

Situation

Grundriss

Zimmer Zimmer Zimmer

Bad

Küche

Korridor

WC

Zimmer
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7 Sanierungspflichten

Die bestehende Baute geniesst weitgeh❅nd ’ Be-
standesschutz: Nach Erstellung der Baute erlas-
sene, schärfere Vorschriften tangiert die einmal
rechtmässig getätigte Investition grundsätzlich
nicht.

7.1 Eigentliche Sanierungspflich-
ten

Namentlich im Bereiche des Umweltschutzes
wurden in den letzten Jahren vermehrt gesetzliche
Grundlagen geschaffen, um einzelne, vordringli-
che Massnahmen jedenfalls durchsetzen zu kön-
nen.
• Aufgrund sog. Sanierungspflichten können in

Abweichung zur Besitzstandsgarantie Anpas-
sungen an neue Vorschriften auch dann verlangt
werden, wenn der betreffende Grundeigentü-
mer selbst noch gar keine Veränderungen vor-
nehmen möchte. Dies bedeutet, dass einzelne
von der Sanierungspflicht betroffene Bauteile
ersetzt werden müssen, bevor sie genügend
amortisiert werden konnten. Zur Milderung der-
artiger finanzieller Nachteile werden z.T. Über-
gangsfristen gewährt. Mit derartigen Sanie-
rungspflichten muss namentlich in folgenden
Bereichen gerechnet werden:

– Sanierung von Feuerungsanlagen
– getrennte Heizkostenerfassung und -abrech-

nung
– Beseitigung erdverlegter Öltanks
– Anbringen von Schallschutzfenstern

• Sanierungspflichten aus Gründen des Umwelt-
schutzes sind in ihrer Intention wohl weitgehend
unbestritten und es wird auch als zumutbar er-
achtet, entsprechende Mehraufwendungen in
Kauf zu nehmen. Bei Überschreitung der Alarm-
werte sind die Kosten für den Einbau von Schall-
schutzfenstern vom Inhaber der lärmverursa-
chenden öffentlichen oder konzessionierten An-
lage zu tragen, wenn dieser nicht nachweist,
dass zum Zeitpunkt der Baueingabe des betroffe-
nen Gebäudes entweder die Immissions-
grenzwerte schon überschritten wurden oder die
Anlageprojekte bereits öffentlich aufgelegt wa-
ren (Art. 20 i.V.m. Art. 16 USG).
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• Im Rahmen der Durchführung von Sanierungs-
pflichten drängt es sich unter Umständen auf,
aus Rationalisierungsgründen und zur Vermei-
dung von dauernden Umtrieben gleichzeitig
weitere werterhaltende Massnahmen oder so-
gar Umbauten in Angriff zu nehmen, die sich im
Normalfall noch hätten aufschieben lassen. Dies
führt dann in vielen Fällen gleich zu Totalsanie-
rungen und ggf. zu entsprechenden Konflikten
mit den Interessen der bestehenden Mieter-
schaft (vgl. nachfolg❅nd ’ Erneuerungsabsicht 8:
Sanierung unter Beibehaltung der Mieterschaft).

7.2 Übrige Anpassungspflichten

Im Gegensatz zu den obgenannten Sanierungs-
pflichten, die unabhängig von Umbauabsichten
des Eigentümers durchgesetzt werden können,
löst auch die aus eigener Veranlassung eingeholte
(Um-)Baubewilligung oft verschiedenste Pflichten
zu Anpassungen aus, mit denen der Bauherr allen-
falls nicht gerechnet hat.
• So ziehen z.B. der Einbau neuer Küchen oder der

Ausbau eines bestehenden Dachgeschosses An-
passungsmassnahmen nach sich, die indirekt
mit der geplanten Veränderung zusam-
menhängen.

Beispiele:
– Einhaltung neuer Wärmedämmvorschriften

bei auch nur teilweiser Veränderung von Fassa-
de, Dach oder Fenstern;

– Sanierung des Abwassersystems bei Neuein-
bau bzw. Ersatz von Sanitäreinrichtungen;

– Erstellen von Einrichtungen zur Abfalltren-
nung in der Küche;

– Einrichten von Containerstandorten auf priva-
tem Grund;

– Einhaltung neuer Vorschriften über Fahrzeug-
abstellplätze (Verminderung oder Vermeh-
rung); insbesondere Neueinrichtung bzw. Ver-
mehrung von Fahrzeugabstellplätzen im Zusam-
menhang mit einer Nutzungsintensivierung (z.B.
durch Dachgeschossausbau).

Aufgrund des Prinzips der Verhältnismässig-
keit  wird in der Praxis je nach Situation auf die
Durchsetzung solcher Vorschriften verzichtet,
wenn sie mit unzumutbaren finanziellen Aufwen-
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dungen oder sonstwie sehr ungünstigen Auswir-
kungen verbunden wären. (Bei Sanierungspflich-
ten werden solche Schwierigkeiten durch die Ein-
räumung von Übergangsfristen gemildert, vgl.
vorn.) Je nachdem wird die Erteilung einer formel-
●en ’ Ausnahmebewilligung nötig; daneben
sind je nach Sachbereich Spezialtatbestände ver-
breitet, die Alternativen zulassen z.B.
– in bezug auf die Befreiung einer Parkplatzer-

stellungspflicht (Leistung einer Ersatzabgabe);
– in bezug auf die Befreiung von Wärmedämm-

vorschriften, wenn ausdrückliche denkmalpfle-
gerische Anordnungen oder auch lediglich ❄ie ’
Ästhetikgeneralklausel deren Einhaltung ent-
gegenstehen;

– in bezug auf die Einhaltung neuer feuerpolizei-
licher Anforderungen, v❇l. ’ Erneuerungsab-
sicht 1.1: Änderung der internen Erschliessung /
Treppenhaus.

7.3 Reine Unterhaltspflichten

Die bestehende Baute unterliegt verschiedenen
Unterhaltspflichten. Im Gegensatz zu den Sanie-
rungs- und Anpassungspflichten gem. den Punk-
ten 7.1 und 7.2 werden Unterhaltspflichten nicht
durch veränderte gesetzliche Rahmenbedingun-
gen, sondern durch die natürliche Alterung oder
Abnützung der Baute  ausgelöst:
• Es geht also darum, den einmal geschaffenen

Zustand in seiner Qualität zu erhalten. Folgende
Tatbestände zwingen zum reinen Unterhalt:

– Kantonales öffentliches Recht: Mindestanfor-
derungen an Hygiene und Sicherheit müssen
dauernd gewährleistet sein; denn die Besitz-
standsgarantie bezieht sich nicht auf den rein
physischen aktuellen, sondern auf den einmal
bewilligten – eben einwandfreien – Zustand einer
Baute. Deshalb wird in den meisten Kantonen
ausdrücklich wiederholt, was bereits aufgrund
der sog. Polizeigeneralklausel durchgesetzt wer-
den könnte: Durch den Bestand einer Baute dür-
fen weder Personen noch Sachen gefährdet wer-
den. Trifft dies aber in bezug auf irgendwelche
Bauteile zu, so sind diese zu erneuern bzw. zu
ersetzen (z.B. Ersatz elektrischer Installationen
oder Wasserleitungen, Unterhalt einer Brand-
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mauer, Sanierung einer abbröckelnden Fassade
u.ä.)

– Bestehende Mietverträge: Der Mieter hat An-
spruch auf Erhaltung der Gebrauchsfähig-
keit der Mietsache im einmal vereinbarten Zu-
stand, Art. 256 Abs. 1 OR. Den Vermieter treffen
deshalb entsprechende Unterhaltspflichten
(v❇l. ’ Mietrecht).

8 Sanierung unter Beibehaltung
der Mieterschaft

Reine Unterhaltsarbeiten sind vom Eigentümer
vorzunehmen, ohne dass deren Kosten auf den
Mieter überwälzt werden könnten. Von diesem
Grundsatz – der sich aus der generellen Unter-
haltspflicht des Vermieters gegenüber dem
Mieter ergibt (Art. 256 Abs. 1 OR) – sind ausgewie-
sene Kostensteigerungen im Unterhalt ausge-
nommen (Art. 269a OR, Art. 12 VMWG).
Wertvermehrende Verbesserungen (Vergrösse-
rung der Mietsache, andere zusätzliche Nebenlei-
stungen) können unter zahlenmässiger Begrün-
dung voll auf die Mieterschaft überwälzt werden
(Art. 20 VMWG); bei umfassender Überholung der
Mietsache und ohne Ausweisen der einzelnen Ko-
stenstellen i.d.R. zu 50-70 Prozent (Art. 14 Abs. 1
VMWG).
• Sanierungen und Umbauten stellen für die an-

sässige Mieterschaft oft eine starke finanzielle
Mehrbelastung dar. Nur für den Fall, dass der
Vermieter mit Erneuerungsabsichten gegen
überwiegende Interessen der Mieter ver-
stösst, können sich diese allenfalls zur Wehr
setzen (Art. 260 Abs. 1 OR).

• Die Vornahme von Sanierungs- und Umbauvor-
haben samt ihren finanziellen Auswirkungen auf
die bestehende Mieterschaft sind aufgrund des
aktuellen Zustandes vieler bestehender Gebäu-
de unausweichlich. In jedem Falle gilt es aber, auf
die Interessen der Mieter Rücksicht zu nehmen
und insbesondere die Kostensteigerungen in ei-
nem vertretbaren Rahmen zu halten, damit keine
unfreiwilligen Umzüge stattfinden müssen.

Je nach Situation entsteht folgendes Problem. Die
beabsichtigte Umbauabsicht (z.B. Dachgeschos-
sausbau bei genügend vorhandenem Stauraum;
Küchenvergrösserungen zu Wohnküchen bei be-
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scheidenen Grundrissen) deckt sich zwar an sich
mit den Interessen der aktuellen Mieterschaft, ver-
ursacht aber erhebliche Folgeaufwendungen
(Totalsanierung Treppenhaus, Sanierung Kanali-
sation, v❇l. ’ Erneuerungsabsicht 7.2: Übrige
Anpassungspflichten). Wird aus diesen Gründen
aufgrund von Rationalisierungsüberlegungen
eine umfassende Instandstellung auch der übrigen
Gebäudeteile vorgenommen, sind Veränderungen
in der Mieterschaft meist unausweichlich. Stos-
send ist die Wahl der Totalsanierung als Umbauva-
riante dann, wenn der Eigentümer die Arbeiten
ausschliesslich zur Steigerung der Rendite vor-
nimmt oder damit die Auswirkungen nicht getätig-
ter Rückstellungen nachträglich kompensieren
muss. Unter Einberechnung allfälliger Erstrek-
kungsfristen in der Planung ist dann die Vornahme
von Kündigungen nach wie vor sehr verbreitet –
sog. Wegsanierung. Diese radikale Vorgehenswei-
se ist vor allem in stark nachgefragten Lagen mög-
lich, weil sich stets eine noch leistungsfähigere
Mieterschaft finden lässt.
Zum Ganzen v❇l. ’ Mietrecht.

9 Aufstockung

Durch Aufstockung kann eine Mehrausnützung
unter Verwendung bestehender Bausubstanz er-
reicht werden. Da eine solche Massnahme den
Abbruch des bereits bestehenden Daches und
meist auch die Verstärkung der Statik nötig ma-
chen, ist die Aufstockung immer auch mit einer
Totalrenovation der übrigen – zumindest der äus-
seren – Gebäudeteile verbunden. Dann sind über
das gesamte Gebäude alle aktuellen Bau- und
Nutzungsvorschriften einzuhalten: Der umfassen-
den baulichen Eingriffe wegen wird regelmässig
die Möglichkeit zur Gewährung ❄er ’ Besitz-
standsgarantie entfallen.

Damit eine Aufstockung überhaupt in Betracht
gezogen werden kann, müssen folgende Voraus-
setzungen erfüllt sein:
– Der aktuelle Bestand erreicht die nach der Zonen-

ordnung zulässige Geschosszahl noch nicht;
– die Ausnützung ist nicht bereits in den beste-

henden Geschossen voll ausgeschöpft;
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– das bestehende Gebäude weist keine Ab-
standsverstösse auf, weil durch den Wegfall
der Besitzstandsgarantie im Rahmen dieser To-
talsanierung der Abbruch der betreffenden Fas-
sadenteile erforderlich würde;

– dem Abbruch des bestehenden Daches stehen
keine denkmalpflegerischen Anordnungen
entgegen (ist das Gebäude inventarisiert, emp-
fiehlt sich vor Inangriffnahme der Projektierung
die Einholung eines definitiven Entscheids be-
treffend allfälliger Schutzmassnahmen);

– in gewissen Fällen können auch priv❁te ’
Grunddienstbarkeiten zugunsten benachbar-
ter Grundstücke einer Aufstockung entgegenste-
hen.

Wenn eine oder mehrere der obgenannten Voraus-
setzungen nicht erfüllt sind, kommen verschiede-
ne Vorgehensweisen in Betracht, um das Vorha-
ben trotzdem durchziehen zu können:
• Zonenplanänderung zwecks Erhöhung der

Geschosszahl und/oder Verringerung der Ab-
stän❄e (’ Problematisierung unter Erneuerungs-
absicht 2: Nutzungsänderung zu gewerblichen
Zwecken).

• Initiierung ei■er ’ Sondernutzungsplanung, in
deren Rahmen von verschiedensten Bauvor-
schriften der nutzungsplanerischen Grundord-
nung abgewichen werden kann. Je nach kanto-
naler Regelung ergeben sich jedoch folgende
Probleme:

Wenn die Aufstellung durch das Gemeinwe-
sen zu erfolgen hat, scheitert diese allenfalls be-
reits an entsprechenden Kapazitäten in der Bauver-
waltung (finanzielle und personelle Belastungen).
Vor allem aber stehen einer Aufstellung durch die
öffentliche Hand je nach kantonaler Regelung
strenge Voraussetzungen im Wege: Wenn im Rah-
men von Sondernutzungsplanungen sehr weitge-
hende Regelungen betreffend Kubatur, Stellung,
weiterer äusserer Merkmale und Nutzung der ein-
zelnen Bauten getroffen werden müssen, stellt der
Erlass eines Sondernutzungsplans nach traditio-
neller Auffassung einen schweren Eingriff in die
Eigentumsfreiheit dar. Die Interessenlage des Ei-
gentümers in der hier besprochenen Situation
macht jedoch deutlich, dass in einem solchen Fall
an den Erlass eines Sondernutzungsplans keine
strengeren Voraussetzungen geknüpft werden
sollten, als sie für die nutzungsplanerische Grund-
ordnung zu beachten sind, weil ja die Überbau-
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ungsmöglichkeit für den Privaten nicht weiter ein-
geschränkt, sondern im Gegenteil eine sinnvolle
Erneuerung erst ermöglicht wird.
Falls eine private Aufstellung des Sondernut-
zungsplans möglich ist, ergibt sich in bereits über-
bauten Quartieren folgendes Problem: Wenn der
Auslöser ein Einzelvorhaben ist, wird der Plan
häufig am mangelnden Interesse der Nachbarn
scheitern, wenn diese selbst keine Mehrausnüt-
zungen anstreben oder bereits im Rahmen der
Regelbauweise Sanierungen vorgenommen ha-
ben. Die Inkraftsetzung eines Sondernutzungs-
plans durch die Legislative wird jedoch in aller
Regel von der Sichtbarmachung eines über-
greifenden Konzepts abhängen, was den Einbezug
mehrerer Parzellen nötig macht. Damit in Zukunft
überzeugenden Lösungen mittels privat aufge-
stellter Sondernutzungspläne auch in kleineren
Perimetern zum Durchbruch verholfen werden

kann, wäre durch das Gemeinwesen folgende Vor-
leistung zu erbringen: Durch die Ausarbeitung
nicht grundeigentümerverbindlicher Quartierge-
staltungspläne bzw. die kommunale Richtpla-
nung sind mit der Grundordnung verträgliche al-
ternative Entwicklungsmöglichkeiten aufzuzei-
gen. Durch den Nachweis der Konformität mit
diesem übergeordneten Konzept liesse sich dann
der Weg ebnen für eine positive Aufnahme in der
Gemeindeversammlung, auch wenn die konkrete
Sondernutzungsplanung nur einen kleinen Peri-
meter erfasst.
• Prüfung der Möglichkeiten, n❁ch ’ Gesamtü-

berbauung zu projektier❅n; ’ Problematisierung
unter Erneuerungsabsicht 3: Ergänzungsbau.

• Ablösung einer ‘Aussichtsservitute’ oder priva-
trechtlichen Ausnützungsbeschränkung durch
gegenseitige Übereinkunft; v❇l. ’ Grund-
dienstbarkeiten.

Zutritt 1: Typologie von Umbausituationen
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Typ Mehrfamilienhaus II

Erneuerungsabsichten:

10 Umfassende gebäudetechnische Sanierung 39

11 Änderung Grundriss 39

12 Vergrösserung der Balkone 40

13 Ergänzungsvolumen für  Parkierung 41
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Typologische Merkmale:
Baujahr:
~ 1910–1960
Architektonische Merkmale:
Mietobjekt in Privatbesitz oder Genossenschafts-
bau, schlichter Zweckbau
Raumkonzeption:
2-bündig angeordnete Wohnungen an einem
gemeinsamen Treppenhaus

Nutzung:
Nutzungsart:
Wohnen
Andere Nutzungen:
Estrich
Anzahl Wohneinheiten:
6 bis 8 Wohnungen à 3–4Zimmer

Konstruktives Konzept:
Statischer Aufbau:
Massivbauweise, tragende Wände bilden Raum-
zellen
Durchbrüche:
keine überdurchschnittlichen Probleme
Änderung Tragsystem:
kann in Teilbereichen vorgenommen werden

Material:
Böden:
Holzbalken/Hourdis oder Beton
Aussenwände:
Bruchsteinmauerwerk/Backstein/Putz
Trennwände:
Holzständer/Bruchsteinausfüllung/Backstein
Keller:
leicht erhöht mit Kellerfenster, Einteilung wie
Obergeschoss
Fenster:
Holzfenster
Dach:
Schrägdach, Ziegel, Zementschiefer

Zutritt 1: Typologie von Umbausituationen

Perspektivische Ansicht

Situation

Grundriss

Zimmer Kü Kü Zimmer

Esspl. Korr. Korr. Esspl.

Wohn-
zimmer Zimmer Zimmer Zimmer

Wohn-
zimmer

Balkon Balkon
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10 Umfassende gebäudetechni-
sche Sanierung

Durch die natürliche Alterung, veränderte Komfor-
tansprüche oder auch aufgrund sog. Sanierungs-
pflichten aus dem Umweltschutzbereich (v❇l. ’
Erneuerungsabsicht 7.1) wird der Ersatz von ge-
bäudetechnischen Anlagen und Einrichtungen
nötig. Es geht z.B. um den Ersatz oder die nachträg-
liche Einrichtung von
– elektrischen Installationen (Strom, Telefon, An-

tennen, Heizungssteuerung)
– sanitären Installationen (Wasser, Gas, Abwas-

ser)
– Feuerungen
– Isolation (Fassade, Fenster, Dach)
– Lift- und anderen Beförderungsanlagen
– Installationen zur Belüftung (u.a. Klimaanlagen)
Für bestehende derartige Einrichtungen gilt der
allgemeine baurechtliche Grundsatz, wonach
während dem Bestand eines Gebäudes keine sog.
polizeiwidrigen Zustände eintreten dürfen (man-
gelnde Hygiene oder Sicherheit durch natürliche
Alterung der verschiedenen Bauteile und Installa-
tionen). Ein Erneuerungsbedarf ergibt sich des-
halb in periodisch wiederkehrenden Abständen je
nach Lebensdauer der einzelnen Installation ‘von
selbst’.
Bei Ersatz bzw. Neueinrichtung von Installationen
sind folgende Vorschriften zu beachten:
• Als Auffangstatbestand gilt die in allen kantona-

len Gesetzen bekannte Grundsatzbestimmung,
wonach Bauten und einzelne Teile davon ganz
allgemein den “anerkannten Regeln der
Baukunst” oder den “Anforderungen an Hy-
giene und Sicherheit” zu genügen haben bzw.
“fachgerecht” zu erstellen sind.

• Je nach Art der Installation sind spezielle
Vorschriften zu beachten, die oft in separaten
Erlassen geregelt sind, z.B.

– Abwasserreglemente
– Umweltschutzgesetzgebung von Bund und Kan-

ton (USG mit Verordnungen, kant. Massnahmen-
pläne)

– kant. Energiegesetze
– kant. Brandschutzvorschriften
– Arbeitsschutz- Bestimmungen
– usf.
• Fachnormen: In den verschiedenen Bereichen

(elektrische Installationen, Feuerungen, Wärme-
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dämmung usf.) existieren Fachnormen der be-
treffenden Berufsverbände, die zum Ziel haben,
dass in allen Fällen die verschiedensten gesetzli-
chen Anforderungen eingehalten werden kön-
nen. Vorteilhaft ist, dass solche sektorale Fach-
normen laufend dem aktuellen Stand der Technik
angepasst werden können. Diese von Privaten
aufgestellten Normen können in zwei verschie-
denen Verbindlichkeitsstufen zur Anwendung
kommen:

– Lediglich als Empfehlung (damit erlangen sie
insbesondere eine wichtige Funktion bei der
Auslegung einschlägiger gesetzlicher Bestim-
mungen, vgl. z.B. den Begriff “fachgerecht” wei-
ter vorn);

– als zwingendes Recht, indem eine Fachnorm
durch Gesetz für allgemein verbindlich erklärt
wird.

In den letzten Jahren sind vermehrt Normen priva-
ter Fachverbände für allgemein verbindlich erklärt
worden. Vorteilhaft ist, dass damit laufend auf-
grund eines sehr aktuellen Standes der Technik
gebaut wird, ohne dass laufend entsprechende
Gesetzesänderungen vorgenommen werden
müssen. Beim Umbauen ergeben sich jedoch ver-
mehrt Probleme, weil sich die Einhaltung modern-
ster Anforderungen teilweise nicht mit der beste-
henden Substanz verträgt: Dann müssten über die
eigentliche Erneuerungsabsicht hinausgehende
Anpassungen gemacht werden, die allenfalls aus
finanziellen oder auch ästhetischen Gründen gar
nicht erwünscht sind (vgl. als Beisp❉el ’ Erneue-
rungsabsicht 1.1: Änderung der internen Erschlies-
sung/Treppenhaus). Deshalb ist erwünscht, dass
Fachnormen auch auf ihre Umbauverträglichkeit
hin laufend überprüft werden.

11 Änderung Grundriss

Viele Mehrfamilienhäuser enthalten vorwiegend
Wohnungen mit einheitlichen Grundrissen, die
weder für Mehrpersonen- noch für Einpersonen-
haushalte den modernen Bedürfnissen entspre-
chen: So wird eine traditionelle 3 1/2- Zimmerwoh-
nung heutzutage für Familien als zu klein angese-
hen, während von verschiedener Seite gefordert
wird, dass Alleinstehende ihren Wohnflächenver-
brauch freiwillig einschränken sollten. Aufgrund
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veränderter Wohnbedürfnisse und vor allem auch
der demographischen Entwicklung (viele Ein- und
Zweipersonen-Haushalte aufgrund Überalterung,
Scheidungsrate u.ä.) entsteht deshalb oft das Be-
dürfnis nach Anpassung der Wohnungsgrössen.
Die Grundrissveränderung ist allenfalls für den
einzelnen Mieter sehr unattraktiv: Eine im Rahmen
der Grundrissverkleinerung renovierte 2- Zimmer-
wohnung wird teurer sein als die vormalige 3 1/2-
Zimmerwohnung. Deshalb hat z.B. eine alleinste-
hende Person in aller Regel kein Interesse an der
Neuerung, wenn nicht zumindest gerade gewisse
Komfortsteigerungen vorgenommen werden, die
die Flächenreduktion einigermassen kompensie-
ren.
Die Veränderung des Grundrisses z.B. in je eine
moderne 2- und eine 4- Zimmerwohnung anstelle
zweier 3 1/2- Zimmerwohnungen pro Geschoss
zieht die Einhaltung folgender Vorschriften nach
sich:
• Bereits minimale Grundrissveränderungen sind

bewilligungspflichtig (v❇l. ’ Generelles Be-
willigungserfordernis). Auch wenn sich die
Änderung der Wohnungsgrössen ohne Ver-
schieben der Wände bewerkstelligen lässt, ist
eine Baubewilligung einzuholen (neue Durch-
brüche und Raumabschlüsse).

• Je nach Kanton oder einzelner Stadt sind gene-
relle Vorschriften über die Erhaltung von Mehr-
zimmerwohnungen bzw. Abbruchverbote für
Gebäude, die Wohnungen enthalten, zu berück-
sichtigen (Wohnerhaltungsgesetze). Das In-
teresse an der Erhaltung bestehender “Familien-
wohnungen” kann im Einzelfall in Konflikt gera-
ten mit dem Interesse an einem durchmischten
Wohnungsangebot (entsprechend der demo-
graphischen Entwicklung): Sind in einem Gebäu-
de alle vorhandenen Wohnungen als “Familien-
wohnungen” zu qualifizieren, so kann die beab-
sichtigte Umwandlung in Wohnungen verschie-
denster Grösse nicht durchgeführt werden, so-
weit das betreffende Gesetz nicht Raum lässt zur
Durchführung solcher sinnvoller Alternativen.

• Neue Wohnungsgrössen ziehen in aller Regel die
Anpassung der Küchen-, Bäder- und Heizinstalla-
tionen nach sich, was zur Einhaltung der entspre-
chenden neuen Vorschriften zwingt, v❇l. ’ Erneu-
erungsabsicht 7.2: Übrige Anpassungspflichten.
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Zu den hierfür einzuhaltenden Vorschriften vgl.
a◆ch ’ Erneuerungsabsicht 10: Umfassende Ge-
bäudetechnische Sanierung).

12 Vergrösserung der Balkone

Balkone stellen gerade in dicht besiedelten Gebie-
ten eine wesentliche Steigerung des Wohnwertes
dar. Im Rahmen von Erneuerungsarbeiten wird
deshalb auch oft der nachträgliche Anbau oder die
Vergrösserung bestehender Balkone vorgesehen.
Dabei können sich folgende Probleme ergeben:
• Grenz- und Gebäudeabstände sind auf der

Seite, an der sich der Balkonanbau aufdrängt,
allenfalls bereits ausgeschöpft (bzw. allfällige
Privilegierungen in bezug auf Abstandsunter-
schreitung bei der Erstellung von Balkonen sind
nicht ausreichend). Dann kann mangels vorlie-
gen “besonderer Verhältnisse” kaum mit der
Erteilung ei■er ’ Ausnahmebewilligung auf-
grund einer Generalermächtigung gerechnet
werden. Bei entsprechender Zustimmung des
Nachbarn kann dem Problem ggf. mittels
Näherbaurecht ausgewichen werden. Nach-
trägliche Balkonanbauten sind eine der häufigst
anzutreffenden Umbaumassnahmen, weil sich
mit relativ geringem Aufwand eine erhebliche
Wohnwertsteigerung erzielen lässt. Kommt
dazu, dass sich diese Art von Verbesserung gera-
dezu aufdrängt, wenn im Rahmen von Fassaden-
renovationen ohnehin ein Baugerüst erstellt
werden muss. Zur Förderung dieser sinnvollen
Massnahme sollten wenn nö▼ig ’ Spezialer-
mächtigungen eingeführt werden, die es der
Bewilligungsbehörde erlauben, im Einzelfall  für
nachträgliche Balkonanbauten auch grössere
Abstandsunterschreitungen zu gewähren, als
dies aufgrund heute gängiger Vorschriften mög-
lich ist.

• Baulinien dürfen nach den meisten kantonalen
Gesetzen durch nicht auf den Boden abgestützte
Balkonanbauten bis zu einem gewissen Mass
(z.B. 1.2 m) überkragt werden. Damit wird die aus
wärmetechnischer Sicht sinnvolle Abstützung
von Balkonen verunmöglicht (Schaffung ver-
meidbarer Kältebrücken). In solchen Fällen kann
ggf. e❉ne ’ Ausnahmebewilligung unter Be-
seitigungsrevers erwirkt werden.
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13 Ergänzungsvolumen für
Parkierung

Zwei hauptsächliche Auslöser können für die Neu-
organisation der Parkierung im Rahmen eines
Umbaus sprechen:
– Die im Rahmen des Umbaus erzielte Mehraus-

nützung oder Änderung der Nutzungsart löst
eine Parkplatzerstellungspflicht aus und/oder

– zur Aufwertung des privaten Aussenraums soll
die bisher bestehende oberirdische Parkierungs-
fläche reduziert werden.

In solchen Fällen drängt sich oft eine unterirdische
Lösung auf. Damit die nachträgliche Errichtung
der Unterniveaugarage mit vertretbarem Aufwand
durchgeführt werden kann, muss gewährleistet
sein, dass sie vollständig neben bereits bestehen-
den Bauten errichtet werden kann (das Unterbau-
en bestehender Gebäude ist sehr aufwendig).
Folgende Aspekte sind zur Beurteilung der Reali-
sierbarkeit zu berücksichtigen:
• Vorab ist abzuklären, ob das Vorhaben nicht mit

Vorschriften des Grundwasserschutzes in
Konflikt gerät.

• Unterirdische Bauten sind i.d.R. abstandsprivile-
giert., d.h. gegenüber Nachbargrundstücken
sind keine oder dann nur minimale Grenzab-
stände einzuhalten. Zudem sind keine Gebäu-
deabstände einzuhalten.
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Trotz den vorgenannten Privilegierungen können
die Parzellengrösse bzw. die Situierung der beste-
henden Baute auf der Parzelle der Errichtung einer
Unterniveaugarage entgegenstehen. Dann kom-
men folgende Möglichkeiten in Betracht:
• Einräumung eines Unterbaurechts durch den

Eigentümer des Nachbargrundstücks
• Errichtung einer Gemeinschaftsanlage mit

benachbarten Grundstücken unter gegenseiti-
ger Einräumung von Unterbaurechten.

Der Errichtung von Gemeinschaftsanlagen in be-
reits überbauten Perimetern steht im Wege, dass
nur in den seltensten Fällen gleichzeitig das Be-
dürfnis der verschiedenen Grundeigentümer be-
steht, eine solche Anlage zu errichten. Zusätzlich
können Bedenken bezüglich dem gemeinsamen
Betrieb und Unterhalt einem solchen Vorhaben
entgegenstehen.
Die Schaffung von gemeinschaftlichen Parkie-
rungsanlagen (ggf. auch oberirdischen) kann den
Aussenraum eines ganzen Quartiers erheblich auf-
werten. Im Rahmen ei■er ’ kommunalen Richt-
planung sollten Ideen zur Neuorganisation des
ruhenden Verkehrs auch auf privatem Grund über-
prüft und dann den Eigentümern zur Realisierung
vermittelt werden. Zur Möglichkeit, Gemein-
schaftsanlagen auch gegen den Willen der Betrof-
fenen erstellen zu lassen, v❇l. ’ Erneuerungsab-
sicht 19: Hofsanierung zur Verbesserung der
Wohnqualität.
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Typologische Merkmale:
Baujahr:
nach ~ 1950
Architektonische Merkmale:
Blockartige Bauweise, horizontaler Aufbau der
Fassade
Raumkonzeption:
Zentrales Treppenhaus/Lift erschliesst offenen
Laubengang mit angrenzenden Kleinwohnungen

Nutzung:
Nutzungsart:
Wohnen
Andere Nutzungen:
Parkierung Erdgeschoss
Anzahl Wohneinheiten:
grössere Anzahl von Wohnungen verschiedener
Grösse 1 1/2–4 1/2 Zimmer

Konstruktives Konzept:
Statischer Aufbau:
Scheibenbauweise, Tragsystem in Beton
Durchbrüche:
Durch tragende Elemente problematisch
Änderung Tragsystem:
Sehr aufwendig

Material:
Böden:
Beton
Aussenwände:
Beton/Backstein/Putz
Trennwände:
Gips
Keller:
Waschküchen, Abstellräume
Fenster:
Metall/Holzfenster
Dach:
Flachdach/Kiesklebedach, nicht begehbar

Zutritt 1: Typologie von Umbausituationen

Perspektivische Ansicht

Situation

Grundriss

WG

Balkon Balkon Balkon
2-Zi
WGWG2-ZiWG2-ZiWG2-Zi2-Zi3-Zi

WG

Laubengang
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14 Sanierung Fassade

Im Rahmen einer Fassadensanierung sind in aller
Regel neue Wärmedämmvorschriften einzuhal-
ten (v❇l. ’ Erneuerungsabsicht 7.2: Übrige An-
passungspflichten). Dabei fällt das Anbringen ei-
ner Innenisolation aus bauphysikalischen Grün-
den (Kondensationsprobleme) und dem Umstand,
dass die vorhandene Wohnfläche verringert wür-
de, weitgehend ausser Betracht. Möglichkeiten
der nachträglichen Aussenisolation sind:
– Anbringen einer hinterlüfteten Fassade
– Errichtung eines zweiten separaten Mauerwerks
– Nicht hinterlüftete verputzte Aussenisolation,

die auf bestehende Fassade aufgeklebt wird
In vielen Fällen wird durch die obgenannten Mass-
nahmen eine Unterschreitung von Ab-
standsvorschriften nötig, weil bei der Errichtung
der Baute die entsprechenden Möglichkeiten be-
reits voll ausgeschöpft wurden. Immer häufiger
sind auch Fälle anzutreffen, in denen ein Gebäude
durch Rechtsänderung nachträglich vorschriftswi-
drig geworden ist. In solchen Situationen kann die
Aussenisolation trotzdem ermöglicht werden:
• Bei Gebäuden, die Abstandsvorschriften bereits

verletzen, wird aufgrund ❄es ’ Bestandes-
schutzes das nachträgliche Anbringen einer
Aussenisolation als “zeitgemässe Erneuerung”
bzw. “angemessene Erweiterung”, durch die
“keine weitere Verschlechterung” resultiert, zu
bewilligen sein.

• Werden durch die vorgesehene Massnahme
neuerdings  Abstandsvorschriften verletzt, so
kommt die Erteilung ei■er ’ Ausnahmebewilli-
gung aufgrund einer Generalermächtigung
kaum in Betracht, weil i.d.R. keine “besonderen
Verhältnisse” nachgewiesen werden können.
Deshalb haben die meisten Kantone so❇.  ’
Spezialermächtigungen eingeführt, die das
nachträgliche Anbringen einer Aussenisolation
ausdrücklich privilegieren. Da je nachdem auch
Konflikte mit der Ausnützungsziffer (Einbezug
der Mauerquerschnitte bei deren Berechnung)
oder anderen Bauvorschriften entstehen kön-
nen, ist durch eine solche Vorschrift auch diesen
übrigen Aspekten Rechnung zu tragen. Beispiel
Art. 17bis BauG/ZG: “Bei der Nachisolation von
Gebäuden, welche vor dem 1. Januar 1985
rechtskräftig bewilligt worden sind, können Ab-
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weichungen von den Abstands- und Ausnüt-
zungsbestimmungen, anderen Massvorschrif-
ten und Baulinien bewilligt werden.”

Bei der Sanierung von Sichtbetonfassaden treten
Probleme in ästhetischer oder finanzeller Hinsicht
auf:
• Da Beton eine spezielle Formensprache in der

Fassadengliederung erlaubt, könnte das nach-
trägliche Anbringen einer zweiten Schicht aus
einem anderen Material mit den Anforderungen
an eine genügende Gestaltung und Einordnung
in Konflikt gerat❅n (’ Ästhetikgeneralklau-
sel). Heute stehen Behandlungsmethoden für
Beton zur Verfügung, die es erlauben, gleichzei-
tig Wärmedämmvorschriften und ästhetischen
Anforderungen genügen zu können: Das direkte
Auftragen eines Spezialbetons macht vielleicht
nicht einmal das Unterschreiten von Massvor-
schriften der Bauordnung nötig – damit  entfällt
das Einholen entsprechender Ausnahmebewilli-
gungen – ist jedoch (noch) sehr teuer.

15 Flachdachsanierung mit
Dachgeschossaufbau

Im Rahmen einer Flachdachsanierung bietet sich
geradezu an, nachträglich einen Dachaufbau zu
erstellen, weil nach üblicher Regelung innerhalb
von 45 Grad ab Decke des obersten Geschosses ein
Dachraumprofil erstellt werden kann: Es ergeben
sich somit bei vielen Flachdachbauten in bezug auf
einzelne Massvorschriften grundsätzlich keine
Probleme.
Wenn der dazugewonnene Raum zur Einrichtung
von Wohn- oder Arbeitsflächen genutzt wird, tre-
ten aber Konflikte auf, wenn das bestehende Ge-
bäude die maximal zulässige Ausnützung bereits
konsumiert. Mögliche Auswege sind:
• Erhöhung der Ausnützungsziffer mittels Ge-

setz oder Planänderung (v❇l. ’ Erneuerungsab-
sicht 5.1: Dachausbau/Ausnützung).

• Plazierung von nicht anrechenbaren Nutzungen:
Je nach kantonalem Recht sind auch dem Auf-
enthalt von Menschen dienende Räume nicht
anrechenbar. Solche Ausnützungsprivile-
gierungen sind dadurch motiviert, dass be-
stimmte Nutzungen speziell gefördert oder aber
gerade Umbauvorhaben erleichtert werden sol-
len. So sind beispielsweise privilegiert:
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– (Dach-)Wintergärten, v❇l. ’ Erneuerungsab-
sicht 6: Anbau Wintergarten

– offene überdeckte Dachterrassen
– Gemeinschaftsräume (Freizeit-, Fitness-, Bastel-

räume u.ä.; leider i.d.R. nur für Wohnbauten
vorgesehen)

– Waschküchen und Trockenräume

• Wurde das betreffende Gebäude im Rahmen
ei■er ’ Gesamtüberbauung erstellt, so ist das
nachträgliche Weiterbauen oft durch sog.
Arealüberbauungsreverse verunmöglicht:
Durch solche Reverse wurde sichergestellt, dass
während dem Bestand einer bereits bei ihrer
Erstellung privilegierten Überbauung keine aus-
nützungsmässigen und/oder gestalterischen
Änderungen vorgenommen werden können, die
sich nicht mit den damals geforderten Qualitäts-
vorstellungen vertragen würden. Da jedoch im
Rahmen von Gesamtüberbauungen erstellte Ge-
bäude aus den 70-er Jahren heutigen Vorstellun-
gen nur noch selten genügen, sollte bei Nach-
weis einer erneuten Qualitätsverbesserung die
Ablösung von Arealbebauungsreversen ermög-
licht werden (Löschung im Grundbuch).

Solange sich der Aufbau eines Attikageschos-
ses innerhalb des erlaubten Dachraumprofils be-
wegt, passen solche Umbauvorhaben i.d.R. auch
gut zur bereits vorhandenen baulichen Struktur.
Demgegenüber kann die Formensprache eines
Schrägdaches zu Konflikten mit gestalterischen
Anliegen führen:
• Aufgrund ❄er ’ Ästhetikgeneralklausel ist es

dann den Baubewilligungsbehörden möglich,
ein solches Vorhaben auf seine genügende äs-
thetische Wirkung und vor allem auch Einord-
nung in sein näheres und weiteres Umfeld zu
überprüfen.

16 Verbesserung des Wohn-
umfeldes

Im Rahmen der inneren Erneuerung von Siedlun-
gen gilt es, das Umfeld eines einzelnen Gebäudes
in die Überlegungen miteinzubeziehen.
Einerseits können durch Massnahmen der öffent-
lichen Hand viele Verbesserungen durch gezielte
Umgestaltung des öffentlichen Raums erreicht
werden; insbesondere durch Begrünung oder
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Rückbau von Strassen, bessere Gestaltung von
Plätzen (Fussgänger- und Ruheflächen), separate
Fussgänger- und Veloverbindungen in den Quar-
tieren usf. (Zu Aspekten der Umgestaltung des
öffentlichen Raums, v❇l. ’ Erneuerungsabsicht 24:
Aufwertung des öffentlichen Umfeldes).
Anderseits sollte das einzelne private Gebäude
vermehrt zusammen mit dem privaten Aussen-
raum als nutzungsmässige Einheit gesehen wer-
den: Manche Bedürfnisse lassen sich durch ent-
sprechende Gestaltung des privaten Aussen-
raums abdecken, ohne dass aufwendige Umbau-
ten am Gebäude vorgenommen werden müssten.
Mögliche Massnahmen sind:
– Neuregelung der Parkierung (vgl. a◆ch ’ Erneu-

erungsabsicht 13: Ergänzungsvolumen für
Parkierung)

– Einrichtung von Spiel-, Grün- und Ruheflächen
– nachträgliches Anbringen von Gartenausgän-

gen
– Einrichtung von Pflanzgärten
• Zu beachten ist, dass z.B. die Einrichtung von

Spiel-, Grün- und Ruheflächen bei der Neuerstel-
lung von Mehrfamilienhäusern bereits von den
meisten Bauordnungen gefordert wird. Somit
sind sie auch im Rahmen eines grösseren Um-
bauvorhabens einzurichten (v❇l. ’ Erneuerungs-
absicht 7.2: Übrige Anpassungspflichten).

• Da Massnahmen im privaten Aussenraum auch
anstelle von baulichen Eingriffen zu erheblichen
Qualitätsverbesserungen – und damit der Inten-
sivierung der Grundstücksnutzung – führen kön-
nen, sollten sie auch vermehrt “freiwillig”
vorgenommen und unabhängig von Umbauab-
sichten am Gebäude geprüft werden. Viele Grün-
de sprechen dafür:

– Förderung von Kommunikation und sozialer Si-
cherheit

– Entlastung erziehender Elternteile
– Freizeitaktivitäten im nächsten Umfeld (Vermei-

dung von Verkehr, übermässigem Fernsehge-
nuss u.ä.)

– vermehrte Identifikationsmöglichkeiten (gerin-
gere Wohnungs- oder Arbeitsplatzwechsel)

– Verhinderung von unfreiwilligen Umzügen
durch in finanzieller Hinsicht schonendst mögli-
che Eingriffe.
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17 Kleinbauten

Als Kleinbauten werden hier An- und Nebenbau-
ten verstanden, die aufgrund ihrer Nutzung und/
oder ihrer Dimensionierung nicht zur Ausnüt-
zung gerechnet werden müssen und in der Regel
Abstandsprivilegien geniessen. Dazu zählen in
der Regel abgeschlossene bauliche Einheiten, die
eine bestimmte Höhe (z.B. 3.5m) und Grundfläche
(z.B. 30 m2) nicht überschreiten dürfen, wie
– Garagenboxen
– Waschhäuschen
– Geräte- und Bastelschuppen
– ausnützungsprivilegierte Nutzungen (z.B. Ge-

meinschaftsräume, Archive u.ä.)
– Hühnerställe
oder lediglich überdeckte Flächen bzw. Kleinstbau-
ten, wie
– Velounterstände
– offene Veranden und Pergolas
– überdeckte Sammelbriefkastenanlagen, die

gleichzeitig als Treffpunkte ausgestaltet wer-
den

Die Auslagerung solcher Nutzungen aus dem
Hauptgebäude kann sich insbesondere in den zwei
nachfolgend beschriebenen Situationen aufdrän-
gen:
• Trotz veränderten Komfort- und Platzansprü-

chen lässt sich allenfalls ein Umbau des Haupt-
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gebäudes vermeiden (Neuschaffung eines Ge-
meinschaftsraums; Auslagerung der Waschkü-
che, damit auf der entsprechenden Fläche im UG
eine Sauna eingerichtet werden kann u.ä.).

• Wenn durch einen Umbau Mehrausnützungen
realisiert werden (Dach- oder Untergeschos-
sausbau), entstehen gegenüber dem früheren
Zustand für die bereits bestehenden Wohnein-
heiten oft Komforteinbussen. Kompensations-
möglichkeiten in Kleinbauten sind etwa:

– Ersatz für verlorenen Stauraum
– Ersatz der Wäschetrocknungsmöglichkeiten zur

Vermeidung von Tumblereinbauten in den ein-
zelnen Wohnungen

– Ersatz für Kommunikationsmöglichkeiten auf
der ehemaligen Zinne durch Einrichtung eines
Gemeinschaftsraums

Trotz der generellen Abstandsprivilegierung kön-
nen folgende zusätzliche Rechtsprobleme auftau-
chen:
• Beachtung von Gebäudelängenbeschrän-

kungen bei Anbauten
• Auf kleinen Parzellen reicht die Abstandsprivile-

gierung allenfalls nicht aus. In solchen Fällen
dürfen Kleinbauten mit entsprechender Zustim-
mung des Nachbarn bis auf die Grenze gestellt
werden (Grenzbaurecht für Kleinbauten).
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Typ Blockrand

Erneuerungsabsichten:

Zutritt 1: Typologie von Umbausituationen
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19 Hofsanierung zur Verbesserung der Wohnqualität 51
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Typologische Merkmale:
Baujahr:
~ 1880–1930
Architektonische Merkmale:
Geschlossener Häuserblock mit Repräsentations-
und Hoffassade
Raumkonzeption:
2-bündig angeordnete Wohnungen an einem
gemeinsamen Treppenhaus

Nutzung:
Nutzungsart:
Wohnen
Andere Nutzungen:
Estrich
Anzahl Wohneinheiten:
6 bis 8 Wohnungen à 3–4 Zimmern

Konstruktives Konzept:
Statischer Aufbau:
Fassade, Brandmauern und Holzständer
Durchbrüche:
Kleinere Wanddurchbrüche unproblematisch
Änderung Tragsystem:
wesentliche Änderungen des Tragsystems
bedingen aufwendige Ergänzungskonstruktion

Material:
Böden:
Holzbalken oder Hourdis
Aussenwände:
Bruchsteinmauerwerk/Backstein/Putz/Naturstein
Trennwände:
Holzständer/Bruchsteinausfüllung/Backstein
Keller:
Einteilung wie Obergeschoss/enge Verhältnisse
Fenster:
Holzfenster
Dach:
Schrägdach, Ziegel, Zementschiefer
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Perspektivische Ansicht

Situation

Grundriss

WCKü WC Kü Zimmer

Korr. BadBad Korr.

Zimmer Wohnz. Wohnz. Zimmer
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18 Erweiterung des Unter-
geschosses

In stark ausgenützten Gebäuden kann sich aus
verschiedenen Gründen eine nachträgliche Erwei-
terung des Untergeschosses lohnen. Vorteilhaft
ist, dass i.d.R. keine Abstandsvorschriften im
Wege stehen und allenfalls nötige Grenzunterbau-
ungen mit dem Nachbarn geregelt werden können
(v❇l. ’ Erneuerungsabsicht 13: Ergänzungs-
volumen für Parkierung). Aus folgenden Gründen
kann eine derartige Gebäudeerweiterung er-
wünscht sein:
– Erweiterung des UG mit nicht anrechenbaren

Flächen, wenn z.B. durch Ausbau des Dachge-
schosses der gesetzlich geforderte Stauraum
verloren ging oder auch unabhängig von gesetz-
lichen Mindestanforderungen weitere Bedürf-
nisse bestehen.

– Erweiterung des UG mit nicht anrechenbaren
Flächen, wenn z.B. eine gewerbliche Nutzung im
Erdgeschoss Lager- und Archivräume in näch-
ster Nähe benötigt.

– Einrichtung von anrechenbaren  Nutzungen,
wenn die vollständig künstliche Belichtung und
Belüftung für solche Räume erlaubt ist, was i.d.R.
für nicht dem Wohnen oder Schlafen dienende
anrechenbare Räume erlaubt ist. In diesem Falle
müssen jedoch entsprechende Nutzungsreser-
ven vorhanden sein.

• Ist die zulässige Ausnützung bereits konsumiert,
muss der Weg über e❉ne ’ Ausnah-
mebewilligung, ei■en ’ Sondernutzungsplan
oder sogar eine Umzonung beschritten werden.
Immer häufiger sind auch gesetzliche Regelun-
gen anzutreffen, die Flächen in Untergeschossen
generell von der Anrechnung an die Ausnüt-
zungsziffer befreien (Problematisierung solcher
genereller Privilegierungen un▼❅r  ’ Erneu-
erungsabsicht 5.1: Dachausbau/ Ausnützung).
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19 Hofsanierung zur Verbesserung
der Wohnqualität

Zu grundsätzlichen Überlegungen betr. Aufwer-
tung des privaten Aussenraums v❇l. ’ Erneue-
rungsabsicht 16: Verbesserung des Wohnumfel-
des.
Die Hofsanierung in einer bestehenden Blockrand-
bebauung führt typischerweise zu folgenden Kon-
flikten:
• Die gemeinschaftliche Benützung des Hofraums

zu Erholungszwecken ist oft gar nicht erwünscht,
weil entweder eine “Gartenzaunmentalität”
herrscht oder auch bestehende Parkplätze einer
veränderten Nutzung des Hofraums entgegen-
stehen. Bei Unterversorgung entsprechender
Quartiere mit Naherholungsmöglichkeiten und
je nach Immissionslage kann der Zugänglichkeit
des Hofraums für alle Bewohner eine grosse
Bedeutung zukommen. Dann liegt es aus wohn-
hygienischen und sozialpolitischen Überlegun-
gen auch im öffentlichen Interesse, dass Hof-
räume zur Verbesserung der Wohnqualität sa-
niert werden. Insbesondere, wenn verschiedene
Eigentümer einzelner kleiner Hofparzellen nicht
selbst zu einem geeigneten Sanierungskonzept
finden, kann wie folgt vorgegangen werden:

– Finanzielle Förderung und Planungshilfen durch
das Gemeinwesen

– Forderung der Einrichtung von Spiel-, Grün- und
Ruheflächen im Zusammenhang mit Umbauvor-
haben (v❇l. ’ Erneuerungsabsicht 7.2: Übrige
Anpassungspflichten✉

– ’ Pflicht zur Erstellung von Gemein-
schaftsanlagen, wenn das öffentliche Interesse
an der Hofsanierung entgegenstehende private
Interessen überwiegt.
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Typ Remise in Bauzone

Erneuerungsabsichten:

20 Auskernung zwecks Erstellung von Wohnungen 55
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Typologische Merkmale:
Baujahr:
historische Bausubstanz
Architektonische Merkmale:
nicht genutzte Bauteile wie Remisen und Ställe
Raumkonzeption:
grosser unisolierter und schlecht beleuchteter
Raum mit meist grossem Dachvolumen

Nutzung:
Nutzungsart:
Remise/Stall
Andere Nutzungen:
–
Anzahl Wohneinheiten:
0

Konstruktives Konzept:
Statischer Aufbau:
Umfassungswände tragend, Dachvolumen in
Zimmermannskonstruktion
Durchbrüche:
Nur einzelne Stützen vorhanden
Änderung Tragsystem:
im Innern möglich

Material:
Böden:
Holzbalkenkonstruktion
Aussenwände:
Bruchsteinmauerwerk
Trennwände:
keine oder Holz
Keller:
nicht unterkellert
Fenster:
nur wenig Öffnungen, teilweise ohne Fenster
Dach:
Schrägdach, Ziegel
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Perspektivische Ansicht

Grundriss

Scheune

Wohnen
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20 Auskernung zwecks Erstellung
von Wohnungen

In manchen Dorfkernen findet man eine bäuerliche
Baustruktur, die heute nicht mehr zu landwirt-
schaftlichen Zwecken genutzt wird. Insbesondere
Ökonomiebauten bieten sich oft für einen Umbau
zu Wohnzwecken an. Dabei stellen sich vorab Fra-
gen nach der Art der Schutzwürdigkeit:
– Ist das Gebäude als Einzelobjekt schutzwürdig,

so sind allenfalls einschneidende substanzerhal-
tende Schutzmassnahmen zu berücksichtigen.

– Ist das Gebäude als Teil eines Ortsbildes lediglich
von strukturerhaltenden Schutzmassnahmen
betroffen, so kann unter Umständen sogar voll-
ständig neu gebaut bzw. ausgekernt werden,
wobei detaillierten Gestaltungsanforderungen
genügt werden muss (Einhaltung der ehemali-
gen Dachneigung, Verwendung bestimmter Ma-
terialien u.ä.).

• Weil  Ökonomiebauten zur Einrichtung einer
Wohnnutzung in keiner Weise geeignet sind,
führen substanzerhaltende Massnahmen be-
treffend Fassade (fehlende Möglichkeit zum An-
bringen von Fensteröffnungen) und Raumauftei-
lung (ungeeignet für Wohnräume) zu unlösbaren
Konflikten.

• Hingegen kann mit Mitteln des Strukturschut-
zes ein in seiner Kubatur und der Materialwahl
auf den früheren Zustand und die Umgebung
abgestimmter Neubau ermöglicht werden. Die
denkmalpflegerisch motivierten, detaillierten
Gestaltungsvorschriften haben dann selbstver-
ständlich Vorrang gegenüber allgemeinen Bau-
vorschriften. Ein massstäblicher Ersatzneubau
bzw. eine Auskernung kann somit auch dann
ermöglicht werden, wenn die Regelbauweise
dies gar nicht zuliesse.

Zum Ganzen, v❇l. ’ Natur- und Heimatschutz.

Zutritt 1: Typologie von Umbausituationen





57

IP BAU Zutritt 1: Typologie von Umbausituationen

Typ ehemalige Fabrik

Erneuerungsabsichten:
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Typologische Merkmale:
Baujahr:
~ vor Jahrhundertwende
Architektonische Merkmale:
Grosses Volumen mit einfacher Gestaltung
Raumkonzeption:
Massivbauweise mit grossen Raumtiefen,
Bodenlasten für modernes Gewerbe meist
ungeeignet

Nutzung:
Nutzungsart:
Industrie und Gewerbe
Andere Nutzungen:
Lager, Wasserkraftnutzung
Anzahl Wohneinheiten:
–

Konstruktives Konzept:
Statischer Aufbau:
Massivbauweise mit Hourdis- oder Holzbalken-
decken, evtl. Gusseisenstützen
Durchbrüche:
kleinere Durchbrüche unproblematisch,
Änderung
Tragsystem:
aufwendig, jedoch möglich

Material:
Böden:
Hourdis-/Holz
Aussenwände:
Backstein/Bruchstein/Putz
Trennwände:
Ausgefüllte Ständer, Backstein
Keller:
nicht unterkellert oder Gewölbekeller
Fenster:
Einfachverglasung
Dach:
Ziegel/Schiefer
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Perspektivische Ansicht

Situation

Lagerhalle

Fabrikgebäude

Strasse Eingang

Grundriss

Fabrikationsraum Fabrikationsraum

Lift

TreppeEingang
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21 Mischnutzung: Wohnen,
Gewerbe, Dienstleistungen

Immer häufiger werden alte Fabrikgebäude für
neue Nutzungen frei, weil sie für heutige Produk-
tionsmethoden nicht mehr geeignet sind.

21.1 Umnutzung innerhalb
Bauzone

Stehen sie an – mittlerweile – zentralen Lagen,
besteht ein grosses Interesse, im Rahmen der Neu-
belegung eine gemischte Nutzung einzuführen.
Dabei ergeben sich folgende Probleme:
• Aktuelle Zonierung: Ist das Grundstück aus tradi-

tionellen Gründen einer Industrie-/ Gewerbezo-
ne zugeteilt, ist in aller Regel keine Wohnnutzung
zulässig. Denn diese Zonentypen lassen höch-
stens Wohnungen für sog. standortgebundene
Betriebsangehörige zu (Hauswart u.ä.). Deshalb
muss eine Umzonung in eine Wohn- und Ge-
werbezone erfolgen.

• Neue Bauvorschriften: Wenn so umfangreiche
Umbauarbeiten nötig werden, dass ❄er ’ Be-
standesschutz entfällt, müssen entweder
denkmalpflegerische Anordnungen die Er-
haltung baurechtswidriger Zustände gebieten
oder aber es muss mit ei■er ’ Sondernut-
zungsplanung für die nötige Flexibilität in der
Gestaltung gesorgt werden.

• Anforderungen an Belichtung und Belüftung
von Wohnräumen: In aller Regel müssen dem
dauernden Aufenthalt dienende Wohnräume di-
rekt belichtet und belüftet werden können und es
sind gewisse Mindestfensterflächen im Verhält-
nis zur Grundfläche einzuhalten. Wenn dies trotz
optimierter interner Organisation (Verteilung der
Wohn-, Gewerbe- und Lagerflächen innerhalb
des Gebäudes; Grundrissgestaltung der einzel-
nen Wohneinheiten) wegen grosser Gebäudetie-
fe nicht möglich ist, kann wohl aus öffentlichen
Interessen an der Erhaltung des Gebäudes e❉ne
’ Ausnahmebewilligung erreicht werDen.

21.2 Umnutzung ausserhalb
Bauzone

Typischerweise sind ältere Fabriken auch ausser-
halb einer zusammenhängenden Siedlungsein-
heit anzutreffen, weil der Standortentscheid bei
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deren Erstellung z.B. von der Wasserkraftnutzung
oder anderere Rohstoffvorkommen abhängig war
(Lehmgruben, Holz u.ä.). Weil die Neuerstellung
solcher Nutzungen nicht mehr erwünscht wäre,
werden die betreffenden Objekte in aller Regel
auch nicht nachträglich eingezont: Der bestehende
Betrieb darf dann ausschliesslich aufgrund ❄er ’
Besitzstandsgarantie weitergeführt und das Ge-
bäude lediglich unterhalten werden. Dagegen sind
Umbauten und andere Änderungen nur unter den
Voraussetzungen von Art. 24 Abs. 2 RPG möglich.
Wenn nun der bestehende Betrieb aufgegeben
und an dessen Stelle ein gemischtes Nutzungskon-
zept unter Einbezug von Wohnnutzung ermöglicht
werden soll, bestehen folgende Möglichkeiten:
• Einzonung des betreffenden Areals, sofern un-

ter Berücksichtigung von Art. 15 RPG ein ent-
sprechender Bedarf an weiteren Wohnflächen
ausgewiesen werden kann und unter Berück-
sichtigung der Ziele und Grundsätze der Raum-
planung (Art. 1 und 3 RPG) eine solche Massnah-
me genügend begründet werden kann.

• Aufstellung eines Sondernutzungsplans. Da-
mit kann je nach kantonalem Recht gleichzeitig
eine Einzonung vorgenommen werden. Zusätz-
lich ermöglichen Sondernutzungspläne detail-
lierte Anordnungen betreffend Gestaltung und
Nutzung, wie sie aus Gründen des Denkmal- und
Landschaftsschutzes bei solchen Objekten wohl
erforderlich sind.

• Gewährung einer Ausnahmebewilligung
gem. Art. 24 Abs. 2 RPG, sofern eine gewisse
Identität der ehemaligen Baute erhalten werden
kann. Zusätzlich dürfen keine wesentlichen neu-
en Auswirkungen auf Erschliessung und Umwelt
zu erwarten sein und auch sonst keine überwie-
genden Interessen entgegenstehen.

In der Praxis dürften sich die obgenannten Mög-
lichkeiten aus der Sicht des Realisierungswilligen
einander aus folgendem Grund weitgehend annä-
hern: Auch um eine entsprechende Umzonung
bzw. Sondernutzungsplanung zu erwirken, wird es
unerlässlich sein, zur Ermöglichung der nötigen
umfassenden Interessenabwägung ein de-
tailliertes und überzeugendes Umnutzungsprojekt
vorzuweisen.
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22 (Klein-)Gewerbe und
Dienstleistungszentrum

Werden ältere Fabrikbauten innerhalb des Sied-
lungsgebiets wegen Betriebsaufgabe oder- ausla-
gerung für neue Nutzungen frei, drängt sich nicht
immer die Einführung von zusätzlichen Wohnnut-
zungen auf. Dann kann die Zonierung als Industrie-
/ Gewerbezone beibehalten werden. Nach den
üblichen Regelungen sind in diesen Zonentypen
reine Büronutzungen unbeschränkt zulässig. Be-
steht jedoch die Absicht, auch (Klein-)Gewerbe
anzusiedeln, entsteht folgendes Problem:

Zutritt 1: Typologie von Umbausituationen

• Die Einrichtung solcher Betriebe wird durch er-
tragsstärkere Büronutzung verunmöglicht. Da-
mit eine gemischte gewerbliche Nutzung ent-
steht, sind dann je nachdem folgende Vorkehren
zu treffen:

– Ausscheidung eines Höchstbüroanteils
– Aufstellung eines Sondernutzungsplans. Da-

mit können je nach kantonalem Recht ebenfalls
Höchstbüroanteile ausgeschieden und zusätz-
lich nähere Angaben über die Art der übrigen
gewerblichen Nutzung und deren Situierung in-
nerhalb des Gebäudes gemacht werden. (Z.B.
Vorbehalten der Erdgeschossnutzung für Läden
des täglichen Bedarfs).
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Typ Gewerbe-/Industrieareal

Erneuerungsabsichten:

Zutritt 1: Typologie von Umbausituationen

23 Ergänzung Gewerbe-/Industrieareal mit Wohnen 63

24 Aufwertung und Anpassung des öffentlichen Umfeldes 64
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Typologische Merkmale:
Baujahr:
~ 1960–1990
Architektonische Merkmale:
Bestehende Industriezone ohne störende Betrie-
be
Raumkonzeption:
Skelettbauten mit Stüthen und stabilisierendes
Treppenhaus/Lift/Wandelemente

Nutzung:
Nutzungsart:
Industrie und Gewerbe
Andere Nutzungen:
Parkplätze, Lager
Anzahl Wohneinheiten:
Wohnungen von Betriebsangehörigen

Konstruktives Konzept:
Statischer Aufbau:
Skelettbau mit Vorhangfassade, regelmässiger
Stüthenraster
Durchbrüche:
unproblematisch, ausser aussteifenden
Elementen (Lift, Treppenhaus)
Änderung Tragsystem:
Sehr aufwendig

Material:
Böden:
Beton, teilweise Hohlböden
Aussenwände:
Beton/Glas/Metall
Trennwände:
Gips/Sandwichplatten
Keller:
nicht unterkellert, oder Lager/Parkplätze
Fenster:
Element der Fassade, nur teilweise zum öffnen
Dach:
Flachdach
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Perspektivische Ansicht
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Grundriss
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23 Ergänzung Gewerbe-/Industrie-
areal mit Wohnen

Aufgrund veränderter Produktionsmethoden, der
fortschreitenden Tertiarisierung des industriellen
Sektors und Produktionsauslagerungen hat sich
die Immissionssituation in manchen Industriezo-
nen derart gewandelt, dass grundsätzlich die An-
siedlung von Wohnnutzungen ermöglicht werden
könnte. Gleichzeitig bestehen auf grosszügig ge-
planten Arealen erhebliche echte Verdichtungspo-
tentiale in Form von Baulücken, An- und Aufbau-
ten, sowie dichterer Ersatzneubauten anstelle von:
– baulich noch nicht genützten Flächen (ehemali-

ge Abstell- und Lagerplätze, nicht genutzte Re-
serveflächen für Betriebserweiterungen u.ä.)

– überdimensionierten Erschliessungsanlagen
und offenen Parkplätzen

– baulich schlecht ausgenützter Flächen (einge-
schossige Lagerhallen, Unterstände u.ä.)

– Aufstockungsmöglichkeiten an verschiedensten
Gebäudetypen.

Wenn im Rahmen von Verdichtungskonzepten
auch die Neueinrichtung von Wohnnutzung beab-
sichtigt wird, ergeben sich folgende Probleme:
• Eine generelle Umzonung des ganzen Areals

in eine Wohn- und Gewerbezone ist kaum mög-
lich, da in einzelnen Bereichen Immissionsvor-
schriften nicht eingehalten werden könnten
(weiterbestehende Produktion, Werkverkehr).

• Die Umzonung einzelner Teile des Areals
und die Bestückung mit Regelbauvorschriften
allein reicht auch nicht aus: Denn nötige Verän-
derungen an der bestehenden Erschliessung, die
Schaffung eines für die Wohnnutzung erträgli-
chen Umfeldes (Gestaltung der Freiflächen, des
öffentlichen Raums und der einzelnen Bauten,
Ergänzung der Siedlungsausstattung mit Ein-
richtungen des täglichen Bedarfs u.ä.) bedürfen
eines das ganze Areal umfassenden Konzepts. In
dessen Rahmen werden einerseits differenzierte
Anordnungen betreffend Nutzung, Situierung
und Gestaltung der einzelnen Gebäude nötig
(zwecks Einhaltung von Immissionsvorschriften
und aus städtebaulichen Gründen). Anderseits
müssen die Aufgaben des Gemeinwesens sach-
gerecht miteinbezogen werden können (Erstel-
lung der öffentlichen Infrastruktur und übrigen
Siedlungsausstattung).
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• Die Ausarbeitung eines Sondernutzungs-
plans über das gesamte Areal könnte zwar die
nötige Flexibilität bezüglich differenzierter Nut-
zungsausscheidung, Situierung und Gestaltung
der einzelnen Bauten bringen; er wird jedoch
wegen der üblicherweise erforderlichen hohen
Regelungsdichte den Anforderungen nicht ge-
recht: Im Zeitpunkt des Erlasses eines Sonder-
nutzungsplans muss in aller Regel der Gang der
baulichen und nutzungsmässigen Entwicklung
des erfassten Perimeters bereits vollständig ab-
sehbar sein.

Zur Lösung derartiger Probleme könnte wie folgt
vorgegangen werden:
• Erste Stufe: Es ist unter Einbezug der Grundei-

gentümer und den ansässigen Betrieben ein zu-
mindest behördenverbindlic❈er ’ Quartierge-
staltungs-Richtplan zu erarbeiten, zu dem sich
auch die Bevölkerung in geeigneter Weise äus-
sern können soll (Mitwirkungsverfahren gem.
Art. 4 RPG). Im Rahmen dieser Richtplanung
fallen folgende Arbeiten an:

– Vornahme einer umfassenden Bestandesauf-
nahme des aktuellen Zustands (aktuelle Benüt-
zung und baulicher Zustand der einzelnen Ge-
bäude inkl. allfällige Verwendungsmöglichkei-
ten für neue Nutzungen; Entwicklungsabsichten
der einzelnen ansässigen Unternehmungen
u.ä.).

– Formulierung mittel- und langfristiger Entwick-
lungsabsichten der öffentlichen Hand im betref-
fenden Perimeter und dessen Umgebung.

– Ausloten möglicher Konflikte der Erneuerungs-
absichten mit dem bestehenden Erschliessungs-
system, Immissionsvorschriften, genügender
Besonnung, fehlender Siedlungsausstattung
(Läden, Kindergarten) usf.

– Aufzeigen von Verdichtungs- und Umnutzungs-
potentialen unter Berücksichtigung der Konflikt-
situation.

– Prinzipielle Ausscheidung von Nutzungen, unge-
fähre Verteilung der Baumassen.

• Zweite Stufe: Das behördenverbindliche Kon-
zept ist differenziert in grundeigen-
tümerverbindliche Anordnungen umzusetzen.
Durch verschiedenste Instrumentierung der ein-
zelnen Teile des Areals und entsprechende Etap-
pierungsmöglichkeiten ist insbesondere dem
ungewissen zeitlichen Ablauf der Erneuerung
Rechnung zu tragen. Dies sollte aufgrund des
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erarbeiteten Richtplans durch differenzierten
Einsatz der obgenannten Massnahmen möglich
sein:

– Selektive Umzonungen unter Ausschöpfung
der Differenzierungsmöglichkeiten, wie sie kan-
tonales Recht in der Ausgestaltung der einzelnen
Zonentypen zulässt. (z.B. “Wohn- und Gewerbe-
zone 1, 2 oder 3”, “Industriezone”, “Industrie-/
Gewerbezone” usf. je mit Abstufungen bezüg-
lich Immissionsempfindlichkeit, Wohn- bzw. Ge-
werbeanteil, Ausnützung, Abständen usf.)

– Erarbeitung ❖on ’ Sondernutzungsplänen
bzw. Anordnung einer Sondernutzungspla-
nungspflicht für ausgewählte Perimeter. Beson-
ders geeignet sind solche Instrumente dann,
wenn – je nach kantonalem Recht – eine Zone der
Grundordnung auch lediglich mit ausgewählten
(“Sonder”-)Bauvorschriften ergänzt werden
kann. Die Aufstellung von Sondernutzungsplä-
nen wird nötig, wenn mittels Grundordnung die
gewünschten Differenzierungen gar nicht vorge-
nommen werden könnten (Grünflächenanteile,
Baubegrenzungslinien, Vorschriften über Dach-
gestaltung, Wohnungsgrössen in einzelnen Ge-
bäuden u.ä.).

– Füllung grösserer Baulücken aufgrund ei■er ’
Gesamtüberbauung, (die im Gesetz abstrakt
formulierten Qualitätsanforderungen können
am behördenverbindlichen Quartierrichtplan
gemessen werden).

Zutritt 1: Typologie von Umbausituationen

24 Aufwertung und Anpassung
des öffentlichen Umfeldes

Mit dem Rückgang der gewerblichen und industri-
ellen Produktion und dem Wachstum des tertiären
Sektors steigen die Ansprüche an das Arbeitsum-
feld. Besteht zudem die Möglichkeit, ein Teil eines
Gewerbe- und Industrieareals dem Wohnen zu-
gänglich zu machen, ist die Schaffung eines geeig-
neten Umfeldes zwingend notwendig. Dies kann
nicht nur eine Aufgabe des privaten Bauherrn sein.
Vielmehr sind bei der dichteren Nutzung eines
Areals (Erschliessungs-)Leistungen zu erbringen,
wie sie heute schon bei einem unbebauten Areal
gefordert werden. So ist
– die Situierung von Haltestellen des öffentlichen

Verkehrs und dessen Linienführung,
– das Verkehrsregime innerhalb des Quartiers (be-

ruhigte Zellen, Einbahnstrassen, Sackgassen),
– die Gestaltung von Strassen und Plätzen,
– die Plazierung von öffentlichen Erholungsplät-

zen innerhalb des Siedlungsraumes,
– die Sicherung von Velo- und Fussgängerverbin-

dungen,
– die öffentliche Siedlungsausstattung (Quartier-

treff, Kindergärten, Läden des täglichen Bedarfs,
Betagtenwohnungen, Spitex),

– die Schaffung von Abfall-Sammelstellen
ein Teil der Massnahmen, die von der öffentlichen
Hand zu überprüfen und allenfalls zu planen sind.
Nicht nur im hier beschriebenen Falle werden sol-
che Massnahmen nötig: Auch in Quartieren, in
denen keine grundlegenden Umgestaltungen an-
stehen, können Vorhaben im öffentlichen Raum
viel zur Steigerung der Siedlungsqualität beitra-
gen. Durch eine detaillierte Bestandesaufnahme
sind in einem ersten Schritt allfällige Defizite zu
ermitteln. In Form ❄es ’ Quartiergestaltungs-
Richtplans kann anschliessend unter Mitwirkung
der Bevölkerung ein behördenverbindliches Er-
neuerungskonzept erarbeitet werden. Vorteilhaft
an diesem Vorgehen ist, dass einzelne Massnah-
men auch dann gut aufeinander abgestimmt erfol-
gen können, wenn sie sich lediglich über längere
Zeit und in kleinen Schritten realisieren lassen.
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1 Richtplanung

1.1 Kantonale Richtplanung gem.
Art. 6 ff. RPG

1.1.1 Funktion und Wesen
1.1.1.1 Einleitung
Um ihrem Auftrag nachzukommen, eine zweck-
mässige Nutzung des Bodens und eine geordnete
Besiedlung des Landes sicherzustellen (Art. 22
quater BV), kann sich die Raumplanung nicht da-
mit begnügen, punktuelle Aussagen über die zu-
lässige Art und Intensität der Bodennutzung zu
machen. Die Realisierung einer angestrebten
räumlichen Entwicklung – die der Maxime der
haushälterischen Nutzung des Bodens verpflichtet
ist (Art. 1 RPG) und verschiedenste Interessen von
Staat, Gesellschaft, Wirtschaft und der Natur zu
berücksichtigen hat (Art. 3 RPG) – müsste Flickwerk
bleiben, wenn nicht mittels in sachlicher Hinsicht
übergreifender und von allen planenden Behör-
den mitgetragener Konzepte und Programme die
verschiedenen unmittelbar auf die Raumordnung
sich auswirkenden Tätigkeiten zu einem sinnvol-
len Ganzen gefügt würden.
Diesem Anliegen dient die Richtplanung: So be-
steht z.B. in bezug auf Fragen des Verkehrs, des
Natur- und Heimatschutzes oder des Umwelt-
schutzes das Bedürfnis nach auf bestimmte Teil-
räume bezogener Harmonisierung der entspre-
chenden sektoralen Planungen. Die Kantone sind
von Bundesrechts wegen zur Richtplanung ver-
pflichtet (Art. 6 ff. RPG).
Als zentralem Instrument der überörtlichen Raum-
planung kommen der Richtplanung folgende Auf-
gaben zu. Sie hat
• die verschiedenen auf die räumliche Organisa-

tion sich auswirkenden Umstände und Interes-
sen zu erheben (Grundlagenerarbeitung);

• Aussagen zu machen über die angestrebte räum-
liche Entwicklung;

• allfällige Konflikte zwischen verschiedenen
raumrelevanten Interessen einem umfassen-
den, nötigenfalls auch interkantonalen, Abstim-
mungsprozess zuzuführen;

• ihre Ergebnisse in einem Plan festzuhalten, der
die mit irgendwelchen raumwirksamen Aufga-
ben betrauten Behörden von Bund, Kanton und
Gemeinden an die Entscheide und Wertungen

binden, die im Rahmen der Richtplanung ergan-
gen sind. (Zu den verschiedenen Kategorien von
Richtplanaussagen vgl. Art. 5 Abs. 2 RPV).

1.1.1.2 Richtplanung und Richtpläne
Zu unterscheiden ist der Planungsvorgang von
dessen Ergebnis, den Richtplänen. Zwischen fest-
gesetzten Richtplänen und nachfolgenden Planun-
gen besteht eine Hierarchie, die sich unter ande-
rem in der zwingend vorzunehmenden Überprü-
fung von Nutzungsplänen auf ihre Übereinstim-
mung mit dem kantonalen Richtplan äussert (Art.
26 Abs. 2 RPG). Demgegenüber verlangt das Plan-
abstimmungsgebot bei der Ausarbeitung der Plä-
ne ein Argumentieren von oben nach unten und
von unten nach oben (sog. Gegenstromprinzip).
Unter den Gemeinwesen verschiedenster Stufe
gilt dieser Grundsatz aufgrund von Art. 2 Abs. 1
RPG.
Zusätzlich ist dafür zu sorgen, dass sich auch die
Bevölkerung in geeigneter Weise am Entschei-
dungsprozess beteiligen kann (Art. 4 RPG: Infor-
mation und Mitwirkung), was für Planungen be-
züglich weitgehend überbauter Gebiete von be-
sonderer Bedeutung ist: Die geplanten Verände-
rungen innerhalb der Siedlung werden im Falle
ihrer Realisierung bestehende bauliche, soziale
und wirtschaftliche Strukturen so direkt verän-
dern, dass eine Mitsprachemöglichkeit der poten-
tiell Betroffenen in einer frühen Planungsphase
umso gerechtfertigter und sinnvoller erscheint.

1.1.1.3 Behördenverbindlichkeit
Aus der Funktion der Richtplanung als eigentliche
Drehscheibe zur inhaltlichen Harmonisierung von
aufgrund verschiedenster sektoraler Gesetzge-
bungen und Planungen zu treffender raumwirksa-
mer Massnahmen ergibt sich folgerichtig der we-
sentlichste Unterschied zwischen Richtplänen und
direkt raumwirksamen Plänen und Massnahmen:
Richtpläne sind ausschliesslich behördenverbind-
lich, Art. 9 Abs. 1 RPG.

Von den Richtplänen gehen also nur indi-
rekte, aber doch eben entscheidende Wirkungen
auf die mehrheitlich von Privaten betriebene Hoch-
bautätigkeit aus. Wichtigste Aspekte, die sich für
die Siedlungserneuerung aus der Behördenver-
bindlichkeit ergeben, sind:
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• Vorzeichnung der Nutzungsplanung der Gemein-
den (“Vornutzungsplanung”)
Mittels Richtplänen wird das planerische
Ermessen des für die Nutzungsplanung zu-
ständigen Organs gebunden. In den verschiede-
nen Kantonen wird dies auf unterschiedlichste Art
und je nachdem mittels ganz konkreter Vorgaben
gemacht. Dabei können sich schwierige Fragen in
bezug auf die Respektierung der Autonomie
stellen, wie sie den zur Nutzungsplanung berufe-
nen Gemeinden gesetzlich zugesichert ist. (Der
konkrete Umfang der Gemeindeautonomie in Pla-
nungssachen ergibt sich vorab aus kantonalem
Recht. Vgl. aber auch Art. 2 Abs. 3 RPG, wonach die
mit Planungsaufgaben betrauten Behörden darauf
zu achten haben, den ihnen nachgeordneten Be-
hörden den zur Erfüllung ihrer Aufgaben nötigen
Ermessensspielraum zu lassen).
Insbesondere i.Z.m. der jeweiligen gesetzlichen
Ausgestaltung des kantonalen Planungs- und Bau-
rechts können weitgehende richtplanerische Vor-
gaben zu Problemen führen. Denn gerade für die
Nutzungsplanung bezüglich bereits weitgehend
überbauter Gebiete fehlen den Gemeinden oft die
Handlungsspielräume, der konkreten – und meist
unter anderen gesetzlichen Bedingungen gewach-
senen – baulichen und nutzungsmässigen Struktur
angemessene Anordnungen treffen zu können,
vgl. auch Pt. 2.2.

• Bindung des behördlichen Ermessens bei ande-
ren raumwirksamen Entscheiden
Neben den Handlungsspielräumen bei der Erstel-
lung von Bau- und Zonenordnungen kommt der
Gemeinde auch in anderen Bereichen erhebliches
Ermessen zu, so z.B. der Verwaltung im Rahmen
des Baubewilligungsverfahrens. Dasselbe gilt
aber auch für Entscheide betreffend Massnahmen
des Ortsbild- und Denkmalschutzes bezüglich Ob-
jekten von kommunaler Bedeutung oder der Auf-
hebung bzw. Änderung von Baulinien, der Initiie-
rung von Sondernutzungsplänen, der kommuna-
len Liegenschaftenpolitik u.ä. Solche Ermessens-
spielräume sind richtplankonform auszufüllen,
wenn dem Richtplan – ob direkt oder indirekt –
entsprechende Aussagen und Wertungen ent-
nommen werden können.

• Problemgerechte Abänderbarkeit
Weil Richtpläne ausschliesslich behördenverbind-

lich sind, können sie permanent überprüft und
nötigenfalls angepasst werden, sobald sich neue
Aufgaben stellen oder eine gesamthaft bessere
Lösung möglich ist, Art. 9 Abs. 2 RPG. Dies stellt
einen gewichtigen Vorteil gegenüber grundeigen-
tümerbindlichen Nutzungsplänen dar, deren Ab-
änderbarkeit von Bundesrechts wegen aus Grün-
den der Rechtssicherheit erschwert ist (sog. Plan-
gewährleistung, vgl auch Pt. 4.6.2 zu dieser Proble-
matik i.Z.m. der Aufstellung von Sondernutzungs-
plänen).

1.1.2 Würdigung
1.1.2.1 Einleitung
Die Richtplanung ist die wichtigste Stufe im plane-
rischen Konkretisierungsprozess: Sie ist unab-
dingbar, wenn einzelne Teilräume in ihrer Ganzheit
erfasst und organisiert werden sollen und zusätz-
lich gewährleistet sein muss, dass auch die Inter-
dependenzen zwischen diesen einzelnen Teilräu-
men sachgerechte Berücksichtigung finden. (Bei-
spielsweise trifft dies in hohem Masse zu für die
nutzungs- und verkehrsmässige Organisation ei-
nes städtischen – weitestgehend bebauten – Sied-
lungskerns in seiner hochgradigen Multifunktio-
nalität, wenn gleichzeitig der räumlichen Situation
und Entwicklung in dessen Agglomeration Rech-
nung getragen werden soll). Zwischen den Zielen
und gesetzlich vorgezeichneter Massnahmen ver-
schiedener sektoraler raumrelevanter Rechtsge-
biete (Verkehrs- und Umweltschutzrecht, Hei-
matschutz u.ä.) und entsprechenden konkreten
Umsetzungen in Form von Strassenbauplänen,
Lärmschutzprogrammen oder Nutzungsplänen
hat also die Richtplanung für eine sachgerechte
Koordination und vorläufige Konkretisierung der
verschiedenen einzelnen Handlungsbeiträge zu
sorgen.
Diese Feststellungen gelten ganz allgemein. Ein
Ausschöpfen der Möglichkeiten der überörtlichen
Richtplanung wird jedoch gerade bei der Bepla-
nung bestehender Siedlungen besonders aktuell:
Herausragende Voraussetzung für eine “Sied-
lungsentwicklung nach innen” ist der politische
Wille aller, der weiteren Zersiedlung und Mehrbe-
lastung der Umwelt entgegenzuwirken. Wenn
aber neue bzw. veränderte Bedürfnisse von Gesell-
schaft, Wirtschaft und Staat in Zukunft grundsätz-
lich in bereits weitgehend überbauten Gebieten
befriedigt werden sollen, stellen sich bereits an die

Zutritt 2: Einzelne Rechtsinstitute und -verfahren
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Richtplanung auf überörtlicher Stufe spezielle An-
forderungen. Auf folgende Punkte ist besonders zu
achten:

1.1.2.2 Ausweisen von Nutzungsreserven;
Realisierungschancen von “Umbau-
planungen”

Physische Nutzungsreserven (Erhöhung der Nutz-
fläche durch Aus-, Um- und Neubau) und auch
Möglichkeiten zur intensiveren Nutzung von Be-
stehendem (z.B. Vermietpraxis, Mehrfachbele-
gung öffentlicher Gebäude, Aufwertung des Aus-
senraums) sind in einer frühen Phase abzuschät-
zen. Die Veränderungsdynamik bestehender
Strukturen ist dabei zu bewerten, d.h. es sind Aus-
sagen darüber zu machen, in welchem Zeithori-
zont mit der tatsächlichen Realisierung entspre-
chender Massnahmen überhaupt gerechnet wer-
den kann: So ist z.B. zu berücksichtigen, dass der
Planungshorizont von Bau- und Zonenordnungen
(15 Jahre) in bezug auf weitgehend überbaute
Perimeter insofern unsachgemäss ist, weil er sich
nicht mit den Amortisationsfristen der einzelnen –
und weitgehend Bestandesschutz geniessenden –
bestehenden Bauten zu decken braucht.

• Beispiel:
Die Freigabe von bisher als Kaltdach, Trocken- und
Stauraum genutzter Dachgeschosse zu Wohn-
zwecken durch Änderung von Vorschriften in kan-
tonalen Baugesetzen bzw. durch generelle Erleich-
terung im Rahmen von kommunalen Bau- und
Zonenordnungen ergibt zwar eine theoretische
Kapazitätssteigerung, besagt jedoch sogut wie
nichts über die tatsächlich zu erwartende Realisie-
rung von Dachstockausbauten durch private Inve-
storen. Gleichzeitig ist fraglich, ob durch solche
generellen Massnahmen im Einzelfall sachgerech-
te Lösungen erzielt werden können.
Seit 1989 haben die Gemeinden von Bundesrechts
wegen im Rahmen der Genehmigung von Nut-
zungsplänen darzulegen, “welche Nutzungsreser-
ven im weitgehend überbauten Gebiet bestehen
und wie diese Reserven haushälterisch genutzt
werden sollen” (Art. 26 Abs. 2 RPV). Diese Bestim-
mung wird der Problematik insofern nicht gerecht,
als solche Angaben im Sinne des oben erwähnten
“Gegenstromprinzips” bereits als Grundlagen in
die kantonale Richtplanung einfliessen sollten.
Nach entsprechender Abstimmung mit anderen

überörtlichen Aspekten wären dann umgekehrt –
und auf die allgemeine regionale Entwicklung ab-
gestimmte – Vorgaben für die kommunale Nut-
zungsplanung zu machen.
Ob nun Reserverechnungen bereits im Rahmen
der überörtlichen Planung oder eben erst bei der
Erstellung von Nutzungsplänen zuhanden der Ge-
nehmigungsbehörde vorliegen: In beiden Fällen
ist zu berücksichtigen, dass nicht nur die Nutzungs-
planung, sondern die gesamte Gemeindepolitik
dafür massgebend ist, ob und in welchem Zeit-
raum sich die Reserven mobilisieren lassen.

1.1.2.3 (Re-)Aktivierung regionaler
Richtpläne

Mit kantonalen Richtplänen sind vorab Aussagen
zur angestrebten räumlichen Entwicklung des ge-
samten Kantons zu machen (Art. 6 Abs. 1 RPG).
Trotzdem drängt es sich nicht unbedingt auf, die
Ergebnisse in einem einzigen Planwerk festzu-
schreiben: Denn neben raumwirksamen Vorha-
ben, die eine Koordination mit Bund oder Nachbar-
kantonen nötig machen und deshalb sinnvoller-
weise in einem einheitlichen Plan festgehalten
werden, kommt vielen Richtplanaussagen aus-
schliesslich regionale Bedeutung zu. Damit nun
die sich aus der Behördenverbindlichkeit ergeben-
den Möglichkeiten flexibler Planfortschreibung
auch wirklich ausgeschöpft werden können, soll-
ten noch vermehrt vom “kantonalen” Richtplan
formell abgekoppelte “regionale” Richtpläne er-
stellt werden. Die Erfahrungen mit der überörtli-
chen Raumplanung haben nämlich gezeigt, dass
aus rechtlicher Sicht zulässige und erwünschte
Anpassungen kantonaler Richtpläne nur schon
deshalb nicht vorgenommen werden, weil sie mit
grossen organisatorischen, finanziellen und tech-
nischen Aufwendungen verbunden wären. Gera-
de für Erneuerungsplanungen wird aber eine effi-
zient bewirtschaftbare Richtplanung nötig: Diese
muss in der Lage sein, auf – gegenüber Neubau-
perimetern vermehrt auftretenden – Realisie-
rungsschwierigkeiten der Siedlungsplanung zu
reagieren.

1.1.2.4 Nutzbarmachung der Richtpläne
als Grundlage für spezielle Mass-
nahmen

Sinnvollerweise sollten in den Richtplänen noch
vermehrt verbale Aussagen gemacht werden, mit

Zutritt 2: Einzelne Rechtsinstitute und -verfahren
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denen die echten Probleme angesprochen bzw. die
mit einzelnen Richtplananordnungen verfolgten
Ziele ausformuliert werden. Mit im voraus typisier-
ten Signaturen bestückte kartographische Darstel-
lungen tragen nämlich zur konkreten Aufgabenbe-
wältigung nicht immer sehr viel bei, wenn damit
lediglich der Standort von Einzelvorhaben be-
zeichnet oder spezielle Massnahmen (z.B. Auftrag
an die Gemeinde, Siedlungskern in seiner Struktur
zu erhalten) abstrakt umschrieben werden.
Gerade zu Bereichen, die voraussehbar in Bau-
und Zonenordnungen keinen – oder zumindest nur
ungenügenden – Niederschlag finden und in de-
nen den Gemeinden weite Ermessensspielräume
zukommen, sollten dem Richtplan noch vermehrt
Aussagen entnommen werden können. Denn viele
kleine, scheinbar wenig ins Gewicht fallende, Ein-
zelentscheide können in ihrer Summe und im Lau-
fe der Zeit zu sehr unterschiedlichen Ergebnissen
führen. Damit die durch Richtpläne verfolgten kon-
zeptionellen Absichten für einen kleineren Teil-
raum auch wirklich zu einem plankonformen sinn-
vollen Ganzen gefügt werden können, wären also
nachfolgende Entscheide vermehrt durch richtpla-
nerische Aussagen einzubinden. Die Gemeinden
als wohl wichtigste Akteure der Siedlungserneue-
rung könnten z.B. zumindest zur Prüfung folgender
Möglichkeiten angehalten werden:
• Förderung der Erstellung von Gemeinschafts-

anlagen (Fahrzeugparkierung, Feuerungsanla-
gen, Erholungsflächen u.ä.);

• Aufstellung öffentlicher bzw. Förderung privat
zu erarbeitender Sondernutzungspläne;

• langfristig anzustrebende Gestaltung des Stras-
senraums, Aufhebung veralteter Baulinien;

• Erwerb ausgewählter Liegenschaften durch die
öffentliche Hand zur Ermöglichung einer ent-
sprechenden Vermietpraxis zugungsten ganz
bestimmter Gewerbebetriebe oder Wohnungs-
Mietersegmente.

1.2 Kommunale Richtplanungen

1.2.1 Funktion und Wesen
(Zum Ganzen vgl. die Ausführungen zur kantona-
len Richtplanung, insb. Pt. 1.1.1, die entsprechend
auch für die kommunale Stufe gelten. Zu beachten
ist jedoch, dass das Raumplanungsgesetz den
Kantonen nicht vorschreibt, eine durch die Ge-

meinden zu betreibende Richtplanung einzufüh-
ren).
Der kommunalen Richtplanung kommt grundsätz-
lich dieselbe Funktion wie der überörtlichen Richt-
planung zu. Denn aus der Einsicht heraus, dass
sich eine sinnvolle Raumordnung und -gestaltung
nicht ausschliesslich mittels sektoraler Planungen
bewerkstelligen lässt, besteht auch auf Gemein-
deebene das Bedürfnis nach einer ressortüber-
greifenden Entwicklungsrichtplanung. Dabei soll-
ten die Möglichkeiten solcher Konzepte gerade im
Rahmen der inneren Erneuerung bestehender
Siedlungen noch vermehrt ausgeschöpft werden,
weil sich deren Realisierung im Vergleich mit der-
jenigen von Planungen “auf der grünen Wiese”
viel unübersichtlicher und voraussichtlich auch in
zeitlicher Hinsicht erschwert abspielen wird. Ne-
ben dem Anliegen nach Koordination privater
Hochbautätigkeit mit Aufgaben der öffentlichen
Hand gilt es also, konzeptionelle Vorstellungen zu
entwickeln, die sich insbesondere nicht auf den
Planungshorizont von Nutzungsplänen gemäss
Art. 15 RPG zu erstrecken bzw. zu beschränken
brauchen. In verfahrensmässiger Hinsicht treten
dabei zwei Aspekte besonders hervor:
• In Form des Richtplans gebundene Konzepte

sind behördenverbindlich und deshalb flexibel
der laufenden Entwicklung anpassbar;

• Das formelle Planungsverfahren stellt sicher,
dass die Bevölkerung in geeigneter Weise mit-
wirken und ein Legislativorgan über diese Pläne
abstimmen kann.

(Zu den materiellen Vorteilen vgl. die Würdigung
unter Pt. 1.2.3)

1.2.2 Unterschiedliche kantonale Rege-
lungen

Je nach Kanton unterscheidet sich die gesetzliche
Regelung kommunaler Richtpläne erheblich. Da-
bei lassen sich teilweise verschiedene Grundauf-
fassungen erkennen, für welche Funktionen im
Rahmen der örtlichen Raumplanung diese Pläne
eingeführt wurden.
Die gesetzliche Regelung eines Richtplans muss
notwendigerweise sehr offen gehalten sein, damit
darin die verschiedensten räumlichen Probleme
angesprochen werden können. Deshalb kann fest-
gestellt werden, dass einer vielfältigen Anwen-
dung dieses Instituts grundsätzlich keine rechtli-
chen Hindernisse im Wege stehen: Die kommuna-
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len Richtpläne können somit als Gefäss für irgend-
welche raumrelevanten behördenverbindlichen
Festlegungen dienstbar gemacht werden. Im Rah-
men der inneren Erneuerung gilt es also in erster
Linie, diese bestehenden Möglichkeiten sachge-
recht auszuschöpfen.

• Beispiel: Art. 5 BauG/SG
“Die politische Gemeinde erstellt die für die
Ortsplanung und für den Ausbau der Infra-
struktur notwendigen Richtpläne, wie Sied-
lungs-, Landschafts-, Verkehrs- und Versor-
gungspläne.” (Abs. 1)
“Die Richtpläne sollen aufgrund des Beste-
henden und des Voraussehbaren Aufschluss
geben insbesondere über die wichtigsten Ver-
kehrsanlagen, über die künftigen Bauzonen
und die Landwirtschaftsgebiete, über die An-
lagen der Energie- und Wasserversorgung,
der Abwasser- und Kehrichtbeseitigung so-
wie über die Erholungsräume, die zu schüt-
zenden Landschaften, Natur- und Kultur-
objekte. Wenn Gebiete durch Lawinen oder
andere Elementarereignisse erfahrungsge-
mäss gefährdet sind, ist dies in den Richtplä-
nen festzuhalten.” (Abs. 2)
“Diese sind für die mit der Planung beauftrag-
ten Organe und Behörden wegleitend.”
(Abs. 3)
“Die genehmigten kantonalen Gesamtpläne
und Regionalpläne sind zu berücksichtigen.”
(Abs. 4)

• Beispiel: Art. 68 BauG/BE
“Als Grundlagen der Ortsplanung sind alle für
den Stand und die anzustrebende räumliche
Entwicklung der Gemeinde wesentlichen Tat-
sachen zu ermitteln. Artikel 6 des Bundesge-
setzes über die Raumplanung ist sinngemäss
anwendbar.” (Abs. 1)
“Die Richtpläne stimmen die Nutzungszonen,
die Erschliessung und den Verkehr aufeinan-
der ab. Sie können sich namentlich beziehen
auf
a den Schutz der Landschaft, von Ortsbil-

dern, Natur- und Kulturobjekten;
b die Gestaltung der Siedlung, von Ortszen-

tren und Quartieren sowie von Erholungs-
räumen;

c die öffentlichen Bauten, Anlagen und Ein-
richtungen;

d die Erschliessung und den Verkehr
e die wirtschaftliche Entwicklung und die

Landwirtschaft
f die in einem späteren Zeitpunkt zu treffen-

den planerischen Massnahmen.” (Abs. 2)
“Die Richtpläne binden die Gemeindebehör-
den. Die Genehmigungsbehörde kann auf An-
trag der Gemeinde die Verbindlichkeit auf
zuständige regionale Organe und kantonale
Behörden sowie auf besondere Erschlies-
sungsträger ausdehnen.” (Abs. 3)

• Beispiel: § 18 BauG/ZG
“Der Ortsgestaltungsplan ergänzt den kanto-
nalen Richtplan mit eigenen Planungszielen.
Er bildet die Grundlage für die Erstellung des
Zonenplans und den Erlass weiterer ge-
meindlicher Bauvorschriften und informiert
über die Erschliessung des Baugebietes.”
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1.2.3 Würdigung
1.2.3.1 Allgemeine Bemerkungen
Richtplanungen auf kommunaler Stufe sind in der
Praxis noch allzu oft einer sektoralen Auffassung
der verschiedenen Planungen verhaftet. Teilweise
liegt dies an den kantonalen Regelungen: So wird
z.B. im Kanton St. Gallen die Erstellung von Teil-
richtplänen zur Siedlungs-, Landschafts-, Ver-
kehrs- und Versorgungsplanung gefordert (vgl.
den oben zitierten Art. 5 Abs. 1 BauG/SG). Im
Kanton Zürich dürfen sich die Gemeinden sogar
auf die Ausarbeitung eines Verkehrsplans be-
schränken, vgl. § 31 PBG/ZH. Diese Regelungen
werden aber der veränderten planerischen Aufga-
benstellung, wie sie sich bei der inneren Erneue-
rung stellt, nicht gerecht.
Bereits aus dem Umstand, dass sich die Siedlungs-
erneuerung in erster Linie nur mittels punktueller
und in vielfältige kleinräumige Sachzwänge einge-
bundener Massnahmen durchführen lässt, sind
die Gemeinden auch bei deren Planung als wich-
tigste Akteure anzusehen: Sie haben laufend die
vielen kleinen Handlungsspielräume auszuloten
und darauf mit entsprechend differenzierten Mass-
nahmen zu reagieren. Deshalb drängt es sich auf,
anstelle von das gesamte Gemeindegebiet abdek-
kenden Teilrichtplänen vermehrt auch umfassen-
de Konzepte bezüglich einzelner kleinerer Teilräu-
me zu erstellen, die nicht nur Einzelvorhaben an-
kündigen, sondern eine ganzheitliche Problemati-
sierung der zu lösenden Aufgabe ermöglichen. (Im
Extremfall könnte bis zu einer wenigstens behör-
denverbindlichen Formulierung spezieller Proble-
me in den einzelnen Quartieren gegangen werden;
dadurch entstünde wenigstens eine Pflicht zur
Kenntnisnahme einer ganz bestimmten Problem-
auffassung, damit die gesamte raumrelevante
Gemeindepolitik möglichst kohärent erfolgen
kann). Wenn kommunale Richtpläne mit planli-
chen Darstellungen ausgewählter gestalterischer
Fragen verknüpft werden, drängt sich sogar die
Einführung einer eigentlichen Quartiergestal-
tungs-Richtplanung auf, vgl. nachstehend Pt.
1.2.3.2.
Eine “ganzheitlich” betriebene kommunale Richt-
planung kann im Rahmen der inneren Erneuerung
vorab folgende Vorteile bringen:
• Grundlagen und Absichten, die im Rahmen einer
umsichtigen kommunalen Richtplanung erarbei-
tet bzw. behördenverbindlich festgeschrieben

werden, wären in einer frühen Phase in die kanto-
nale Planung einzubringen. Neben der Ermögli-
chung sachgerechter regionaler Konzepte kann
damit auch zur Wahrung der kommunalen Pla-
nungsautonomie beigetragen werden, weil allfäl-
lig unliebsamen Vorgaben durch den Kanton mit
besseren Argumenten entgegengetreten werden
kann (z.B. Pflicht zur Neueinzonung entgegen dem
Willen der Gemeinde, wenn diese alternative
Massnahmen zur Realisierung von Nutzungsin-
tensivierungen ausweisen kann).
• Lücken in der Aussagekraft genereller Bau- und
Zonenordnungen können zu einem guten Teil ge-
schlossen werden durch geeignete – und eben mit
behördenverbindlicher Kraft ausgestattete – For-
mulierungen über die Ziele und Absichten der
kommunalen Nutzungsplanung. Damit könn-
te erreicht werden, dass Ermessensentscheide
im Baubewilligungsverfahren richtplankonform
(materieller Aspekt) und deshalb auch für den
einzelnen Bauherrn berechenbarer und für alle
Betroffenen transparent gefällt werden können
(formeller Aspekt).
Neben den bestehenden Möglichkeiten im Zusam-
menhang mit der Erteilung von Ausnahmebewilli-
gungen, der Gewährung eines Bestandesprivilegs
oder auch der Handhabung von Ästhetikgeneral-
klauseln würde zusätzlich eine Liberalisierung in
den Formulierungsmöglichkeiten einzelner Bau-
vorschriften möglich, weil die Justiziabilität von
mit weitergehendem Ermessen befrachteten Ent-
scheiden ja durch entsprechende Richtplanaussa-
gen gewährleistet werden kann. Solche Anpassun-
gen werden nötig, weil das moderne Baurecht vor
lauter in exakten Metermassen und Prozentzahlen
ausgedrückter Bauvorschriften die Gesamtwürdi-
gung eines Einzelvorhabens durch die Baubewilli-
gungsbehörde nicht kennt und damit die Realisie-
rung von individuellen Qualitäten oft verunmög-
licht. In diesem Zusammenhang wäre sogar die
Einführung von → “Gesamtüberbauungsartigen
Vergünstigungen für Einzelvorhaben” zu prüfen
(vgl. Pt. 3.4.3.3). Besonders interessant wäre
dieses Institut für Perimeter mit kleingestreuten
Eigentumsverhältnissen, weil dort sehr oft nicht
mit der zeit- und sachgerechten Aufstellung eines
Sondernutzungsplans gerechnet werden kann.
• Transparente Beurteilung von Sondernutzungs-
plänen: Sondernutzungspläne, mittels denen z.T.
massiv von der nutzungsplanerischen Grundord-
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nung abgewichen werden darf, können besser auf
ihre Verträglichkeit mit der übrigen angestrebten
Entwicklung einer Gemeinde überprüft werden.
• Sicherung von Handlungsspielräumen mittels
Planungszonen oder individueller Bausperren, die
sich gestützt auf richtplanerische Absichten besser
rechtsgenügend begründen lassen (Vorausset-
zung der genügenden Konkretisierung einer noch
fehlenden planerischen Massnahme). Damit könn-
te vermehrt Sachzwängen ausgewichen werden,
wie sie sich oft durch Umbauvorhaben auf einzel-
nen Parzellen ergeben. So wird zum Beispiel die
Einrichtung einer gemeinschaftlichen Heizungs-
anlage in einer sanierungsbedürftigen Reihen-
haussiedlung oder die quartierweise Neuregelung
der Fahrzeugparkierung verunmöglicht, wenn für
ein einzelnes Umbauvorhaben die Baubewilligung
erteilt wird, ohne dass die Möglichkeiten gemein-
schaftlicher Lösungen wenigstens geprüft wur-
den. Entsprechend könnte ein einzelnes Umbau-
vorhaben mittels Bausperre hinausgeschoben
werden, wenn aufgrund des aufkommenden Sa-
nierungsbedarfs in einem Quartier zuerst abge-
klärt werden soll, welche besseren Möglichkeiten
sich durch die Erarbeitung eines privaten oder
auch öffentlichen Sondernutzungsplans ergeben.
• Koordination von Vorhaben im öffentlichen
Raum mit der privaten Erneuerungstätigkeit. Die
intensivere – und damit i.d.R. “haushälterische” –
Nutzung eines bestimmten Teilraums kann in vie-
len Fällen nicht nur durch Vermehrung umbauter
Nutzflächen, sondern auch durch die bessere Or-
ganisation und Gestaltung des öffentlichen Raums
erreicht werden. Massnahmen im öffentlichen
Raum können dabei einerseits als flankierende
Massnahmen zur privaten Umbautätigkeit, ander-
seits auch im Sinne einer Vorleistung des Gemein-
wesens in Betracht gezogen werden.
Zusätzlich kommen Massnahmen im öffentlichen
Raum je nachdem sogar als Alternative zu bauli-
chen Verdichtungen in Frage, weil bestimmte Be-
dürfnisse nicht innerhalb des Gebäudes befriedigt
werden müssen (z.B. Schaffung von Nächsterho-
lungsmöglichkeiten durch Gestaltung einer
Wohnstrasse).
Vgl. auch → Erneuerungsabsicht 24: Aufwertung
und Anpassung des öffentlichen Umfeldes.

1.2.3.2 Quartiergestaltungs-Richtpläne
(Grundsätzlich gelten die vorstehend zur kommu-
nalen Richtplanung gemachten allgemeinen Aus-
führungen)
Soweit nicht eigentliche Gebietssanierungen i.S.
der Neubebauung eines ganzen Gevierts oder
Quartiers vorgenommen werden, wird sich die
Bautätigkeit im Rahmen der inneren Erneuerung in
zum voraus schlecht voraussehbaren kleinen
Schritten und damit evolutiv abspielen. Gegenü-
ber der Situation in Neubauperimetern fällt es also
umso schwerer, im Rahmen von Umbauplanun-
gen in einem Anlauf alle nötigen Anordnungen
grundeigentümerverbindlich auszuscheiden bzw.
die durch das Gemeinwesen zu erbringenden Lei-
stungen abschliessend beschreiben zu können.
Die Möglichkeiten richtplanerischer Anordnungen
auf kommunaler Stufe können nun am besten
ausgeschöpft werden, wenn quartierweise umfas-
sende und differenzierte konzeptionelle Vorstel-
lungen vorhanden sind. Zu deren Entwicklung
könnte gerade in grösseren Gemeinden auch ein
städtebaulicher Wettbewerb durchgeführt wer-
den, dessen Ergebnisse dann als Grundlage für
den Richtplan heranzuziehen sind. Vorteilhaft ist,
dass die Bevölkerung bei quartierweisen Planun-
gen effektiv mitwirken kann, weil ihr die behandel-
ten Themen vertraut sind.
Quartiergestaltungs-Richtpläne haben die im Lau-
fe der Zeit zu treffenden einzelnen Massnahmen
behördenverbindlich vorzeichnen bzw. abzustüt-
zen. Wenn für ein bestimmtes Quartier entspre-
chende Vorgaben erarbeitet werden, können dann
– sobald sich entsprechende Handlungsfenster
auftun – folgende Massnahmen gezielt eingesetzt
werden:
• Teilrevision der Bau- und Zonenordnung;
• Initiierung von Sondernutzungsplänen;
• mit der übrigen Siedlungsentwicklung gut ab-

gestimmte Ortsbild- und Denkmalschutzmass-
nahmen;

• Erstellung von Gemeinschaftsanlagen wie z.B.
gemeinschaftliche Fahrzeugparkierung;

• Anordnungen betreffend Gestaltung und Be-
nützbarkeit des privaten Aussenraums;

• auf die Verkehrsplanung abgestimmte Gestal-
tung und Bepflanzung des Strassenraums;

• Veranstaltung oder Mitfinanzierung eines Archi-
tekturwettbewerbes für einen ortsbaulich heik-
len Bereich;
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• Verhängung von Bausperren zur Sicherstellung
auch parzellenübergreifender Lösungen in ge-
stalterischer oder funktionaler Hinsicht (z.B. Ein-
richtung gemeinschaftlicher Fahrzeugparkie-
rung zur Schonung bestehender Vorgärten);

• richtplankonforme und damit berechenbarere
und besser justiziable Ausübung von Ermessen
im Baubewilligungsverfahren; Quartiergestal-
tungsrichtpläne wären wohl auch eine unab-
dingbare Voraussetzung zur Handhabung eines
Instituts wie den “Gesamtüberbauungsartigen
Vergünstigungen für Einzelvorhaben” gem.
Pt. 3.4.3.3.

Quartierübergreifende umfassende konzeptionel-
le Richtpläne sind zu erarbeiten, wenn inmitten
bestehender Siedlungen mittelfristig mit einer
weitgehenden Umgestaltung grosser zusammen-
hängender Areale gerechnet werden kann (z.B.
Industriegebiete). Denn eine massvolle Entwick-
lung solcher Areale zu einem neuen Quartier mit
gemischten Nutzungen ist oft weder durch gene-
relle Umzonungen noch durch isolierte Sonder-
nutzungspläne durchführbar. Mittels kommunaler
Richtplanung sind dann auch die entsprechenden
städtebaulichen und funktionalen Bezüge zu den
umliegenden Quartieren herzustellen, damit
Chancen zur Qualitätssteigerung bzw. Behebung
funktionaler Mängel der bestehenden Siedlung
effektiv wahrgenommen werden können.
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2 Nutzungsplanerische
und baurechtliche
Grundordnung

2.1 Einleitung

Damit ein (Um-)Bauvorhaben realisiert werden
kann, muss die mögliche bauliche Grundstücks-
nutzung im Zeitpunkt, wenn das Baugesuch ge-
stellt wird, grundeigentümerverbindlich geregelt
sein. Bei der Erstellung eines Gebäudes sind dabei
sehr viele und verschiedenste Arten von Vorschrif-
ten zu beachten; soweit öffentlichrechtlicher Na-
tur, sind sie im → Baubewilligungsverfahren voll-
umfänglich zu beachten, vgl. Art. 22 RPG.

2.1.1 Bau- und Zonenordnung
Viele Vorschriften können nicht in generell-ab-
strakter Weise auf alle Bauten gleichermassen an-
gewendet werden. Vielmehr sind sie im Rahmen
der Nutzungsplanung im Sinne übergeordneter
gesetzlicher Ziele und Richtplanvorgaben bezüg-
lich verschiedener Teilräume – und damit der kon-
kreten Situation angemessen – zu konkretisieren.
Diese Konkretisierung fällt in aller Regel in den
Zuständigkeitsbereich der einzelnen Gemeinden,
die in Form eines Zonenplans mit zugehörigem
Baureglement die für den realisierungswilligen
Privaten zentralen Voraussetzungen zum Bauen
schaffen. Im Rahmen von Bau- und Zonenordnun-
gen werden hauptsächlich folgende Bereiche ge-
regelt:
• Art der Nutzung:
Ausscheidung verschiedener Zonentypen in nut-
zungsmässiger Hinsicht wie z.B. Wohnen, Gewer-
be und Dienstleistungen, Industrie, öff. Bauten.
• Mass der Ausnützung:
Festlegung, wie viel Bruttogeschossfläche im Ver-
hältnis zur massgeblichen Parzellenfläche höch-
stens realisiert werden kann. Diese Ausnützungs-
möglichkeiten werden entweder in Form einer
Ausnützungsziffer ausgedrückt oder sind auf-
grund verschiedenster Massvorschriften eines
theoretischen Ausführungsprojekts zu ermitteln.
(Unter Berücksichtigung der speziellen Anforde-
rungen wird in Industrie- und Gewerbezonen mit
Baumassenziffern gearbeitet).

• Bauvorschriften:
Bestimmungen über die kubische Erscheinung ei-
ner Baute und deren Situierung auf dem Grund-
stück wie Geschosszahl, Grenz- und Gebäudeab-
stände, Baulinien, Gebäudehöhen und -längen,
zulässige Dachform, Bauweise (offen oder ge-
schlossen), Zulässigkeit besonderer Gebäudety-
pen (Terrassenhäuser, Hochhäuser) usf.

2.1.2 Übrige Bauvorschriften
In der Bau- und Zonenordnung müssen wie er-
wähnt Anordnungen bezüglich derjenigen Quali-
täten einer Hochbaute getroffen werden können,
die lediglich unter Berücksichtigung verschieden-
ster konkreter Umstände (Topographie, Situierung
innerhalb des bzw. zum Siedlungsgebiet u.ä.) sinn-
voll geregelt werden können.
Demgegenüber sind bei der Erstellung einer Baute
auch unzählige Bauvorschriften zu beachten, die
sich vorwiegend auf technische und eigentlich
polizeiliche Aspekte beziehen und deshalb unab-
hängig von der Zonenzuteilung beachtet werden
müssen:
• Normen betreffend Anforderungen an Funda-

tion und Konstruktion der Baute allgemein;
• Anforderungen an die hygienischen Verhältnis-

se von Räumen, die dem dauernden Aufenthalt
von Menschen dienen (Sicherstellung genügen-
der Belichtung und Belüftung z.B. durch Min-
destfensterflächen, Verbot der Erstellung gefan-
gener Wohnräume u.ä);

• feuerpolizeiliche Anforderungen (Brandmau-
ern, Treppenbreiten, Materialwahl usf.);

• technische Ausrüstung wie Heizung, künstliche
Belüftung u.ä.;

• Anforderungen an die Erschliessung (Wasser,
Abwasser, Elektrisch, Verkehr);

• Anforderungen an die Umgebungsgestaltung,
Fahrzeugparkierung oder auch Abfallbeseiti-
gung;

• generelle Mindestanforderungen an die Ästhe-
tik einer Baute.

2.2 Rahmenbedingungen der Nutzungs-
planung aus übergeordnetem Recht

Die unter Pt. 2.1.1 genannten Vorschriftsarten be-
dürfen zwar typischerweise einer räumlichen
Konretisierung im Zuge der Nutzungsplanung der
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Gemeinde, finden aber ihre gesetzliche Grundlage
in aller Regel in kantonalen Planungs- und Bauge-
setzen. Dabei variiert die bereits auf dieser Ebene
vorgenommene Regelungsdichte beträchtlich:
Während z.B. der Kanton Zürich im PBG/ZH sehr
weit ging, stellt sich die Lage im Kanton Wallis ganz
anders dar (Ausführungsgesetz zum Bundesge-
setz über die Raumplanung; die einzelnen kommu-
nalen Baureglemente gestalten sich entsprechend
umfangreicher als im Kanton Zürich). Neben be-
reits mittels einer kantonalrechtlichen Regelung
vorgenommener Einschränkungen des Anord-
nungsspielraums der Gemeinde (z.B. durch Min-
destabstände, Berechnungsweise der Gebäude-
höhe u.ä.) ist deren Autonomie bei der Bauzonen-
planung insbesondere beschränkt durch Vorga-
ben des Richtplans und kantonale Nutzungszonen
(z.B. Landwirtschaftszone, Schutzzonen, Zonen für
öffentliche Bauten und Anlagen).
Im Rahmen der inneren Erneuerung sind oft mass-
geschneiderte Lösungen gefragt, um der speziel-
len Problematik des Um- und Weiterbauens an und
innerhalb Bestehendem gerecht werden zu kön-
nen. Deshalb interessiert vor allem die Frage nach
entsprechenden Handlungsspielräumen in mate-
rieller und verfahrensmässiger Hinsicht, wie sie
den Trägern der Nutzungsplanung zur Verfügung
gestellt werden.
Die rechtlichen Rahmenbedingungen betreffend
Anwendungs- und Ausgestaltungsmöglichkeiten
der Bau- und Zonenordnung stellen sich dabei in
den verschiedenen Kantonen sehr unterschiedlich
dar, und es können deshalb keine generellen Aus-
sagen gemacht werden. Trotzdem lassen sich auch
diesbezüglich einige typische Punkte festhalten,
und es sind insbesondere auch bundesrechtliche
Vorgaben zu berücksichtigen, die im Zusammen-
hang mit der inneren Erneuerung besondere Er-
wähnung verdienen:

• Dimensionierung der Bauzone
Gemäss Art. 15 RPG sollte nicht mehr Land einge-
zont werden, als voraussichtlich innerhalb von 15
Jahren benötigt und erschlossen wird. Selbstver-
ständlich sind bei der Dimensionierung der Bauzo-
nen deshalb auch die Möglichkeiten der Mobilisie-
rung innerer Reserven zu berücksichtigen (vgl.
auch die 1989 eingeführte diesbezügliche Konkre-
tisierung in Art. 26 Abs. 2 RPV).

• Änderung von Nutzungsplänen
An die Änderung von Nutzungsplänen werden aus
Gründen der Rechtssicherheit bereits vom Bun-
desrecht Mindestanforderungen gestellt, vgl. Art.
21 Abs. 2 RPG.

•  Besitzstandsgarantie
Der Fortbestand einer Baute ist von Bundesrechts
wegen und weitgehend gesichert, solange diese
lediglich unterhalten wird. Rechtsänderungen bis
und mit einer Auszonung oder massiven Umzo-
nung des betreffenden Grundstücks vermögen
also für sich am status quo nichts zu ändern.

• Vorgegebene Zonentypen
In den meisten Kantonen werden für die Ausge-
staltung der Bauzone bestimmte Zonentypen zur
Verfügung gestellt (Wohnzonen, gemischte Wohn-
und Gewerbezonen, Industriezonen u.ä.). Sind sol-
che Zonentypologien des kantonalen Rechts
abschliessend, bleibt auf kommunaler Stufe kein
Raum, z.B. in einer Industrie- und Gewerbezone
Wohnnutzungen zuzulassen, auch wenn dies auf-
grund der konkreten Situation und unter Einhal-
tung einschlägiger  Immissionsvorschriften mög-
lich wäre.

• Weitere Ausgestaltung einer Zone
Je nach Kanton werden an die nutzungsmässige
Zonentypologie auch bereits generelle Einschrän-
kungen geknüpft, inwieweit ein bestimmter Zo-
nentyp mit kommunalen Bauvorschriften und wei-
tergehenden Differenzierungen bezüglich Nut-
zungsart ausgestaltet werden darf. So sind z.B. je
nachdem bei der Ausgestaltung einzelner Bauzo-
nen kantonale Mindestabstände, vorgegebene
Berechnungsweisen zur Ermittlung der zulässigen
Gebäudehöhe oder auch Bestimmungen, welche
Nutzungsarten nicht in die Ausnützungsberech-
nung einbezogen werden müssen, zu berücksich-
tigen. Zusätzlich kann es einer Gemeinde durch
entsprechende zwingende kantonale Vorgaben
verunmöglicht sein, z.B. Mindestwohnanteile in
gemischten Wohn- und Gewerbezonen vorzuse-
hen oder für ganz bestimmte Perimeter gewisse
Nutzungsarten auszuschliessen (z.B. Spielsalons,
wenn diese aufgrund der nutzungsplanerischen
Grundordnung als Gewerbebetriebe in einer ge-
mischten Wohn- und Gewerbezone zwingend zu-
gelassen werden müssen).
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• Bereits in der Nutzungsplanung zu bedenken gilt
es, welche Möglichkeiten das kantonale Recht bei
der Anwendung von Bau- und Zonenordnungen
im Baubewilligungsverfahren gewährt. So sind
z.B. Anforderungen an die Gewährung einer Aus-
nahmebewilligung oft abschliessend nach kanto-
nalem Recht zu beurteilen, obwohl die konkret zur
Debatte stehende Anordnung (z.B. Grenzabstand
von 6m in einer 3-geschossigen Wohnzone) voll-
ständig im Autonomiebereich der Gemeinde lag.
Bis heute werden also unabhängig von einzelnen
Zonentypen und deren Ausgestaltung durch die
kommunale Bauordnung bereits vom kantonalen
Recht oft Regelungen getroffen, durch welche die
Flexibilität der Baubewilligungsbehörden betref-
fend Erteilung einer→ Ausnahmebewilligung oder
auch der Gewährung eines → Bestandesprivilegs
erheblich eingeschränkt werden. Dagegen sind bei
der Möglichkeit, nach → Gesamtüberbauungsvor-
schriften zu bauen, wenigstens zonenweise Diffe-
renzierungen bezüglich einzubeziehender Min-
destfläche und höchstzulässigen Abweichungs-
möglichkeiten vorgesehen.
• Je nach Kanton stehen unterschiedlich ergiebige
Möglichkeiten zur Verfügung, eine der Rahmen-
nutzungsplanung nachfolgende Detailplanung zu
betreiben. Gerade bei der baulichen Erneuerung
können aber solche → Sondernutzungspläne er-
hebliche Vorteile bringen.

2.3 Würdigung

2.3.1 Einleitung
Nach schweizerischem Recht sind mittels grundei-
gentümerverbindlichen Anordnungen die Voraus-
setzungen zu schaffen, dass – soweit die betreffen-
den Grundstücke erschlossen sind – im gesamten
rechtsgültig ausgeschiedenen Baugebiet ohne
weiteres gebaut werden kann:
Für Bauzonen, die den Anforderungen der Art. 15
i.V.m. Art. 1 und 3 RPG und allfälligen Richtplanvor-
gaben genügen, haben deshalb die Gemeinden
neben den im Zonenplan bezeichneten zulässigen
Nutzungsarten und -intensitäten gleichzeitig die
entsprechenden Bauvorschriften aufzustellen, da-
mit der einzelne Bauwillige zur Realisierung
schreiten kann. Dies geschieht in aller Regel in
Form von Regelbauvorschriften: Für jeden ausge-
schiedenen Zonentyp werden dabei im Bauregle-

ment einheitliche Massvorschriften erlassen, die
für die verschiedenen in derselben Zone liegenden
Grundstücke gleichermassen Anwendung finden.
Eine in funktionaler und städtebaulicher Hinsicht
befriedigende und in bezug auf mögliche Benut-
zersegmente abgestimmte Überbauung kann mit
generalisierenden Bau- und Zonenordnungen vor-
ab in Neubaugebieten initiiert werden: Denn all-
fälligen Schwierigkeiten bei der Realisierung des
Plans kann durch → Landumlegungen (Schaffung
von auf die zulässige Überbauungsmöglichkeit
abgestimmten Parzellen) und durch Ausschöp-
fung der architektonischen Handlungsspielräume
bei der Projektierung der einzelnen Bauten (Anord-
nung der anrechenbaren Flächen, freie
Grundrissgestaltung) begegnet werden. Zusätz-
lich können im Falle des Neubaus auch spezielle
technische Anforderungen (Wärmedämmvor-
schriften, Brandschutz) durch geeignete Material-
wahl leicht eingehalten werden.

2.3.2 Die spezielle Problematik generel-
ler Vorschriften in bereits weitge-
hend überbauten Perimetern

Pointiert anders stellt sich die Situation dar, wenn
mittels Regelbauvorschriften an bestehenden
Bauten und unter weitgehender Beibehaltung vor-
handener Bausubstanz weitergebaut werden soll.

Die Erfahrung zeigt, dass mit den heute üblichen
Bau- und Zonenordnungen in bereits weitgehend
überbauten Perimetern nicht immer adäquat auf
kleinräumige Besonderheiten und individuelle
“Umbauwünsche” eingegangen werden kann, sei
dies aus rechtlichen Gründen (das kantonale Recht
lässt entsprechende Differenzierungen gar nicht
zu) oder auch nur dadurch, dass die Gemeinden
die ihnen zur Verfügung gestellten Möglichkeiten
gar nicht ausschöpfen. Ebenfalls zu bedenken ist,
dass ohne die Erarbeitung eines Grobprojekts (un-
ter Berücksichtigung des konkreten baulichen Zu-
standes und den individuellen Ansprüchen der
Benützer einer einzelnen Baute) oft gar keine Aus-
sagen über mögliche sinnvolle Umbaumassnah-
men gemacht werden können; deshalb fällt es
umso schwerer, im voraus für noch gar nicht näher
absehbare Umbauvorhaben entsprechend sinn-
volle Bauvorschriften aufzustellen.
Je nach Konstruktionsart, aktuellem technischem
Zustand und Amortisationsstand der einzelnen
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bestehenden Baute kommen zu einem bestimm-
ten Zeitpunkt grössere Umbauvorhaben bereits
aus Kostengründen vernünftigerweise gar nicht in
Frage. Aus der Sicht des Bauherrn könnte diesen
Problemen durch grosszügige Verringerung der
Abstände gegenüber dem Bestand, der Zulassung
von mehr Geschossen usf. und unter gleichzeitiger
genereller Erhöhung der Ausnützungsziffer be-
gegnet werden: Damit können baurechtlich unpro-
blematische und für den Eigentümer finanziell at-
traktive Umbaumöglichkeiten geschaffen werden.
Ein solches Vorgehen birgt jedoch die Gefahr in
sich, dass das Kind mit dem Bade ausgeschüttet
wird. Denn derartige generelle Änderungen der
Bau- und Zonenordnung können das Umbauen
bereits aus rein wirtschaftlichen Gründen so nahe
legen, dass andere Aspekte freiwillig kaum mehr
Beachtung finden: Beim Umbauen ist aber zusätz-
lich die Rücksichtnahme auf vorhandene architek-
tonische Qualitäten der zu erneuernden Baute ge-
boten. Auch muss im Vergleich mit der Beplanung
“grüner Wiesen” vermehrt auf städtebauliche
Merkmale des näheren und weiteren Umfeldes
eines zu erwartenden Umbauvorhabens einge-
gangen werden können. Gleichzeitig werden
durch bauliche Massnahmen im Innern von Sied-
lungen immer auch eingelebte soziale Netze im
Quartier und individuelle Rechtspositionen (Mie-
ter und Pächter) tangiert.
Um befürchtete negative Effekte von Umbauvor-
haben in städtebaulicher und sozialer Hinsicht zu
vermeiden, wie sie sich durch zu weite Handlungs-
spielräume der Eigentümer bestehender Bauten
ergeben können, bietet sich dem Gemeinwesen im
Rahmen der generellen Bau- und Zonenordnung
die Alternative an, “auf den Bestand” zu zonieren:
Dann sind aber überhaupt keine Veränderungen
mehr möglich, und es kann lediglich innerhalb der
engen Möglichkeiten der → Besitzstandsgarantie
renoviert werden. Offensichtlich nachteilig ist,
dass damit auch in jenen Fällen keine neuen Nutz-
flächen geschaffen werden können, in denen dies
unter Respektierung bestehender Strukturen
grundsätzlich erwünscht wäre. Zusätzlich sind
aber auch andere negative Effekte zu befürchten:
Insbesondere in gut nachgefragten Lagen besteht
nämlich die Gefahr, dass – spätestens im Rahmen
von aus bautechnischen Gründen ohnehin anste-
henden werterhaltenden Sanierungsmassnah-
men – das Objekt zwecks Ertragssteigerung über-

mässig luxuriös ausgebaut wird. Diesfalls wird
aber die angestammte Mieterschaft genauso zum
Wegzug gezwungen, wie dies bei der Realisierung
eines grösseren Umbaus oder der Erstellung eines
Ersatzneubaus der Fall gewesen wäre.
Damit in bereits weitgehend überbauten Gebieten
gezielte und unter Abwägung der verschiedensten
Interessen erwünschte Veränderungsprozesse ini-
tiiert werden können, reicht es also in vielen Fällen
nicht aus, in einem Anlauf für grössere Perimeter
generalisierende Bau- und Nutzungsvorschriften
festzusetzen. Vielmehr besteht das Bedürfnis nach
sog. massgeschneiderten Lösungen: Damit wirt-
schaftlich tragbare Umbauten unter angemesse-
ner Berücksichtigung städtebaulicher, sozialer und
auch ökologischer Anliegen durchgeführt werden
können, drängen sich nur allzu oft für jede einzelne
Liegenschaft spezielle Lösungen auf.
In allen Fällen, in denen überzeugende Umbauvor-
haben aufgrund der generellen Vorschriften nicht
zu verwirklichen sind, stellt sich dann einerseits die
Frage, inwieweit entsprechende Handlungsspiel-
räume im Rahmen des → Baubewilligungsverfah-
rens bestehen. Anderseits kann die Grundordnung
für mehrere zusammenhängende Parzellen je
nachdem durch → Sondernutzungspläne umbaua-
däquat abgelöst oder auch nur ergänzt werden. Im
Rahmen solcher Detailplanungen können wenn
nötig auf jede einzelne Parzelle zugeschnittene
Bauvorschriften aufgestellt werden. Daneben bie-
ten solche Pläne – insbesondere auch aus der Sicht
des Gemeinwesens – attraktive weitere Möglich-
keiten: Neben der Gewährung von Mehrausnüt-
zungen können spezielle qualitative Anforderun-
gen gestellt werden, wie es in den meisten Kanto-
nen mittels Grundordnung gar nicht möglich wäre
(näher definierte Nutzungsarten, verschiedene
Wohnungsgrössen u.ä.).
Werden mittels spezieller Institute des Bau- und
Planungsrechts für ein paar wenige oder sogar
einzelne Parzellen über die generelle Bau- und
Zonenordnung hinausgehende grössere Umbau-
und Verdichtungspotentiale geschaffen, muss
eine harmonische Gesamtentwicklung durch
übergreifende konzeptionelle Vorstellungen si-
chergestellt sein. Der Weg wäre u.E. über eine
intensivierte und gegenüber der heutigen Praxis in
qualitativer Hinsicht anders betriebene → kommu-
nale Richtplanung zu suchen. Weil sich für bereits
weitgehend überbaute Gebiete ohnehin nur sehr
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beschränkt Aussagen machen lassen über die in-
nerhalb eines bestimmten Planungshorizonts zu
erwartende (Um-)Bautätigkeit, könnten kommu-
nale Richtpläne noch eine andere Funktion erfül-
len, die bis anhin der Bau- und Zonenordnung
zugedacht ist: Das Ausweisen von realisierbaren
Nutzungsreserven. Diese können nämlich auf-
grund der Bau- und Zonenordnung und daraus
abgeleiteten theoretischen Reserverechnungen
für bereits bebaute, aber entwicklungsfähige Peri-
meter gar nicht mit befriedigender Genauigkeit
ermittelt werden. Dagegen könnte aufgrund eines
behördenverbindlichen und umfassenden Kon-
zepts, das Aufschluss über die gesamte raumrele-
vante Gemeindepolitik gibt, wohl besser beurteilt
werden, mit welchen Entwicklungen tatsächlich
gerechnet werden kann.
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3 Baubewilligungs-
verfahren

3.1 Einleitung

3.1.1 Vorbemerkung
Bauvorhaben in bereits weitgehend überbauten
Gebieten spielen sich gegenüber solchen “auf der
grünen Wiese” unter grundsätzlich anderen Rah-
menbedingungen ab: So wird die Zahl der mögli-
chen Überbauungsvarianten bereits durch die ge-
gebene Parzellierung, bestehende Gebäude auf
benachbarten Grundstücken und die Strassenfüh-
rung eingeengt. Solche vorgegebenen Strukturen
sind aber im Rahmen eines Einzelvorhabens, wie
es im Rahmen der Baubewilligung zur Beurteilung
ansteht, kaum änderbar. Diese Feststellung gilt
nicht nur für Umbauvorhaben, sondern insbeson-
dere auch für Ersatzneubauten und das Schliessen
von Baulücken.
Für Erneuerungsvorhaben, die mit Änderungen
beispielsweise in Form von Anbauten, Aufstok-
kungen oder Nutzungsänderungen verbunden
sind, ergeben sich je nach konkreter Rechtslage
zusätzliche Probleme:
• Sanierungsbedürftige Bauten halten die gelten-

den Vorschriften oft nur knapp ein, weil mit der
ursprünglichen Baueingabe die Möglichkeiten
bereits voll ausgeschöpft wurden oder

• inzwischen mittels Planänderung “auf den Be-
stand” zoniert wurde.

• Immer häufiger sind auch die Fälle anzutreffen,
in denen bestehende Bauten durch Rechtsände-
rung in irgend einer Beziehung nachträglich
vorschriftswidrig geworden sind.

Grosszügige Sanierungen, insbesondere wenn sie
mit Erweiterungen oder Mehrausnützungen ver-
bunden sind, stossen somit schnell einmal an
Grenzen. Idealerweise kann solchen Engpässen
bei der baulichen Erneuerung mittels planerischer
Massnahmen begegnet werden. Durch problem-
gerechte Anpassung der → kommunalen Bau- und
Zonenordnung (Grundordnung), Möglichkeiten
im Rahmen von → Sondernutzungsplänen oder
auch der Aufhebung veralteter Baulinien können
in baurechtlicher Hinsicht unproblematische Be-
dingungen geschaffen werden, die die Durchfüh-
rung der entsprechenden Umbauabsicht ermögli-
chen.

Wie an entsprechender Stelle ausgeführt, stehen
jedoch planerischen Lösungsmöglichkeiten in for-
meller Hinsicht oft die rechtlichen Voraussetzun-
gen zur Änderung von Nutzungsplänen im Wege
(Art. 21 Abs. 2 RPG). Daneben können einer Ände-
rung der Grundordnung sachliche Gründe entge-
genstehen: Insbesondere zur Vermeidung erhebli-
cher negativer Effekte – z.B. “Wegsanierung” der
angestammten Mieter von Wohnungen oder Ver-
drängung ertragsschwacher Gewerbebetriebe –
wird oft bewusst an der restriktiven Zonierung
festgehalten. In solchen Situationen könnte durch
die Erarbeitung von Sondernutzungsplänen für
eine in qualitativer Hinsicht befriedigende und
massvolle Weiterentwicklung bereits weitgehend
überbauter Perimeter gesorgt werden. Doch kom-
men diese Detailplanungen nicht immer sach- und
zeitgerecht zustande: So kann das öffentliche Auf-
stellungsverfahren an Kapazitätsengpässen der
Verwaltung scheitern. Oder aber es steht dem
privaten Aufstellungsverfahren der Umstand im
Wege, dass im betreffenden Perimeter eine Viel-
zahl von Eigentümern vorliegt, die sich nicht
gleichzeitig auf ein gemeinsames Sanierungskon-
zept einigen kann.

3.1.2 Möglichkeiten und Grenzen des
Baubewilligungsverfahrens

Aufgrund der vorstehenden Ausführungen lässt
sich also sagen, dass für Bauvorhaben im Innern
bestehender Siedlungen der Ruf nach flexibler
Anwendung starrer Bau- und Nutzungsvorschrif-
ten im Baubewilligungsverfahren grundsätzlich
häufiger und mit mehr sachlicher Berechtigung
auftritt, als dies bei Vorhaben in Neubaugebieten
der Fall ist.
Zu hohe Erwartungen sind jedoch unter Berück-
sichtigung zweier gewichtiger Umstände fehl am
Platz:
• Einerseits gilt es, die spezielle rechtliche Qualität
des Bewilligungsverfahrens zu berücksichtigen:
Als Verfahren der Rechtsanwendung sind zwin-
gend und primär die in Gesetzen und Plänen ent-
haltenen Vorgaben umzusetzen. Erst in zweiter
Linie kann die Verwaltung eigene Ansichten und
Wertungen in ihre Entscheide einbringen – und
auch das nur dann, wenn die einschlägigen Be-
stimmungen entsprechende Interpretations- oder
Handlungsspielräume offen halten.
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• Anderseits prägen nämlich ziffernmässig exakte
Festlegungen viele Arten von baurechtlichen Nor-
men. Deshalb lässt sich so schlecht über die Aus-
legung von Bestimmungen diskutieren wie z.B. in
Prozentzahlen oder Metermassen definierten
Ausnützungsziffern, Abstände, Raumhöhen, Fen-
sterflächen usf. Die Einhaltung solcher starrer Nor-
men ist im Falle eines Neubaus oft machbar: Spiel-
raum bei Situierung und Ausrichtung der Baute, in
der Grundrissgestaltung u.ä. lassen in den meisten
Fällen vertretbare Lösungen zu. Nicht so bei Um-
bauten: Nur allzu oft scheitern auch mass- und
sinnvollste Sanierungsvorhaben an geringfügi-
gen Rechtsverstössen. Erwähnt sei der Fall, in dem
einem Eigentümer die nachträgliche Isolierung
der Fassade unter dem Hinweis verweigert werden
musste, das öffentliche Interesse an der Unter-
schreitung von Abstandsvorschriften zu solchen
Zwecken könnte nur durch Schaffung einer aus-
drücklichen Gesetzesgrundlage rechtsgenügend
ausgewiesen werden (was für den Kanton Zürich,
wo sich diese Frage stellte, unterdessen gesche-
hen ist, vgl. § 357 Abs. 5 PBG/ZH i.V.m. § 33a der
Allgemeinen Bauverordnung zum PBG. Zum Gan-
zen: → Erneuerungsabsicht 14: Sanierung Fassa-
de).

3.1.3 Umbaurelevante besondere Aspek-
te des Baubewilligungsverfahrens

Gerade weil die Rechtslage in Gesetzen und Plä-
nen weitestgehend vorgezeichnet ist, kennt das
Baurecht verschiedene Institute, die im Einzelfall –
also ausserhalb planerischer Vorkehren – sachlich
vertretbare Entscheide im Baubewilligungsver-
fahren ermöglichen sollen. Denn aus der Sicht des
einzelnen Bauwilligen ist es am einfachsten, wenn
auch Lösungen, die kleinere Abweichungen von
der Grundordnung nötig machen, im Rahmen des
Baubewilligungsverfahrens ermöglicht werden
können, ohne dass der Weg über eine Planände-
rung oder eine Sondernutzungsplanung gewählt
werden müsste.
Im folgenden werden deshalb insbesondere der →
Bestandesschutz bezüglich bestehender rechtswi-
driger Bauten, die → Ausnahmebewilligung und
das Institut der → Gesamtüberbauung speziell be-
handelt. Mit der → Ästhetikgeneralklausel ist allen
diesen Instrumenten gemeinsam, dass der rechts-
anwendenden Behörde im Rahmen des Bewilli-
gungsverfahrens überdurchschnittlich viel Ermes-

sen in der Beurteilung der konkreten Interessenla-
ge eingeräumt wird.
Die erwähnten Institute eröffnen einerseits
wünschbare Handlungsspielräume. Anderseits
wird auch eine gewisse Rechtsunsicherheit ge-
schaffen: Der Ermessensbetätigung wegen wird
der Behörde nur allzu oft Willkür in der Rechtsan-
wendung vorgeworfen und entsprechende Ent-
scheide führen vermehrt zu langwierigen Rechts-
mittelverfahren. Durch planerische Vorleistungen
des Gemeinwesens (insb. → Quartiergestaltungs-
Richtpläne) und gewisse organisatorische Mass-
nahmen könnte aber diesen Problemen u.E. weit-
gehend ausgewichen werden, vgl. die Würdigun-
gen der verschiedenen nachfolgend dargestellten
Institute und → Verfahrensrechtliche Einzelfragen,
insb. Pt 3.6.2 zum Vorentscheid und Pt. 3.6.4.2 zu
privatrechtlichen Absprachen innerhalb nach-
giebigen öffentlichen Rechts.

3.2 Bestandesschutz

3.2.1 Die spezielle Interessenlage bei
bestehenden vorschriftswidrigen
Gebäuden

Ändern sich die Vorschriften nach der ursprünglich
rechtmässigen Erstellung einer Baute derart, dass
diese unter neuem Recht überhaupt nicht mehr
oder zumindest nicht mehr in demselben Umfang
erstellt werden könnte, ergibt sich ein schwerwie-
gender Interessenkonflikt: Auf der einen Seite ver-
langt das durch die neuen Vorschriften zum Aus-
druck kommende öffentliche Interesse, dass der
neuerdings angestrebte Zustand tatsächlich zur
Verwirklichung gelangt. Anderseits stehen erheb-
liche Investitionen auf dem Spiel: Müssten bereits
erstellte Bauten laufend den neuen Vorschriften
angepasst werden, könnten diese in den selten-
sten Fällen genügend amortisiert werden; daraus
ergibt sich ein grundsätzlich schützenswertes pri-
vates Interesse am Fortbestand der betreffenden
bestehenden Baute.
In einer solchen Situation muss unterschieden
werden zwischen folgenden Fällen:
• Am bestehenden Zustand werden keine Ände-

rungen vorgenommen; die Baute wird der ur-
sprünglichen Baubewilligung gemäss lediglich
durch geeignete Massnahmen instand gehalten
(Pt. 3.2.2);
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• es werden Umbauten oder Erweiterungen vor-
genommen (Pt. 3.2.3).

Im folgenden wird die Rechtslage in bezug auf
Objekte innerhalb der Bauzonen dargestellt. Für
Bauten ausserhalb der Bauzone gilt Art. 24 RPG,
wobei die Möglichkeit von Umbauten und Erweite-
rungen als “teilweise Änderung” im Sinne des
Raumplanungsgesetzes vom kantonalen Recht
ausdrücklich gestattet werden muss. Der bare
Unterhalt dagegen wäre auch ohne entsprechen-
des kantonales Ausführungsrecht aufgrund der
sog. Besitzstandsgarantie zu ermöglichen, vgl. die
nachfolgenden Ausführungen unter Pt. 3.2.2, die
auch für Bauten ausserhalb der Bauzone gelten.

3.2.2 Das bundesrechtliche Minimum:
Die Besitzstandsgarantie

Eine vorschriftswidrige Baute, an der überhaupt
keine Änderungen vorgenommen werden oder
die lediglich instand gehalten wird, geniesst be-
reits von Verfassungs wegen weitgehenden Be-
standesschutz: Durch die Eigentumsgarantie (Art.
22ter BV) und den aus Art. 4 BV fliessenden Grund-
satz von Treu und Glauben geschützte privaten
Interessen gehen in solchen Fällen dem öffentli-
chen Interesse an der Durchsetzung des neuen
Rechts regelmässig vor.
Klarstellung: Aufgrund verschiedener Unterhalts-
pflichten hat der Eigentümer ein Gebäude laufend
instand zu halten (vgl. → Erneuerungsabsicht 7.3:
Reine Unterhaltspflichten). Solche Unterhalts-
pflichten werden nicht durch eine Rechtsänderung
hervorgerufen. Vielmehr gebieten sie, den einmal
bewilligten – selbstredend einwandfreien – Be-
stand der Baute laufend zu gewährleisten. Wenn
sich durch die natürliche Alterung Mängel erge-
ben, die aufgrund einer reinen Unterhaltspflicht
behoben werden müssen, kann die Instandhaltung
also nicht unter Berufung auf die Besitzstands-
garantie unterbleiben.
Die Besitzstandsgarantie als Ausfluss verfas-
sungsmässiger Rechte ist von den rechtsanwen-
denden Behörden jedenfalls zu beachten. Deshalb
sind die privaten Interessen an der Beibehaltung
des einmal bewilligten Zustandes einer Baute auch
dann zu berücksichtigen, wenn keine entsprechen-
de kantonale Vorschrift besteht. Trotzdem wird im
kantonalen Recht in der Regel wiederholt, was
schon von Verfassungs wegen gilt:

• Beispiel: Art. 55 BauG/SH (“Bauten
nach altem Recht”)
“Bestehende Bauten, die diesem Gesetz oder
den Gemeindebauvorschriften nicht entspre-
chen, dürfen nur unterhalten werden. Falls sie
umgebaut oder ergänzt werden, gelten die
neuen Vorschriften.”

Das Bestandesvertrauen im hier behandelten
Umfang geht dem Recht des Gemeinwesens, neue
Vorschriften durchzusetzen, grundsätzlich vor,
weil ein Unterhaltsverbot einem verzögert wirken-
den Widerruf der Baubewilligung gleichkäme;
trotzdem ist es in jedem einzelnen Fall gegenüber
allenfalls überwiegenden öffentlichen Interessen
abzuwägen. Typischerweise kann die Besitz-
standsgarantie in folgenden Fällen nicht zum Zuge
kommen:
• Wenn es sich um ein Abbruchobjekt handelt, hat
der Investitionsschutz keine Bedeutung; ein schüt-
zenswertes privates Interesse liegt gar nicht mehr
vor. Es ist ein Neubau zu erstellen, der die aktuellen
Bauvorschriften vollumfänglich einhält.
• Im Falle von → Eigentlichen Sanierungspflichten
(vgl. Erneuerungsabsicht 7.1) wird die Interessen-
abwägung bereits vom Gesetz selbst zugunsten
des neuen Rechts vorgenommen. Im Umfange der
von der Sanierungspflicht erfassten Bauteile wird
somit die Besitzstandsgarantie ausser Kraft
gesetzt. Um Unbilligkeiten zu vermeiden, sind
dann aber wenigstens Übergangsfristen einzu-
räumen.
Diese Einschränkungen gelten auch für das nach-
folgend besprochene “Bestandesprivileg”.

3.2.3 Umbauten und Erweiterungen
(“Bestandesprivileg”)

Es ist den Kantonen erlaubt, über die oben darge-
stellte reine Unterhaltsgarantie hinausgehende
Erleichterungen zu gewähren. Aufgrund solcher
sog. Bestandesprivilegien dürfen an Gebäuden,
die aktuellen Bau- und/oder Nutzungsvorschriften
widersprechen, auch bauliche Änderungen vorge-
nommen werden, ohne dass der bestehende
Rechtsverstoss zu beheben wäre. Wie die Besitz-
standsgarantie orientieren sich auch diese Bestan-
desprivilegien nach kantonalem Recht am Grund-
satz von Treu und Glauben.
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• Beispiel: Art. 357 Abs. 1 und 2
PBG/ZH
“Bauliche Massnahmen und baurechtlich be-
achtliche Nutzungsänderungen an Bauten,
die den Bauvorschriften widersprechen, sind
nur gestattet, wenn keine weitere Verschlech-
terung eintritt.” (Abs. 1)
“Umbauten und angemessene Erweiterun-
gen an Bauten und Anlagen, die den Nut-
zungsvorschriften widersprechen, sind ge-
stattet, wenn keine überwiegenden Interes-
sen entgegenstehen; widersprechen beste-
hende Betriebe den zonenbedingten Immis-
sionsvorschriften, so unterstehen sie ledig-
lich den Vorschriften über die allgemeinen
Schranken der Eigentums- und Besitzesaus-
übung.” (Abs. 2)

• Beispiel: § 108 BauG/TG
“Bestehende Bauten und Anlagen, welche
diesem Gesetz oder gestützt darauf erlasse-
nen Vorschriften nicht entsprechen, dürfen
zeitgemäss erneuert werden. Sie sind bei
Änderungen nach Möglichkeit den geltenden
Vorschriften anzupassen.” (Abs. 1)
“Die angemessene Erweiterung zonenfrem-
der Betriebe ist unter Vorbehalt von § 103
gestattet, wenn zugleich eine Verbesserung
erzielt wird”. (Abs. 2)

Aufgrund solcher Bestandesprivilegien wird der
Spielraum zur Erneuerung bestehender, bau-
rechtswidriger Gebäude erheblich erweitert. So ist
es z.B. nicht a priori ausgeschlossen, neuen be-
trieblichen Bedürfnissen eines bestehenden Ge-
werbebetriebs durch entsprechende bauliche An-
passungen bzw. Erweiterungen Raum zu schaffen.
Was jedoch als “weitere Verschlechterung” oder
“zeitgemässe Erneuerung” zu verstehen ist, kann
nicht generell umschrieben werden und hängt von
einer umfassenden Interessenabwägung im Ein-
zelfall ab. In diese sind alle rechtlichen (aus den
einschlägigen Gesetzen und Plänen ersichtlichen
planerischen Absichten) und auch tatsächlichen
(bestehendes Umfeld des betreffenden Objekts)
Verhältnisse miteinzubeziehen. Die Praxis in der
Anwendung von Bestandesprivilegien variiert zu-
dem je nach Kanton beträchtlich.

Die Schranke, wonach der Investitionsschutz für
Abbruchobjekte keine Bedeutung hat (vgl.
Pt. 3.2.2), bedarf i.Z.m. der Anwendung des Be-
standesprivilegs einer Konkretisierung: Entspre-
chende kantonale Regelungen beziehen sich ihrer
Intention nach alle nur auf Änderungen an Beste-
hendem. Die Voraussetzung, dass eine schützens-
werte Investition vorhanden sein muss, ist aber bei
der Gewährung des Bestandesprivilegs dann nicht
mehr gegeben, wenn die baulichen Massnahmen
nach Art und Umfang einem Neubau gleichkom-
men. Dies ist wohl für den Fall anzunehmen, wo die
durch die Umbauten geschaffene innere Eintei-
lung und Organisation oder Konstruktion des Ge-
bäudes nicht mehr als Verbesserung oder Anpas-
sung des Vorhandenen verstanden werden kann.
Letztlich liegt hier ein Anwendungsfall des Rechts-
missbrauchsverbots vor: Wer bei einem Umbau
finanzielle und bautechnische Erschwernisse in
Kauf nimmt, welche jene des Neubaus erreichen
oder gar übersteigen, dem geht es – ausser im Falle
von Schutzobjekten – i.d.R nicht primär um die
Erhaltung von Bestehendem, sondern um die
Umgehung der neuen Vorschriften. In solchen Fäl-
len kann im Rahmen des Baubewilligungsverfah-
rens höchstens noch die Einholung einer → Aus-
nahmebewilligung in Betracht gezogen werden.

3.2.4 Würdigung
Die grundsätzliche Möglichkeit, einer bestehen-
den rechtwidrigen Baute einen gewissen Bestan-
desschutz zu gewähren, ist aus rechtlichen Grün-
den (Rechtssicherheit, Vertrauensschutz) unab-
dingbar: Andernfalls bestünde für den Privaten in
vielen Fällen gar keine Möglichkeit, seine einmal
rechtmässig getätigte bauliche Investition genü-
gend zu amortisieren. Aber auch aus volkswirt-
schaflicher und ökologischer Sicht wäre es wider-
sinnig, Bauten laufend den neuen Anforderungen
anzupassen.
Gleichwohl wirft der Bestandesschutz einige
raumplanerische und rechtliche Probleme auf:

• Kein Amortisationszwang:
Grundsätzlich besteht die Gefahr, dass eine Pla-
nung auf bereits bebauten Parzellen nur noch dann
verwirklicht wird, wenn sie gegenüber der alten
Ordnung Mehrausnützungen bzw. lukrativere Nut-
zungsarten gewährt. Denn sowohl die Besitz-
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standsgarantie als auch die kantonalen Bestandes-
privilegien werden an keinerlei Übergangsfristen
gebunden; eine Amortisationspflicht für Bauten –
mögen sie den planerischen Absichten auch noch
so widersprechen – besteht also grundsätzlich
nicht. (Vgl. aber die grundsätzlich denkbare Mög-
lichkeit der Verhängung von → “Weiterbaupflich-
ten” und die Ausführungen zu “Eigentlichen Sa-
nierungspflichten” in → Erneuerungsabsicht 7.1).

• Planwidrige Nutzungen:
Insbesondere in bezug auf bestehende zonenwid-
rigen Betriebe ergibt sich folgendes Problem: In
der Praxis wird der Ersatz einer zonenwidrigen
Nutzung durch eine andere gleichartige Nutzung
oft geduldet, solange durch diese Nutzungsände-
rung nicht gleichzeitig erhebliche bauliche Eingrif-
fe nötig werden. So kann zum Beispiel anstelle
eines Möbelgeschäfts, das den aktuellen Zonen-
vorschriften widerspricht, neu ein Sportgeschäft
eingerichtet werden, ohne dass im Einzelfall ein
konkretes Bestandesvertrauen durch den Hausei-
gentümer nachgewiesen werden müsste (das
Bestandesvertrauen bestünde in der Unzumutbar-
keit der Verwendung der baulichen Investition zu
zonenkonformen Zwecken im konkreten Fall). Wer-
den gar keine bewilligungspflichtigen Bauarbeiten
nötig, erfahren die Behörden nicht einmal von
einer derartigen Neubelegung. Besonders häufig
sind solche Fälle anzutreffen, wenn unter altem
Recht in einer Wohnbaute, die inzwischen mit ei-
nem Wohnanteil belegt wurde, Büros eingerichtet
wurden. Obwohl die Räume bei Betriebsaufgabe
oder Verlagerung des Standortes ohne weiteres
wieder der Wohnnutzung zugeführt werden könn-
ten, darf aufgrund des Bestandesschutzes wieder-
um eine Büronutzung eingerichtet werden.

• Anknüpfung:
Besitzstandsgarantie und Bestandesprivilegien
knüpfen an der bestehenden rechtswidrigen Baute
an. Dadurch werden aber in erster Linie unverhält-
nismässig erscheinende vorzeitige Abbrüche ver-
hindert und nicht ein umfassenderes Bestandes-
vertrauen geschützt, wie es bei jedem – auch vor-
schriftskonformen – erneuerungsbedürftigen Ge-
bäude auftreten kann.
Je nach kantonaler Regelung des Bestandesprivi-
legs und einer generellen Ausnahmevorschrift
(→Generalermächtigung) können unsachgemäs-

se Ungleichbehandlungen entstehen: Wenn an ei-
ner bestehenden vorschriftskonformen Baute Än-
derungen vorgenommen werden wollen, deren
Realisierung neuerdings ein Abweichen von Bau-
vorschriften nötig macht, wird im Rahmen von
Generalermächtigungen das Vorliegen “besonde-
rer Verhältnisse” gefordert. Da sich jedoch eine
beabsichtigte Änderung an einem bisher alle Vor-
schriften einhaltenden Gebäude unter dem Ge-
sichtspunkt des Bestandesvertrauens im Einzelfall
allenfalls genausogut rechtfertigen lässt wie die
Perpetuierung einer bestehenden Rechtswidrig-
keit, sollten solche Ungleichbehandlungen ausge-
merzt werden.

• Beurteilung des baulichen Zustandes im Zeit-
punkt der Bewilligungserteilung:
Die Beurteilung, ob ein Umbauvorhaben im kon-
kreten Fall neubauähnliche Eingriffe nötig mache
und damit konkretes Bestandesvertrauen gar nicht
zu schützen wäre, kann im Zeitpunkt der Baubewil-
ligungserteilung nicht immer mit genügender Si-
cherheit festgestellt werden, vgl. Pt. 3.6.3 zur →
Einheit der Baubewilligung.

3.3 Ausnahmebewilligung

3.3.1 Wesen und Funktion der Ausnah-
mebewilligung

Mittels Ausnahmebewilligungen wird im Verwal-
tungsverfahren die Abweichung von einer einzel-
nen materiellen Bauvorschrift ermöglicht. Die Re-
gelung von Ausnahmen innerhalb der Bauzonen
erfolgt durch kantonales Recht (Art. 23 RPG).
Ausnahmeklauseln sind normierte Zugeständnis-
se an den Grundsatz der Verhältnismässigkeit. Im
Baurecht finden sie sich fast notwendigerweise,
weil hier – aus der Natur der Sache heraus – die
Konkretisierung der normativen Ordnung sehr
weit getrieben ist. Dieser Umstand schafft in be-
sonderer Weise die Gefahr, dass die gesetzliche
Regelung bei der Anwendung in einem beim Er-
lass nicht vorgesehenen Fall – also bei Vorliegen
“besonderer” Verhältnisse – zu Ergebnissen führt,
die der Gesetzgeber gar nicht gewollt hat. M.a.W:
Der Gesetzgeber hätte eine andere Norm aufge-
stellt, hätte er um die besondere tatsächliche Situa-
tion gewusst, für die mit guten Gründen die Ertei-
lung einer Ausnahmebewilligung begehrt wird. In
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solchen Fällen Hilfe zu bringen und den Gedanken
des Gesetzgebers situationsgerecht weiterzufüh-
ren, ist Zweck der Ausnahmebewilligung; sie soll
Härten, Unbilligkeiten und Unzulänglichkeiten ver-
meiden, die sich daraus ergeben, dass die strikte
(wörtliche) Anwendung der Allgemeinordnung
der Besonderheit der konkreten Verhältnisse nicht
Rechnung zu tragen vermag.
Typisch baurechtliche Anordnungen wie Vor-
schriften betreffend Abstände, Gebäudehöhe oder
Mass der zulässigen Ausnützung, aber auch
Raumhöhen, Fensterflächen u.ä. werden i.d.R. zif-
fernmässig exakt festgelegt. (Es wird z.B. generell
angeordnet, dass die Fensterflächen mindestens
einen Zehntel der Grundfläche des zu belichtenden
Wohnraumes betragen müssen). Bei der Anwen-
dung solcher Vorschriften bleibt den Bewilligungs-
behörden deshalb mangels Rechtsfolgeermessen
kein Raum, nötigenfalls der konkreten Situation
vollauf gerecht werdende Entscheidungen treffen
zu können. (Im obigen Beispiel hängt die genügen-
de Belichtung auch stark von der konkreten geo-
graphischen Ausrichtung des Raumes ab, was von
der Bewilligungsbehörde nicht berücksichtigt wer-
den kann). In solchen Situationen wird oft gefor-
dert, die angemessene Lösung sei mittels Ertei-
lung einer Ausnahmebewilligung zu ermöglichen.

3.3.2 Verfahren, Abgrenzungen
Ausnahmen von einzelnen Bauvorschriften wer-
den von der Exekutive im Bewilligungsverfahren
erteilt. Dadurch unterscheiden sie sich von → Son-
dernutzungsplänen, die in einem politischen Ver-
fahren Zustandekommen (Inkraftsetzung durch
Legislative) und eine separate nachfolgende De-
tailprojektierung nötig machen.
Bei der Erteilung von Ausnahmebewilligungen hat
die Behörde das Recht und die Pflicht, mit erhebli-
chem Ermessen den Gedanken des Gesetzgebers
weiterzuführen, um zu bestimmen, in welchem
Ausmass die anbegehrte Abweichung gewährt
werden soll. Insbesondere bei Generalermächti-
gungen (nachstehend Pt. 3.3.4) muss im Rahmen
von Ausnahmebewilligungen eine umfassende
Interessenabwägung mit anderen öffentlichen
und nachbarlichen Interessen vorgenommen wer-
den und zwar unter Berücksichtigung des Zwecks
der Norm, von der abgewichen werden will. Zu-
sätzlich dürfen aufgrund des Prinzips der
Verhältnismässigkeit Erleichterungen nur soweit

gewährt werden, als es der konkrete Sonderfall
tatsächlich erheischt. Demgegenüber ist bei →
Gesamtüberbauungen von der Bewilligungsbe-
hörde nicht abzuklären, ob das von der Bauherr-
schaft angestrebte Ziel auch unter geringeren Ab-
weichungen von der Grundordnung erreicht wer-
den könnte: Werden die Voraussetzungen erfüllt,
besteht ein Anspruch auf ganz bestimmte, vom
Gesetz vorgezeichnete Vergünstigungen. Ein wei-
terer Unterschied zur Ausnahmebewilligung be-
steht darin, dass zur Ermöglichung von Gesamtü-
berbauungen gleichzeitig Vergünstigungen ver-
schiedenster Art gewährt werden können.

3.3.3 Bundesrechtliches Minimum: BV 4
(Grundsatz von Treu und Glauben;
Willkürverbot)

Den Behörden wird aufgrund der Regel von Treu
und Glauben die strikte Anwendung einer Norm
von Verfassungs wegen versagt, wenn deren An-
wendung im Einzelfall zu in krasser Weise unbilli-
gen Ergebnissen führen würde. Um Konflikte mit
dem Grundsatz der Gesetzmässigkeit der Verwal-
tung zu vermeiden (“Legalitätsprinzip”) und weil
die Berufung auf Art. 4 BV nur in wirklich krassen
Fällen zu Korrekturen führen kann, kennen alle
Kantone das Institut der baurechtlichen Ausnah-
mebewilligung in mindestens einer der nachfol-
gend beschriebenen Spielarten: Den Bewilli-
gungsbehörden wird damit ein Instrument in die
Hand gegeben, das es erlaubt, über das bundes-
rechtliche Minimum hinausgehende Korrektur-
möglichkeiten wahrzunehmen.
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3.3.4 Generalermächtigungen
(Ausnahmebewilligung i.e.S.)

• Beispiel: Art. 26 Abs. 1 und 2 BauG/
BE.
“Aus wichtigen Gründen können Ausnahmen
von einzelnen Bauvorschriften gewährt wer-
den, sofern dadurch keine öffentlichen Inter-
essen beeinträchtigt werden.” (Abs. 1)
“Ausnahmen dürfen überdies keine wesentli-
chen nachbarlichen Interessen verletzen, es
sei denn, die Beeinträchtigung könne durch
Entschädigung vollwertig ausgeglichen wer-
den (Lastenausgleich gemäss Art. 30 f.).”
(Abs. 2)

• Beispiel: Art. 55 BauG/FR
“Innerhalb der Bauzone kann die Gemeinde
mit dem Einverständnis der Direktion Abwei-
chungen von den Plänen und von den Ge-
meindevorschriften bewilligen, wenn weder
ein höheres öffentliches Interesse, noch über-
wiegende Interessen Dritter entgegenstehen:
a) für Bauten im öffentlichen Interesse;
b) für Bauten, die für die Allgemeinheit von

Bedeutung sind;
c) in Fällen, bei denen die Anwendung einer

Vorschrift ihrem Zweck zuwiderläuft oder
den Eigentümer übermässig schädigen
würde;

d) für bewegliche und provisorische Bau-
ten.” (Abs. 1)

“Die Nachbarn sind von den Gemeindebehör-
den anzuhören. Die in Artikel 166 vorgesehe-
ne Entschädigung bleibt vorbehalten.” (Abs.
2)
“Die Abweichung kann vorübergehend oder
endgültig bewilligt werden; sie kann an be-
sondere Voraussetzungen und Auflagen ge-
bunden werden, namentlich an die Errichtung
eines Revers, durch den der Eigentümer ge-
wisse Pflichten übernimmt oder auf gewisse
Rechte verzichtet. Der Revers ist auf Kosten
des Eigentümers im Grundbuch anzumer-
ken.” (Abs. 3)

Mittels Generalermächtigungen wird es den Bau-
bewilligungsbehörden ermöglicht, in allen er-
denklichen unvorhersehbaren Fällen zu einem be-
friedigenden Entscheid zu gelangen. Deshalb wer-
den in genereller Art und Weise die Voraussetzun-
gen umschrieben, unter denen von den verschie-
densten Bauvorschriften abgewichen werden
kann. Ob es sich also im konkreten Fall um eine
Abstandsvorschrift oder um die Einhaltung der
zulässigen Ausnützung handelt; es wird aufgrund
ein und desselben Paragraphen die Möglichkeit
der Erteilung einer Ausnahmebewilligung geprüft.
Weil Generalermächtigungen auf verschiedenste
Arten von Bauvorschriften angewendet werden
müssen, können auch mögliche Rechtsfolgen –
d.h. die zulässigen Abweichungen – nicht genauer
umschrieben werden: Es ist in jedem einzelnen Fall
neu zu beurteilen, durch welche Intensität der Ab-
weichung den konkreten Umständen am sinnvoll-
sten Rechnung zu tragen ist.

3.3.5 Spezialermächtigungen

• Beispiel: § 301 PBG/ZH:
“Wohn- und Schlafräume von Mehrzimmer-
wohnungen dürfen gesamthaft mit den ge-
setzlich nötigen Fenstern nicht mehrheitlich
nach dem Sektor Nordost/Nordwest gerichtet
sein.” (Abs. 1)
“Abweichungen sind zulässig in Kern- und
Zentrumszonen oder in Hotels sowie bei be-
sonderen Verhältnissen, unter denen eine
andere Orientierung übermässige Einwirkun-
gen öffentlicher Werke abwendet.” (Abs. 2)

• Beispiel: Art. 17bis BauG/ZG
“Bei der Nachisolation von Gebäuden, wel-
che vor dem 1. Januar 1985 rechtskräftig be-
willigt worden sind, können Abweichungen
von Abstands- und Ausnützungsbestimmun-
gen, anderen Massvorschriften und Baulinien
bewilligt werden.”
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• Beispiel: § 33a der Allgemeinen
Bauverordnung zum PBG/ZH
“Das Anbringen einer Aussenisolation an vor
dem 1. Januar 1987 erstellten Gebäuden gilt
als eine zweckmässige Anpassung …. Da-
durch darf der nach Gesetz und Bauordnung
massgebliche Abstand bis zu 15 cm unter-
schritten werden; im gleichen Umfang fällt
die Vergrösserung der Bruttomasse … für die
Ausnützungsziffer ausser Ansatz.”

• Beispiel: § 7a  Abs. 1 HBG/BS:
“Aus besonderen städtebaulichen Erwägun-
gen kann unter den im Anhang (Abschn. E)
festgesetzten Voraussetzungen der zuständi-
ge Departemenstsvorsteher für eine grössere
Gebäudehöhe und Geschosszahl, als die Zo-
nenvorschriften erlauben, Ausnahmebewilli-
gungen erteilen, für Hochhäuser der Regie-
rungsrat”.

Spezialermächtigungen zur Erteilung einer Aus-
nahmebewilligung beziehen sich auf eine (z.B. §
301 PBG) oder mehrere (z.B. Art. 17bis BauG/ZG)
materielle Bauvorschriften bzw. haben eine ganz
bestimmte Konfliktsituation im Auge (alle drei
obgenannten Beispiele). Der Erlass von Spezialer-
mächtigungen ist mit grossen Vorteilen verbun-
den; je nach kantonaler Regelung ergeben sich
jedoch auch Nachteile:

• Vorteile:
Die Voraussetzungen zur Erteilung der Ausnahme-
bewilligung können näher umschrieben werden,
wenn sich die Dispensmöglichkeit auf einzelne
Bauvorschriften beschränkt;
ebenso kann die Rechtsfolge – also das Mass der
möglichen Vergünstigung – unter Berücksichti-
gung des Zwecks der einzelnen Norm und den in
ihrer Anwendung erfahrungsgemäss häufig auf-
tretenden Konflikten genauer bestimmt werden.

Wenn Voraussetzungen und/oder Rechtsfolge ei-
ner Spezialermächtigung genauer bestimmt sind,
engt sich das Ermessen der Bewilligungsbehörde
erheblich ein und macht die Anwendung von

Spezialermächtigungen entsprechend unproble-
matisch: Gegenüber der Generalermächtigung
bringt diese Form des Dispenses also grössere
Berechenbarkeit und Rechtssicherheit für den
Bauherrn und andere Betroffene. Von den be-
schriebenen Möglichkeiten sollte im Rahmen von
Spezialermächtigungen auch wirklich Gebrauch
gemacht werden; ansonsten beschränkt sich der
Unterschied zu Generalermächtigungen auf den
rein formalen Aspekt der unterschiedlichen Situie-
rung im Gesetz.

• Nachteil:
Falls eine kantonale Baurechtsgesetzgebung aus-
schliesslich mit dem System der Spezialermächti-
gungen arbeitet (z.B. Kt. BS) ist nachteilig, dass von
den nicht mit einer eigenen Ausnahmeklausel
versehenen Vorschriften nur unter den restriktiven
Voraussetzungen von Art. 4 BV abgewichen wer-
den kann (vgl. Pt. 3.3.3). Um derlei Unzulänglich-
keiten zu vermeiden, können beide Systeme ne-
beneinander vorgesehen werden (z.B. Kt. ZH).
Dann geht die jeweilige Spezialermächtigung der
Generalermächtigung vor, und diese kommt somit
nur subsidiär zur Anwendung.

3.3.6 Ausnahmebewilligung unter Besei-
tigungsrevers

Ausnahmebewilligungen können von der Bedin-
gung abhängig gemacht werden, dass sich der
Eigentümer verpflichtet, bei Änderung der rechtli-
chen oder tatsächlichen Verhältnisse denjenigen
Zustand wiederherzustellen, der bestünde, wenn
ohne Ausnahmebewilligung gebaut worden wäre.
Mittels sog. Beseitigungsrevers erfolgt die Bewilli-
gung  also nur unter ausdrücklichem Widerrufs-
vorbehalt und die eingeräumte Befugnis wird zu
einem Provisorium auf unbestimmte Zeit abge-
schwächt. Das ist insofern untypisch, als im Rah-
men des Baubewilligungsverfahrens die Rechtsla-
ge grundsätzlich umfassend und definitiv zu klären
ist (vgl.→ Einheit der Bewilligung). Zwei Aspekte
sind zu berücksichtigen:
• Beseitigungsreverse dürfen nur verlangt werden,
wenn sich dies aus gewichtigen sachlichen Grün-
den aufdrängt: Denn der grundsätzlich in bezug auf
getätigte Investitionen zu gewährende → Bestan-
desschutz wird zum vornherein ausgeschlossen.
• Anderseits kann sich die Ausnahmebewilligung
unter Revers aus Gründen der Verhältnismässig-
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keit aufdrängen, wenn dies aus der Sicht des Ei-
gentümers als mildere Massnahme gegenüber ei-
ner gänzlichen Verweigerung seines Bauvorha-
bens erscheint.

• Beispiel: Art. 55 Abs. 3 BauG/FR, zitiert
unter Pt. 3.3.4

• Beispiel: § 101 PBG/ZH
“Baulinienwidrige Bauten und Anlagen im
Baulinienbereich dürfen entsprechend dem
bisherigen Verwendungszweck unterhalten
und modernisiert werden.” (Abs. 1)
“Weitergehende Vorkehren sind nur zu bewil-
ligen, wenn die Baulinie in absehbarer Zeit
nicht durchgeführt werden soll und wenn mit
sichernden Nebenbestimmungen zur bau-
rechtlichen Bewilligung ausgeschlossen
wird, dass das Gemeinwesen bei der Durch-
führung der Baulinie den entstandenen Mehr-
wert zu entschädigen hat.” (Abs. 2)

§ 100 PBG/ZH sieht entsprechende Möglichkeiten
vor für den Fall, dass der Baulinienbereich mit der
Erstellung oberirdischer Gebäudevorsprünge
erstmals überstellt wird. Für bestehende Bauten ist
diese Bestimmung genauso brisant wie der oben
zitierte § 101 Abs. 2, der Erweiterungen von Bautei-
len erlaubt, die die Baulinie bereits überstellen
(also eigentlich ein → Bestandesprivileg darstellt).
Mangels Flexibilität in der Situierung einer bisher
baulinienkonformen Baute können somit ver-
mehrt z.B. nachträgliche Erker- und Balkonanbau-
ten ermöglicht werden: Diese sollten in vielen
Situationen unter Verletzung der generellen Bauli-
nienvorschriften auf den Boden abgestützt werden
können, damit bei deren Erstellung keine unnöti-
gen Kältebrücken geschaffen werden müssen, vgl.
→ Erneuerungsabsicht 12: Vergrösserung der
Balkone.

3.3.7 Würdigung
Es gibt wohl kaum ein baurechtliches Institut, das
so viele Fragen aufwirft und deshalb auch zu ent-
sprechend uferlosen Diskussionen führt wie die
Ausnahmebewilligung. Diese Feststellung trifft
vor allem für Generalermächtigungen zu; dabei

verdienen folgende Aspekte besondere Erwäh-
nung:
• Sinn und Zweck von Generalermächtigungen ist
es, als Auffangtatbestände in bezug auf irgendwel-
che materiellen Bauvorschriften und in allen er-
denklichen – nicht aber voraussehbaren – Fällen
situationsgerechte Entscheide zu ermöglichen.
Deshalb sollte von exemplifikativen Aufzählungen
von Situationen, in denen die Erteilung eines Dis-
penses gerechtfertigt sein kann, abgesehen wer-
den: Sie stiften per saldo mehr Verwirrung, als
dass zur korrekten Auslegung der Ausnahmebe-
stimmung beigetragen werden kann.
• Die Auferlegung von Bedingungen oder Aufla-
gen i.Z.m. der Gewährung einer Bewilligung ge-
stützt auf eine reine Generalermächtigung ist sach-
widrig, wenn damit dem Baugesuchsteller mehr
Einschränkungen auferlegt werden, als dies im
Rahmen einer “normalen” Baubewilligung zuläs-
sig wäre. Denn die generellen Ausnahmetatbe-
stände wollen Unzulänglichkeiten beseitigen, die
grundsätzlich der Gesetzgeber zu verantworten
hat (vgl. einleitende Bemerkungen unter Pt. 3.3.1).
Der betreffende Bauherr ist insofern an seiner
Situation nicht “selber schuld” und soll deshalb
auch nicht mit Bedingungen und Auflagen “be-
straft” werden.
• Regelmässig auftretende Probleme beim (Um-)
Bauen können nicht ohne weiteres mittels Genera-
lermächtigungen gelöst werden, weil es grund-
sätzlich Aufgabe von Gesetzgebung und Planung
ist, häufig und typischerweise auftretende Interes-
senkonflikte zu lösen.
Insbesondere durch die Erstellung von Quartierge-
staltungs-Richtplänen (planerische Lösung) und/
oder gezielte Neuschaffung von Spezialermächti-
gungen (gesetzgeberische Lösung) könnten aber
gerade in bezug auf Umbauperimeter die nötigen
Handlungsspielräume geschaffen werden:

• Behördenverbindliche Pläne als Auslegungs-
hilfe im Baubewilligungsverfahren
Mittels einer sogfältig und detailliert betriebenen
kommunalen Richtplanung lassen sich Probleme
in der Anwendung von Regelbauvorschriften und
entsprechender genereller Ausnahmetatbestände
entschärfen: → Quartiergestaltungs-Richtpläne,
die ihrer Natur nach keine direkt grundeigentümer-
verbindlichen Anordnungen enthalten, können
viel zur transparenten Ermessensbetätigung
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durch die Behörden beitragen. Die Erteilung von
Ausnahmebewilligungen ist dann weniger su-
spekt, wenn sich die Baubewilligungsbehörde in
ihrer Ermessensbetätigung auf ein parzellenüber-
greifendes, behördenverbindliches Konzept stüt-
zen und damit ihren Entscheid hinreichend be-
gründen kann.
Die Notwendigkeit eines parzellenübergreifenden
Quartierrichtplans wird aber auch bei der oben
zitierten Spezialermächtigung gem. Art. 7a BauG/
BS sichtbar (vgl. Pt. 3.3.5): Danach dürfen – im
Gegensatz zu den gängigen Regelungen betref-
fend → Gesamtüberbauungen – aus städtebauli-
chen Erwägungen sehr weitgehende Abweichun-
gen für ein einzelnes Bauvorhaben gewährt wer-
den. Zur transparenten Ermessensbetätigung
kann wohl auf einen Quartierrichtplan nicht ver-
zichtet werden, weil die im Anhang (Abschnitt E)
zum BauG/BS – wenn auch sehr detailliert – aufge-
führten gesetzlichen Anforderungen notwendiger-
weise abstrakt formuliert sind; eine befriedigende
Lösung ist somit durch die gesetzliche Regelung
allein noch nicht gewährleistet (vgl. auch Pt. 3.4.3.3
zu den “Gesamtüberbauungsartigen Vergünsti-
gungen für Einzelvorhaben”).

• Vermehrtes Vorsehen von Spezialermächtigun-
gen
Wirklich schwierige Ermessensfragen ergeben
sich eigentlich nur bei der Anwendung von Gene-
ralermächtigungen: Denn im Falle der Spezialer-
mächtigung ist die Interessenabwägung idealer-
weise bereits so weitgehend durch das Gesetz
vorgezeichnet, dass weniger Bedenken aufkom-
men können, die Bewilligungsbehörde lasse sich
bei ihrem Entscheid von sachwidrigen Überlegun-
gen leiten oder entscheide geradezu willkürlich.
Wenn Voraussetzungen und Rechtsfolge ziemlich
genau bestimmt sind, handelt es sich bei einem
solchen Ausnahmetatbestand sogar eher um eine
ganz gewöhnliche Spezialbestimmung (sog. lex
specialis): Die (um-)bauhindernde Grundnorm
wird dann durch die entsprechende Spezialer-
mächtigung für einzelne Sachverhalte so weitge-
hend konkretisiert, dass diese als grundsätzlich
selbständiger gesetzlicher Tatbestand zur Anwen-
dung gelangen kann. M.a.W.: Die Grundnorm
dient dann nur noch beschränkt als Auslegungshil-
fe, weil die speziellere Vorschrift einen weitgehend
selbständigen Normzweck vermittelt (im Gegen-

satz zur Anwendung von Generalermächtigungen,
wo in erster Linie Sinn und Zweck der Norm, von
der “befreit” sein will, berücksichtigt werden
muss).
Bei genügender Konkretisierung von Spezialer-
mächtigungen erübrigt sich auch die Vorausset-
zung des Vorliegens “besonderer Verhältnisse”,
wie sie für die Anwendung von Generalermächti-
gungen von der verwaltungsrechtlichen Dogmatik
zur Wahrung der Gewaltenteilung gefordert wird.
Diese Überlegung trifft in noch verstärktem Masse
auf die Ausnahmebewilligungserteilung unter
Beseitigungsrevers zu, da in solchen Fällen gar
keine definitive Interessenabwägung vorgenom-
men werden muss.
Zur Lösung von Schwierigkeiten, wie sie bei der
Erteilung einer Ausnahmebewilligung entstehen
können, bieten sich je nachdem auch verfahrens-
technische und weitere Alternativen an:

• Frühe Kontaktnahme mit der Baubehörde
Im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens will
der Bauherr oft “auf Biegen und Brechen” in den
Genuss einer Ausnahmebewilligung kommen,
weil aus einer allenfalls angeordneten Umprojek-
tierung erhebliche Mehrkosten entstehen. Damit
solche Sachzwänge vermieden werden können,
sollte in einer frühen Projektierungsphase ein dies-
bezüglicher → Vorentscheid eingeholt werden.

• Sondernutzungspläne als Alternative zur Aus-
nahmebewilligung?
Je nach gesetzlicher Ausgestaltung von Sonder-
nutzungsplänen stellen diese echte Alternativen
zur Erteilung einer Ausnahmebewilligung dar, weil
sie im Gegensatz zu den obgenannten Richtplänen
grundeigentümerverbindliche Anordnungen ent-
halten. Wenn durch das Umbauvorhaben auf einer
einzelnen kleineren Parzelle ausgelöst, muss aber
die Sondernutzungsplanung auf ganz gezielte An-
ordnungen beschränkbar sein und idealerweise
als Alternative zur Grundordnung angeboten wer-
den können: Damit kann erreicht werden, dass
eine von der Regelbauweise abweichende bauli-
che Massnahme auf einer einzelnen Parzelle reali-
siert werden kann, ohne dass gleichzeitig der gan-
ze von der Sonderbauweise erfasste Perimeter
umfassend beplant werden müsste, vgl. die Aus-
führungen zu den → Sondernutzungsplänen, insb.
Pt. 4.6.4 und 4.6.7.
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• Zusätzlich ist frühzeitig abzuklären, ob nicht mit-
tels → privatrechtlicher Absprachen innerhalb
nachgiebigen öffentlichen Rechts die nötigen
Handlungsspielräume geschaffen werden kön-
nen, vgl. Pt. 3.6.4.2.

3.4 Gesamtüberbauungen

3.4.1 Wesen und Funktion der Gesamt-
überbauung; Abgrenzung

Abweichungen von der Grundordnung zur Reali-
sierung von Gesamtüberbauungen werden im
Gegensatz zu → Sondernutzungsplanungen im
Rahmen eines Verwaltungsverfahrens erteilt.
Im Gegensatz zur → Ausnahmebewilligung kann
bei Vorliegen bestimmter – im Gesetz detailliert
umschriebener – Voraussetzungen gleichsam “auf
einen Schlag” von mehreren Bauvorschriften ab-
gewichen werden, ohne dass für jede Abweichung
von einer einzelnen Bauvorschrift eine separate
Begründung geliefert werden müsste: Es kann
eine vom Gesetz vorgezeichnete Gesamtwürdi-
gung des Projekts durch die Exekutive vorgenom-
men werden.
Mit der Zulassung von Gesamtüberbauungen be-
absichtigt der Gesetzgeber die Ermöglichung
“grosser Würfe” und zwar in quantitativer und
qualitativer Hinsicht. Gewisse Beispiele aus den
60-er und 70-er Jahren lassen jedoch Zweifel auf-
kommen, ob dieses Ziel erreicht werden kann.
Denn gerade aus dieser Zeit stammende schlechte
Projekte bzw. den heutigen Anforderungen in funk-
tionaler und ästhetischer Hinsicht nicht mehr ge-
nügende Grossüberbauungen weisen oft einen
vergleichsweise frühen und erheblichen Erneue-
rungsbedarf auf.

3.4.2 Die gesetzlichen Regelungen

• Beispiel: BauG/BE Art. 75 (“Gestal-
tungsfreiheit bei gemeinsamer Projek-
tierung”)
“Bei gemeinsamer Projektierung eines Areals
mit mehreren Bauten können die arealinter-
nen Grenz- und Gebäudeabstände, die An-
ordnung der Bauten und die Gebäudelängen
unter den nachgenannten Voraussetzungen
frei bestimmt werden.” (Abs. 1)
“Die freie Gestaltung setzt voraus, dass:
a) Art und Mass der Nutzung der Zone einge-

halten werden;
b) in der Regel gemeinsame Spielflächen

und Abstellplätze für Fahrzeuge geschaf-
fen werden;

c) keine überwiegenden Interessen beein-
trächtigt werden;

d) die Durchführung der Überbauung, so-
weit nötig, durch privatrechtliche Verein-
barung sichergestellt ist.” (Abs. 2)

“Die Gemeinden können in der Grundord-
nung eine weitergehende Gestaltungsfreiheit
vorsehen. Absatz 2 hiervor bleibt anwend-
bar.” (Abs. 3)
“Die Gestaltungsfreiheit ist ausgeschlossen
a) für besondere Bauten und Anlagen (Art.

19 f.) und für Zonen mit Planungspflicht
(Art. 92 ff.);

b) für die weiteren in der Grundordnung be-
zeichneten Gebiete.” (Abs. 4)
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• Beispiel: Art. 18 BauO/Frauenfeld
(“Verdichtete Bauweise”)
“Die verdichtete Bauweise bezweckt die
haushälterische Nutzung des Bodens in den
Wohnzonen und Wohn- und Gewerbezonen
im Rahmen der Zonenordnung. Soweit nicht
besondere Vorschriften gelten, sind die Be-
stimmungen über die Regelbauweise an-
wendbar.” (Abs. 1)
“Die verdichtete Bauweise hat folgende For-
derungen zu erfüllen:
a) die Anwendung der halboffenen und ge-

schlossenen Bauweise für zusammen-
hängende Gebäudegruppen;

b) die Bauten sind rücksichtsvoll in die beste-
hende Siedlungsstruktur und ins Land-
schaftsbild einzuordnen;

c) die Abstellflächen sind in den Randgebie-
ten der Siedlung oder unter Terrain zu-
sammenzufassen;

d) eine möglichst kostengünstige öffentli-
che Erschliessung;

e) die Energie ist optimal zu nutzen, insbe-
sondere durch entsprechende Orientie-
rung der Bauten, kurze Fassadenabwick-
lung und gute Isolation;

f) ruhige, besonnte Wohnungen mit varia-
blen Grundrisstypen, mit gesicherter Pri-
vatsphäre und Möglichkeiten des indivi-
duellen Gestaltens in Haus und Garten,
haben eine hohe Wohnqualität zu ge-
währleisten;

g) durch Schaffung von gemeinschaftlichen
Bereichen, wie Spielplätzen, Grünanla-
gen, Gemeinschaftsräumen und Treff-
punkten ist ausserdem eine hohe Sied-
lungsqualität sicherzustellen.” (Abs. 2)

“Die Gebäudegruppen in verdichteter Bau-
weise haben mindestens zu umfassen:
– in der Zone WE1 10 Wohneinheiten
– in den Zonen

WE2a + WE2b 12 Wohneinheiten
– in den Zonen W2 + WG2 18 Wohneinheiten
Den Wohneinheiten gleichgestellt werden zu-
lässige gewerbliche Betriebe im Ausmass
von höchstens einem Drittel der Bruttoge-
schossfläche.” (Abs. 3)

“Bei verdichteter Bauweise ist eine zusätzli-
che Ausnützungserhöhung durch einen Are-
al- oder Gestaltungsplan nicht möglich.”
(Abs. 4)
Zusätzlich werden in Art. 31 die höchstzuläs-
sigen Abweichungen von der Regelbauweise
umschrieben in bezug auf Ausnützungsziffer,
Gebäudelänge, Gebäudeabstand, Gebäude-
höhe (Abs. 1-3) und gefordert, dass die Glie-
derung der Wohneinheiten in bestimmten
Zonentypen vertikal zu erfolgen habe (Abs. 4).

• Beispiel: § 69 ff. PBG/ZH (“Arealüber-
bauungen”)
– Die nutzungsplanerische Grundordnung

muss die Möglichkeit, nach Arealüber-
bauung zu bauen, ausdrücklich gestatten.
(§ 69)

– Zumindest einzubeziehende Arealfläche; je
nach Zonentyp von 4000 bis 8000m2. (§ 70)

– Detailliert ausformulierte Anforderungen
an die Qualität der Überbauung (§ 71):

“Die Bauten und Anlagen sowie deren Um-
schwung müssen besonders gut gestaltet
sowie zweckmässig ausgestattet und ausge-
rüstet sein.” (Abs. 1)
“Bei der Beurteilung sind insbesondere fol-
gende Merkmale zu beachten: Beziehung zum
Ortsbild sowie zur baulichen und landschaft-
lichen Umgebung; kubische Gliederung und
architektonischer Ausdruck der Gebäude;
Lage, Zweckbestimmung, Umfang und Ge-
staltung der Freiflächen; Wohnlichkeit und
Wohnhygiene; Verkehrs- und Versorgungslö-
sung; Art und Grad der Ausrüstung”. (Abs. 2)
– Umschreibung der höchstzulässigen durch

die Gemeinde gewährbaren Abweichungs-
möglichkeiten von der Regelbauweise, ins-
besondere Beschränkung eines Ausnüt-
zungsbonus auf 10% und absolute Ge-
schosszahlbeschränkungen. (§ 72)

– Voraussetzung der einheitlichen Bauein-
gabe und Arealüberbauungsrevers. (§ 73)
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3.4.3 Würdigung
3.4.3.1 Allgemeines
Das Bauen nach Gesamtüberbauungsvorschriften
wird durch die gängigen Regelungsarten in den
verschiedenen Kantonen vorab für grosse Neu-
bauvorhaben ermöglicht. Somit können auf gros-
sen, noch unüberbauten Flächen innerhalb beste-
hender Bauzonen verdichtete Bauformen entste-
hen.
Dass jedoch Umbauvorhaben ganz allgemein,
speziell aber punktuelle Änderungen auf einzelnen
Parzellen – wie sie im Rahmen der inneren Erneue-
rung oft erwünscht sind – in aller Regel nicht mit
diesem Instrument bewerkstelligt werden können,
hat folgende Gründe:

• Berechnung der Ausnützung
Die durch bestehende Bauten bereits konsumierte
Ausnützung darf nicht in allen Kantonen in der
Ausnützungsberechnung für die Gesamtüberbau-
ung berücksichtigt werden. In solchen Fällen wird
der Einbezug bestehender Bauten – auch wenn sie
im Rahmen der Umbautätigkeit im Sinne der er-
höhten Qualitätsanforderungen aufgewertet wür-
den – in eine Gesamtüberbauung verunmöglicht.

• Mindestgrösse des Projekts; fehlende Etappie-
rungsmöglichkeiten
Es wird eine bestimmte Mindestgrösse des Pro-
jekts gefordert (vgl. die Beispiele in Pt. 3.4.2: BauG/
BE Art. 75 Abs. 1: “Mehrere Bauten” auf einem
Areal; BauO/Frauenfeld Art. 18 Abs. 2: Anzahl der
einzubeziehenden Wohneinheiten; PBG/ZH § 70:
Mindestfläche zwischen 4000-8000 m2). Solche
starren Mindestanforderungen in quantitativer
Hinsicht können den Verhältnissen in weitgehend
überbauten Gebieten nicht gerecht werden: In ei-
nem gewachsenen Quartier bestehen meist ge-
streute Eigentumsverhältnisse. Weil die bereits
vorhandenen Bauten dann entsprechend unter-
schiedliche bauliche Zustände aufweisen, werden
sich in den seltensten Fällen alle Eigentümer im
selben Zeitpunkt auf eine gemeinsame Ausfüh-
rungsprojektierung einigen können. Insbesondere
trifft dies zu, wenn in jüngerer Zeit bereits punk-
tuell Renovationen vorgenommen wurden – dann
kommt eine erneute Änderung für die betreffen-
den Grundeigentümer nämlich bereits aus finan-
ziellen Gründen gar nicht in Frage.
Weil es sich bei Gesamtüberbauungen um eine
Ausführungsprojektierung handelt, ist eine ein-

heitliche Baueingabe erforderlich. Damit entfallen
aber auch allenfalls erwünschte Etappierungs-
möglichkeiten aus sachlichen und formellen Grün-
den: Einerseits soll durch die einheitliche Bauein-
gabe eine abschliessende Überprüfung des Pro-
jekts auf die gesetzlich geforderten Qualitätsanfor-
derungen ermöglicht werden. Dementsprechend
kann die Bewilligung nur erteilt werden, wenn die
Durchführung des Projekts in seiner Gesamtheit
gesichert ist. Anderseits ist die Gültigkeit von Bau-
bewilligungen ohnehin befristet.

• Beschränkte Abweichungsmöglichkeiten von
der Grundordnung
Wegen der gesetzlich fixierten höchstzulässigen
Abweichungsmöglichkeiten von der Grundord-
nung kann gerade in bereits weitgehend überbau-
ten Gebieten wohl meist nicht die nötige Flexibili-
tät erreicht werden: Während für Neubauperime-
ter ein Ausnützungsbonus von 10% oder die Be-
stimmung, wonach die erlaubte Vollgeschosszahl
höchtens um ein Geschoss überschritten werden
darf, die nötigen Handlungsspielräume bringen
mögen, reicht dies beim Umbauen nicht immer
aus. Damit die hohen Qualitätsanforderungen, wie
sie an Gesamtüberbauungen gestellt werden,
nachträglich für ein bereits bestehendes Geviert
erfüllt werden können, wäre wohl in den meisten
Fällen zur Wahrung eines genügend grosszügigen
Aussenraums und zur Setzung von Akzenten ein
weitergehendes Abweichen von der Grundord-
nung nötig.
Den beschriebenen Problemen kann je nach kanto-
naler Regelung durch die Aufstellung von → Son-
dernutzungsplänen ausgewichen werden. Insbe-
sondere auch durch die mittels Sondernutzungs-
planungen ermöglichte Etappierungsmöglichkeit
einzelner Ausführungsprojekte können Grund-
stücke bzw. Einzelbauten einbezogen werden, an
denen kein aktuelles Umbauinteresse besteht.

3.4.3.2 Bereits aufgrund von Gesamt-
überbauungsvorschriften erstellte
Siedlungen

In einem Fall dürften zumindest in bezug auf die
geforderte Mindestgrösse des Projekts keine
Schwierigkeiten entstehen: Wenn eine bestehen-
de Überbauung bereits nach Gesamtüberbau-
ungsvorschriften erstellt wurde, liesse sich grund-
sätzlich auch unter erneuter Mobilisierung ent-
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sprechender Vergünstigungen weiterbauen. Fol-
gende Punkte sind jedoch zu beachten:

• Arealüberbauungsrevers
Bauliche und ausnützungsmässige Vergünstigun-
gen gegenüber damals geltenden Regelbauvor-
schriften wurden nur unter der Bedingung ge-
währt, dass während dem Bestand der betreffen-
den Siedlung keine gegenüber der ursprünglichen
Baueingabe wesentlich abweichenden Änderun-
gen vorgenommen werden dürfen (sog. Areal-
überbauungsrevers). Damit kommt ein Weiterbau-
en unter erheblicher Umgestaltung (Mehrausnüt-
zung, Nutzungsmix mit gewerblichen Nutzungen
in reinen Wohnsiedlungen u.ä.) mittels erneuter
Inanspruchnahme von Vergünstigungen bei ge-
meinsamer Projektierung nicht in Frage, auch
wenn die Mindestanforderungen bezüglich
Grundfläche bzw. Gebäudezahl erfüllt wären.
Dann fragt sich, ob solche Reverse nicht aufgeho-
ben werden sollten (z.B. “freiwillige” Löschung
des Grundbucheintrags durch Gemeinwesen oder
aber Ausserkraftsetzung durch Auf- bzw. Umzo-
nung).

• Änderung der Auffassung betreffend Siedlungs-
qualität
Die Vorstellungen darüber, was in einer konkreten
Situation unter einer “besonders zweckmässigen
Ausstattung”, der “rücksichtsvollen Einordnung
in die bestehende Siedlungsstruktur und ins Land-
schaftsbild” usf. zu verstehen ist, ändern sich lau-
fend. Seit Erstellung der Gesamtüberbauung ge-
änderte Auffassungen können deshalb einem
Weiterbauen in der Weise entgegenstehen, dass
wirtschaftlich tragbare Sanierungen – Einbezug
eines grossen Teils der bestehenden Substanz –
gar nicht in Frage kommen. Könnten den neuen
Anforderungen genügende Verbesserungen aber
nur unter weitergehenden Abweichungen erreicht
werden, als dies die starren Möglichkeiten der
Gesamtüberbauung zulassen (z.B. mittels Erstel-
lung von Ergänzungsbauten, die den Ausnüt-
zungsbonus sprengen), verbleiben die Möglich-
keiten einer Umzonung bzw. Sondernutzungspla-
nung.

• Fehlende Etappierungsmöglichkeit
Auch wenn die beiden obgenannten Gründe einer
Anwendung von Gesamtüberbauungsvorschrif-

ten nicht grundsätzlich entgegenstehen sollten,
ergeben sich durch die fehlende Etappierungs-
möglichkeit auch in solchen Fällen Probleme.
Denn in Grossüberbauungen sind meist evolutive
Veränderungen gefragt, damit auf die bestehende
Mieterschaft Rücksicht genommen werden kann
(Vermeidung von unfreiwilligen Umzügen). Bei
Genossenschaften stossen Umbauvorhaben zu-
dem oft aufgrund der Altersstruktur der Bewohner
an Grenzen: Wenn sich im Laufe der Zeit die Mehr-
heit der ehemaligen Familienhaushalte zu
Betagtenhaushalten mit einer oder zwei Personen
entwickelt hat, sind Veränderungen mehrheitlich
unerwünscht. In solchen überalterten Genossen-
schaftssiedlungen scheitern deshalb grössere
Sanierungsvorhaben nur allzu oft an Generalver-
sammlungen, in denen die Veränderungsunwilli-
gen die Mehrheit bilden.
Auch für bereits ursprünglich unter Gesamtüber-
bauungsvorschriften erstellte Siedlungen drängt
es sich somit auf, zur Ermöglichung von weiterge-
henden Abweichungen von der Grundordnung die
Möglichkeiten von Sondernutzungsplanungen zu
prüfen. Damit können Veränderungen in Etappen
realisiert werden und unvermeidbare Umzüge
können innerhalb der Siedlung stattfinden (Nach-
ziehen junger Mehrpersonenhaushalte in reno-
vierte Teile der Siedlung, Verbleiben der älteren
Generation in unrenovierten Wohnungen).

3.4.3.3 Aktuelle Lösungsvorschläge:
“Gesamtüberbauungsartige
Vergünstigungen für Einzel-
vorhaben”

Neuerdings wird in verschiedenen Kantonen ver-
sucht, durch Gesetzesänderungen das Weiterbau-
en an bereits bestehenden Bauten zu erleichtern,
wobei auch den hier beschriebenen Gesamtüber-
bauungen angenäherte Instrumente geprüft wer-
den. Sie sollen es den Bewilligungsbehörden er-
möglichen, weitgehende Vergünstigungen gegen-
über der Regelbauweise in bezug auf Abstände,
Geschosszahl, Gebäudelänge oder Ausnützung
auch für Umbauvorhaben an einzelnen Bauten
gewähren zu können: Die Voraussetzung des Ein-
bezugs eines grösseren Perimeters zur Sicherstel-
lung eines überzeugenden Gesamtkonzepts ent-
fällt.
Mit der Ausnahmebewilligung vergleichbar sind
solche Lösungsmöglichkeiten bezüglich dem Um-
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stand, dass Vergünstigungen für Umbauvorhaben
an einem einzelnen Objekt gewährt werden kön-
nen. Im Gegensatz zu Ausnahmebewilligungen
können aber weitgehende Abweichungen von der
Grundordnung erfolgen und die Baubewilligungs-
behörde kann eine Gesamtwürdigung des Projekts
vornehmen: Deshalb werden lange Kataloge von
abstrakten Qualitätsanforderungen aufgestellt,
wie sie auch zur Regelung von Gesamt-
überbauungen verwendet werden.

• Beispiel: Entwurf zu einem Art. 18
bis zur Bau/O Frauenfeld (“Nachver-
dichtung”)
“Die Nachverdichtung bestehender Überbau-
ungen bezweckt die haushälterische Nutzung
des Bodens sowie die Erhaltung und Verbes-
serung der Stadtstrukturen. Soweit nicht be-
sondere Vorschriften gelten, sind die Bestim-
mungen der Regelbauweise anwendbar.”
(Abs. 1)
“Als Nachverdichtungsmassnahmen gelten
Um-, An-, Vor-, Auf-, Verbindungs- und Zwi-
schenbauten in Wohn- oder Wohn- und Ge-
werbezonen, welche der Vermehrung der
Wohn- oder Arbeitsflächen sowie einer
lebensfähigen Durchmischung des Quartiers
dienen. Sie sind anwendbar auf Einzelbauten,
Baugruppen oder Überbauungen, die vor
dem Inkrafttreten dieses Reglements erstellt
wurden.” (Abs. 2)
“Der Stadtrat kann für Nachverdichtungs-
massnahmen Abweichungen von den Vor-
schriften der Regelbauweise bewilligen,
wenn insbesondere die folgenden Bedingun-
gen erfüllt sind:
a) gebührende Berücksichtigung der öffent-

lichen Interessen, mindestens aber keine
Verschlechterungen für die Allgemeinheit

b) schutzwürdige Interessen der Nachbarn
(insbesondere die Belichtung und Beson-
nung) dürfen nicht erheblich beeinträch-
tigt werden

c) keine weitere Verschlechterung beste-
hender zonenwidriger Verhältnisse

d) rücksichtsvolle Einfügung in die beste-
hende Siedlungsstruktur und ins Quar-
tierbild
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e) Gewährleistung einwandfreier wohnhy-
gienischer Verhältnisse

f) den Wohnungen zweckmässig zugeord-
nete Abstellräume (Keller, Estrich, Reduit
usw.) in der Grösse von mindestens 1/12
der Bruttogeschossfläche pro Wohnung

g) Erfüllung der feuerpolizeilichen Anforde-
rungen und der Sicherheitsbestimmun-
gen

h) gute Durchgrünung der Freiflächen, Er-
haltung von Vorgärten und Kinderspiel-
plätzen in hinreichender Grösse und ge-
eigneter Lage.” (Abs. 3)

“Bestimmungen über Sachverhalte, welche
in Baugesetz und Bauverordnung abschlies-
send geregelt sind, können nicht verändert
werden.” (Abs. 4)
“Vermehrungen der Bruttogeschossfläche,
welche mehr als 3 Motorfahrzeugabstellplät-
ze bedingen, erfordern die unterirdische An-
lage der zusätzlichen Abstellplätze oder die
Unterbringung im Untergeschoss.” (Abs. 5)

Das Problem solcher Lösungsvorschläge liegt in
der Beurteilung der durch das Gesetz lediglich
abstrakt geforderten Qualitäten des Projekts. Da-
mit ein solches Einzelvorhaben auf seine Überein-
stimmung mit auch längerfristigen Entwicklungs-
absichten im betreffenden Quartier überprüft wer-
den kann, wären entsprechende Vorleistungen des
Gemeinwesens zu erbringen: Durch die Erarbei-
tung von Quartiergestaltungs-Richtplänen könnte
das Ermessen der Bewilligungsbehörde sachge-
recht gebunden und die notwendige Transparenz
geschaffen werden, weil sich die durch Gesetz
abstrakt formulierten Qualitätsanforderungen an
planlich konkretisierten Entwicklungsmöglichkei-
ten überprüfen liessen. Zudem wäre eine demo-
kratische Mitbestimmungsmöglichkeit gewährlei-
stet: Auch bei der Aufstellung solcher behörden-
verbindlicher Pläne ist nämlich die Bevölkerung in
geeigneter Weise zur Mitwirkung heranzuziehen
(Art. 4 RPG). Ohne solche planlichen – auf einzelne
Teilräume bezogene – Konkretisierungen sind also
einerseits kaum befriedigende Gesamtergebnisse
zu erreichen; anderseits wären auf solche “Blanko-
vollmachten” gestützte Bewilligungsentscheide
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mangels transparenter Beurteilungsgrundlagen
kaum justiziabel.
Zusätzlich ist zu berücksichtigen, dass Lösungen
nach dem Muster des zitierten Entwurfs zu einem
Art. 18 bis der Frauenfelder Bauordnung je nach
kantonalem Baugesetz gar nicht zulässig sind:
Wenn den Gemeinden bereits vom kantonalen
Recht ein detailliertes und abgestimmtes pla-
nungs- und baurechtliches Instrumentarium zur
Verfügung gestellt wird, liegt es gar nicht im Kom-
petenzbereich der einzelnen Gemeinde, solche
zwischen der Gesamtüberbauung und der Aus-
nahmebewilligung liegende Institute zu schaffen.
Bei der Einführung von “Gesamtüberbauungsarti-
gen Vergünstigungen für Einzelvorhaben” sind
also folgende Punkte zu beachten:

• Gesetzliche Grundlage
Das kantonale Recht muss den Gemeinden über-
haupt den Spielraum zur Einführung solcher Insti-
tute gewähren oder diese sind durch das kantonale
Recht selbst einzuführen.

• Planerische Konkretisierung der erwünschten
Quartiererneuerung
Zur Gewährleistung guter Gesamtergebnisse und
der nötigen Transparenz sind Blankovollmachten
dieser Art zugunsten der Exekutive vom Vorliegen
eines → Quartiergestaltungs-Richtplans abhängig
zu machen. Zwei Möglichkeiten kommen in Be-
tracht: Entweder kann die Ausarbeitung erst durch
ein konkretes Umbauvorhaben ausgelöst werden.
Diesfalls erübrigen sich Planungsaufwendungen
für Gebiete, in denen gar kein Veränderungsdruck
besteht. Anderseits wären Quartierrichtpläne im
Sinne einer Vorleistung des Gemeinwesens für
diejenigen Perimeter auszuarbeiten, in denen eine
entsprechende Bautätigkeit behördlicherseits aus-
gelöst werden will.

3.5 “Ästhetik-Generalklausel”

3.5.1 Wesen und Funktion von Ästhetik-
Generalklauseln

• Beispiel: § 94 BauG/TG (“Schutz des
Ortsbildes”)
“Bauten und Anlagen dürfen das Land-
schafts-, Orts-, Quartier- und Strassenbild
nicht beeinträchtigen. Sie haben sich zudem
so in ihre Umgebung einzugliedern, dass sie
die Gesamtwirkung nicht stören.”

Die äussere Erscheinung einer Baute und die Ge-
staltung ihres Umschwungs wird grundsätzlich
und weitgehend durch die verschiedenen übrigen
Bauvorschriften bestimmt (Abstände, Gebäude-
höhe, Bestimmungen betreffend zulässiger Dach-
formen, Bepflanzungsgebote u.ä.).
Ästehtik-Generalklauseln kommen dort zum Zuge,
wo in einem konkreten Fall trotz Einhaltung aller
übrigen Bauvorschriften noch kein in städtebau-
lich/architektonischer Hinsicht befriedigendes Ge-
samtergebnis erreicht wird; sie bilden einen Auf-
fangtatbestand zur Wahrung eines ansprechenden
Ortsbildes.
Generalklauseln der besprochenen Art dienen
nicht lediglich zur Auslegung der übrigen Bauvor-
schriften: Sie sind ihrer Funktion entsprechend
regelmässig als selbständig anwendbare Bauvor-
schriften ausgestaltet. Dieser Umstand wirkt sich
in doppelter Weise aus:
• Wo sich die übrigen Bauvorschriften über gestal-
terische Aspekte überhaupt ausschweigen – z.B.
bezüglich der Wahl bestimmter Baumaterialien
oder Farbgebung der Gebäudehülle bei nicht unter
Schutz gestellten Gebäuden – kann ausschliesslich
aufgrund der Ästehtik-Generalklausel beurteilt
werden, ob sich eine entsprechende Massnahme
mit den ortsgestalterischen Anliegen vereinbaren
lasse.
• Aber auch in anderen Belangen betreffend Kuba-
tur und sonstiger äusserer Erscheinung einer Bau-
te, die grundsätzlich durch einzelne andere Bau-
vorschriften geregelt sind, kann die Ästhetik- Ge-
neralklausel einem im übrigen bauordnungskon-
formen Projekt im Wege stehen. Dann treten die
durch sie verfolgten Interessen mit den durch die
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übrigen Bauvorschriften verfolgten Interessen in
direkten Konflikt. Die Baubewilligungsbehörde hat
sich deshalb eine – aus der Natur der Sache heraus
mit weitgehenden Ermessensfragen befrachtete –
Interessenabwägung zuzumuten, die soweit füh-
ren kann, dass eine bestimmte Bauvorschrift (z.B.
eine Abstandsvorschrift) im Einzelfall nicht voll
ausgeschöpft werden darf. In solchen Fällen
spricht aber viel für die grundsätzliche Realisier-
barkeit der bauordnungskonformen Bebauungs-
art: Wird nämlich eine bestimmte Bauvorschrift in
ästhetischer Hinsicht für ein ganzes Quartier als
generell unzweckmässig erachtet, so wären ent-
sprechende Korrekturen über eine Planänderung
vorzunehmen. Denn es ergibt sich bereits aus der
Natur der Ästhetik-Generalsklausel als Instrument
des Bewilligungsverfahrens, dass entsprechende
Entscheide nicht zur Aufhebung der demokratisch
abgesegneten Überbauungsordnung gemäss
Bau- und Zonenordnung führen dürfen.

3.5.2 Verunstaltungsverbot, Einord-
nungsgebot

Je nach kantonaler Ausgestaltung wird im Zusam-
menhang mit Ästhetik-Generalklauseln von “Ver-
unstaltungsverboten” oder aber “Einordnungsge-
boten” gesprochen (sog. negative bzw. positive
Einordnungsklausel).

• Beispiel für eine positive Einord-
nungsklausel: § 238 PBG/ZH
“Bauten, Anlagen und Umschwung sind für
sich und in ihrem Zusammenhang mit der
baulichen und landschaftlichen Umgebung
im ganzen und in ihren einzelnen Teilen so zu
gestalten, dass eine befriedigende Gesamt-
wirkung erreicht wird; diese Anforderung gilt
auch für Materialien und Farben.” (Abs. 1)
“Auf Objekte des Natur- und Heimatschutzes
ist besondere Rücksicht zu nehmen; sie dür-
fen auch durch Nutzungsänderungen und Un-
terhaltsarbeiten nicht beeinträchtigt werden,
für die keine baurechtliche Bewilligung nötig
ist.” (Abs. 2)
“Wo die Verhältinisse es zulassen, kann mit
der baurechtlichen Bewilligung verlangt wer-
den, dass vorhandene Bäume bestehen blei-
ben, neue Bäume und Sträucher gepflanzt
werden sowie der Vorgarten als Grünfläche
hergestellt wird.” (Abs. 3)

• Beispiel für eine negative Einord-
nungsklausel: Art. 54 BauG/SG
“Bauten und Anlagen sind architektonisch so
zu gestalten, dass sie weder hinsichtlich
Massstab und Gliederung noch in bezug auf
Materialwahl und Farbgebung verunstaltend
wirken.”

Das Bundesgericht hat den Unterschied zwischen
negativer und positiver ästhetischer Generalklau-
sel i.Z.m. der Zürcher Regelung wie folgt darge-
legt:
“Diese Vorschrift ist eine positive ästhetische Ge-
neralklausel. … Die Anforderungen einer solchen
Vorschrift gehen weiter als das blosse Verunstal-
tungsverbot, bei dessen Anwendung in einem
Quartier mit fehlender Einheitlichkeit und den ver-
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schiedensten Bauformen kein allzu strenger
Massstab angelegt werden darf. …  Verlangt hinge-
gen das Gesetz ausdrücklich eine positiv gute Ge-
staltung zur Sicherstellung einer befriedigenden
Gesamtwirkung, so dürfen strengere Massstäbe
angelegt werden.”
Im konkreten Fall konnte die Errichtung von Sattel-
dächern anstelle der bestehenden Flachdächer
mangels genügender Einordnung untersagt wer-
den, obwohl die geplanten Satteldächer im übri-
gen voll und ganz den Massvorschriften der Bau-
ordnung entsprachen. (Wie der Entscheid bei der
Anwendung einer sog. negativen ästhetischen
Generalklausel ausgefallen wäre, muss an dieser
Stelle dahin gestellt bleiben).

3.5.3 Abgrenzung
Verschiedene Bestimmungen befassen sich aus-
drücklich mit Einzelfragen der Gestaltung einer
Baute oder deren Umschwung, wie z.B. Vorschrif-
ten betreffend Begrünung von Vorgärten, der Her-
richtung gewisser Freiflächen zu Spiel- oder Ruhe-
zwecken u.ä.
Ebenso befassen sich Anordnungen aufgrund des
reichen Instrumentariums der Natur- und Heimat-
schutzgesetzgebung vorwiegend und ausdrück-
lich mit gestalterischen Fragen; diesfall werden
jedoch die entsprechenden Anforderungen i.d.R.
detailliert und positiv umschrieben, was die kumu-
lative Anwendung einer Ästhetik-Generalklausel
auf die von der Denkmalschutzmassnahme betrof-
fenen Liegenschaft selbst überflüssig macht. (Da-
gegen ist die genügende Gestaltung der Umge-
bung eines Schutzobjektes im Sinne flankierender
Massnahmen dann aufgrund der Ästhetik-Gene-
ralklausel sicherzustellen, wenn keine entspre-
chenden ausdrücklichen Anordnungen getroffen
werden. Eine diesbezügliche Konkretisierung der
allgemeinen Einordnungsvorschrift stellt der oben
zitierte Abs. 2 des § 238 PBG/ZH dar).

3.5.4 Würdigung
Bei der Anwendung von Ästhetik-Generalklauseln
ergeben sich die hauptsächlichen Schwierigkeiten
– wie bei der Anwendung der übrigen besonderen
Institute des Baubewilligungsverfahrens – durch
das grosse Ermessen, das der Exekutive zugestan-
den (und damit eben auch zugemutet) wird.
Über Geschmack lässt sich bekanntlich endlos
streiten. Im Zusammenhang mit auf Ästhetik- Ge-
neralklauseln gestützten Entscheiden wird des-

halb gefordert, dass sie nicht nach irgend einem
subjektiven architektonischen Empfinden oder
Gefühl gefällt, sondern sorgfältig begründet wer-
den sollten. Dabei stellt sich jedoch gerade in
bereits weitgehend überbauten Quartieren, wo im
Zusammenhang mit einem Bauvorhaben regel-
mässig gestalterische Fragen aufgeworfen sind,
ein grundsätzliches Problem in bezug auf die anzu-
wendenden Massstäbe:
Die weitverbreitete Praxis, wonach ein Bauvorha-
ben auf seine Einordnung mit dem im Zeitpunkt
des Bewilligungsentscheides bestehenden Um-
felds überprüft wird, muss als generelles Rezept in
Frage gestellt werden. Eine sich ausschliesslich an
Bestehendem orientierende und damit zu “an-
pässlerischer” Gestaltung zwingende Praxis dürf-
te u.E. nur in Fällen gerechtfertigt sein, wo denk-
malpflegerische Aspekte zu berücksichtigen sind.
Muss jedoch aufgrund der baulichen Situation in
einem Quartier realistischerweise mit vielen wei-
teren punktuellen Veränderungen gerechnet wer-
den, sollte die Einleitung einer zukunftsweisenden
Entwicklung nicht ohne weiteres aufgrund der
Ästhetik-Generalklausel unterbunden werden
können.
Damit zeitgemässe – insbesondere auch durch die
Verwendung neuartiger Materialien und Techni-
ken bedingte – Gestaltungselemente mit guter
Begründung zugelassen werden können, wird eine
Abkehr vom status quo als alleinigem Beurtei-
lungsmassstab vorgeschlagen: Die genügende
städtebauliche Qualität eines (Um-)Bauvorhabens
wäre in erster Linie aufgrund der langfristig zu
erwartenden baulichen und landschaftlichen Ent-
wicklung seines näheren und weiteren Umfelds zu
begutachten. Als Grundlage der Beurteilung sind
dann aber alle in kommunalen Richt- und Nut-
zungsplänen gebundenen Aussagen über die an-
gestrebte Entwicklung heranzuziehen. Da jedoch
in den meisten Gemeinden entsprechende Abklä-
rungen über die tatsächlichen Realisierungschan-
cen einer Nutzungsplanung – und damit eben auch
über die zu erwartende Entwicklung in städtebau-
licher Hinsicht – fehlen und auch gestalterische
Leitbilder bis heute kaum erarbeitet werden, befin-
den sich die Bewilligungsbehörden regelmässig in
einem “Argumentationsnotstand”. M. a. W.: Pro-
spektives Argumentieren unter Berücksichtigung
der zu erwartenden Entwicklung ist mangels ent-
sprechender Grundlagen gar nicht möglich. Dann
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ziehen sich die Behörden eben in ihrer Ermessens-
ausübung auf das Bestehende als Massstab zu-
rück, was in den seltensten Fällen als geradezu
willkürlich bezeichnet und deshalb von Rekurs-
instanzen auch nicht unterbunden werden kann.
Obwohl – oder eben gerade weil – die Anforderun-
gen an die Ästhetik im Einzelfall genauer zu um-
schreiben sind, wären also über die einzelne Lie-
genschaft hinausgehende Abklärungen und ge-
stalterische Konzepte der öffentlichen Hand nötig,
um sachgerechte Entscheide zu fördern. Dies ist
aus Gründen der Rechtssicherheit und der Rechts-
gleichheit besonders in denjenigen Fällen ein vor-
dringliches und berechtigtes Postulat, wo gestalte-
rischen Anliegen durch Einschränkungen der im
übrigen bauordnungskonformen Grundstücks-
nutzung zum Durchbruch verholfen werden muss
(z.B. Verbot der Erstellung von Abstellplätzen im
Vorgartenbereich oder aber das oben zitierte Bei-
spiel, wo der – im übrigen plankonforme – nach-
trägliche Aufbau von Satteldächern untersagt wur-
de). Anderseits kann mit derselben Begründung
nicht auf nachvollziehbare Entscheidungsgrundla-
gen verzichtet werden, wo der Bauherrschaft auf-
grund der Ästhetik- Generalklausel auch positive
Leistungen abverlangt werden können, wie z.B. die
behördlich verfügte Bepflanzung einer bestimm-
ten Grundstücksfläche in einer ganz bestimmten
Art (vgl. als Beispiel die diesbezügliche gesetzliche
Grundlage im oben zitierten Abs. 3 des § 238 PBG/
ZH).
Gesetzlich verankerte Ästhetik-Generalklauseln
als taugliche Instrumente der Siedlungsgestaltung
sollen an dieser Stelle in keiner Weise in Frage
gestellt werden: Nur sind die damit verbundenen
schwierigen Ermessensfragen u.E. durch planeri-
sche Massnahmen soweit zu binden, wie dies je
nach Situation möglich ist. Dabei ist zu beachten,
dass die hier angeregten gestalterischen Aussa-
gen und Konzepte nicht mit Grundeigentümerver-
bindlichkeit (Bauordnung, Sondernutzungspläne,
Denkmalpflege) ausgestattet zu sein brauchen,
weil sie ja ausschliesslich innerhalb des den Behör-
den gesetzlich zugestandenen Ermessens zum
Zuge kommen. Als Grundlage derartiger Ermes-
sensbindung in der Rechtsanwendung bietet sich
eine umfassende kommunale Richtplanung bzw.
die Erarbeitung von → Quartiergestaltungs-Richt-
plänen geradezu an.

3.6 Verfahrensrechtliche Einzelfragen

3.6.1 Bewilligungspflichtige Bauvor-
haben; Verfahrensarten

3.6.1.1 Generelles Bewilligungserfordernis
Bauten und Anlagen dürfen nur mit behördlicher
Bewilligung errichtet oder geändert werden (Art.
22 Abs. 1 RPG). Die Baubewilligung stellt eine
präventive verwaltungsrechtliche Massnahme
dar, die sicherstellen soll, dass ein Bauvorhaben
dem gesamten einschlägigen öffentlichen Recht
von Bund und Kantonen entspricht (Art. 22 Abs. 2
und 3 RPG).
Damit erstreckt sich das Bewilligungserfordernis
bereits von Bundesrechts wegen notwendigerwei-
se auch auf Umbau- und Umnutzungsvorhaben.
In Ausführung dieser Bestimmungen bestehen in
allen Kantonen längere – und im wesentlichen
gleichlautende – Kataloge darüber, was im einzel-
nen unter einer baurechtlich erheblichen “Baute”
oder “Anlage” zu verstehen ist. Dabei werden nur
sehr untergeordnete Vorhaben von einer Bewilli-
gungspflicht befreit, wobei diese Befreiung aus-
schliesslich in verfahrensmässiger Hinsicht be-
steht: Sie entbindet also nicht von der Einhaltung
der materiellen Bauvorschriften.

• Beispiel:
In einer Wohnung werden alte Steckdosen ausge-
wechselt. Zwar darf man diese Massnahme ohne
Bewilligung vornehmen, doch müssen selbstver-
ständlich die entsprechenden Sicherheitsvor-
schriften eingehalten und deshalb auch geeignete
Produkte verwendet werden.

• Beispiel:
Ein Gebäude soll im Rahmen einer minimalen
Renovation lediglich aussen neu gestrichen wer-
den, jedoch in einer anderen Farbe. Weil es sich um
eine doch bereits erhebliche Investition handelt,
die vielleicht nicht mit den baurechtlichen Min-
destanforderungen bezüglich Einordnung in Über-
einstimmung stehen könnte, wird eine solche
Massnahme regelmässig der präventiven Kontrol-
le des formellen Baubewilligungsverfahrens un-
terzogen.

• Beispiel:
Ein grösseres Mehrfamilienhaus liegt in einer 3-
geschossigen Wohnzone, in der nach der Bauord-
nung grundsätzlich auch nicht störendes Gewerbe
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zugelassen ist. Das Gebäude ist zusätzlich mit ei-
nem Wohnanteil belegt. Sollen bestehende Woh-
nungen zu Bürozwecken umgenutzt werden, so ist
eine Baubewilligung auch dann einzuholen, wenn
keine bewilligungspflichtigen physischen Verän-
derungen vorgenommen werden. Denn es muss
sichergestellt sein, dass die vorgesehenen Nut-
zungen vollumfänglich dem Zonenzweck entspre-
chen und z.B. die Parkierungsvorschriften einge-
halten werden.

3.6.1.2 Verfahrensarten
Grundsätzlich werden alle bewilligungspflichtigen
Bau- und Umnutzungsvorhaben im sog. ordentli-
chen Baubewilligungsverfahren geprüft. Je nach
Kanton ist dazu eine kommunale oder eine kanto-
nale Behörde zuständig (gesamte Gemeindeexe-
kutive bzw. Ausschuss davon; Kantonsregierung
oder eine einzelne kant. Amtsstelle). Unabhängig
von den auf ein Bauvorhaben anwendbaren Ge-
setzesbestimmungen und den sich daraus allen-
falls ergebenden verschiedenen Zuständigkeiten
zum Entscheid in der Sache ist ein Baugesuch
regelmässig bei der ordentlichen Baubewilli-
gungsbehörde einzureichen; diese setzt dann ih-
ren Entscheid bis zum Vorliegen von Spezialbewil-
ligungen aus oder versieht ihn nötigenfalls mit
entsprechenden Bedingungen (vgl. nachstehend
→ Einheit der Bewilligung). Im Rahmen des ordent-
lichen Baubewilligungsverfahrens ist das Bauvor-
haben insbesondere auch in geeigneter Weise
bekannt zu machen, damit allfällige zur Einsprache
bzw. Rekurs Berechtigten sich über das geplante
Vorhaben ein Bild machen können (öffentliche
Auflage, Publikation und Aussteckung des Pro-
jekts).
I.d.R. ist vorgesehen, dass wenig umfangreiche
Bauvorhaben in einem vereinfachten Verfahren
bewilligt werden können. So kann z.B. auf die
öffentliche Bekanntmachung verzichtet werden,
wenn die Beeinträchtigung von schutzwürdigen
Interessen Dritter ausgeschlossen werden kann
oder dann der Kreis der Anfechtungsberechtigten
eindeutig feststeht und deren schriftliches Einver-
ständnis zum Bauvorhaben vorliegt.
Viele Umbauvorhaben wirken sich nicht auf das
äussere Erscheinungsbild oder die Nutzungsinten-
sität einer Baute aus (Ersatz technischer Installatio-
nen, Grundrissveränderungen, Einrichtung nicht
anrechenbarer Bastel- oder Gemeinschaftsräume

in bestehenden Geschossen, Umnutzungen inner-
halb des zonenrechtlich Zulässigen) und sind an
sich gar nicht geeignet, Interessen Dritter zu beein-
trächtigen; dann kann zusätzlich die Pflicht zur
Aussteckung entfallen und es lässt sich das Verfah-
ren erheblich verkürzen.
Die Gewährung einer → Ausnahmebewilligung er-
folgt entgegen einer weit verbreiteten Auffassung
nicht in einem speziellen Verfahren. Im Unter-
schied zu den übrigen Bauvorschriften sind jedoch
echte Ausnahmetatbestände nicht von Amtes we-
gen anzuwenden: Der Bauherr hat ausdrücklich
um die Gewährung einer Ausnahmebewilligung
nachzusuchen und unterliegt einer Begründungs-
pflicht, weshalb eine im Sinne der Bauordnung
zulässige Überbauung in seinem speziellen Fall
nicht unter Einhaltung der jeweis geltenden Ord-
nung (Regelbauweise, Sondernutzungsplan) sinn-
voll bewerkstelligt werden kann. Ebenfalls charak-
teristisch ist, dass dem Bauherrn Ausnahmen nicht
gegen seinen Willen aufgezwungen werden kön-
nen; liegt eine von der Regelbauweise abweichen-
de Überbauungsmöglichkeit im öffentlichen Inter-
esse, wären also entsprechende Änderungen an
der Bau- und Zonenordnung, dem betreffenden
Sondernutzungsplan oder auch an hinderlichen
Baulinien vorzunehmen.
Bei umfangreichen Bauvorhaben oder auch, wenn
sich in bezug auf einzelne Umbauwünsche schwie-
rige Ermessensfragen stellen, deren Beurteilung
durch die Baubewilligungsbehörde im voraus nur
schwer absehbar sind, kann sich das Einholen
eines → Vorentscheids aufdrängen.
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3.6.2 Vorentscheid

• Beispiel: § 138 BauG/TG
“Die Möglichkeiten der Überbaubarkeit eines
Grundstückes oder die Erteilung einer Aus-
nahmebewilligung können bei grösseren
Bauvorhaben Gegenstand eines Vorentschei-
des sein.” (Abs. 1)
“Die Bestimmungen über das Verfahren bei
Baueingaben sind anzuwenden.” (Abs. 2)
“Der Vorentscheid ist für die Beteiligten und
für Dritte während eines Jahres verbindlich,
sofern während dieser Frist keine abweichen-
de Baueingabe eingereicht wird. Die Bestim-
mungen über Widerruf und Erlöschen von
Baubewilligungen sind singemäss anzuwen-
den.” (Abs. 3)

• Beispiel: Art. 32 Abs. 2 BauG/BE
“Der Bauherr kann bei grösseren Bauvorha-
ben oder unklarer Rechtslage zunächst um
die generelle Baubewilligung nachsuchen.
Für diesen Fall gilt:
a) Das generelle Baugesuch kann nament-

lich die vorgesehene Nutzung, die Er-
schliessung des Baugrundstücks, die
Lage und die äussere Gestaltung des Bau-
objekts, dessen Einordnung in die Umge-
bung sowie ähnliche Einzelfragen zum
Gegenstand haben.

b) Die generelle Baubewilligung gilt für die
damit beurteilten Gegenstände, sofern
innert zwei Jahren seit ihrer Rechtskraft
für das Bauvorhaben das Ausführungs-
projekt zur Bewilligung eingereicht wird.”

Vor allem bei Umbauvorhaben stellt der Vorent-
scheid ein willkommenes Instrument zur Vermei-
dung unnützer Projektierungsaufwendungen dar,
weil durch die vorgezogene Abklärung einzelner
zentraler Fragen zweierlei erreicht werden kann:
• Umbauwünsche, die z.B. von der Erteilung einer
Ausnahmebewilligung, der Gewährung der Be-
sitzstandsgarantie oder der Zulässigkeit bestimm-
ter gestalterischer Absichten stehen und fallen,
können in einer frühen Projektierungsphase auf

ihre Realisierbarkeit hin überprüft werden lassen.
Dieser Wunsch besteht ganz allgemein für Mate-
rien, bei deren Beurteilung der Baubewilligungs-
behörde erhebliches Ermessen eingeräumt wird.
Denn der Ausgang des Bewilligungsverfahrens
kann in solchen Fällen oft auch unter Beizug eines
erfahrenen Architekten oder Juristen nicht mit
genügender Sicherheit vorausgesagt werden.
• Wenn der Vorentscheid in demselben Verfahren
und mit denselben Wirkungen wie ein “normales”
Baugesuch abgewickelt wird, können allenfalls zu
erwartende langwierige Rechtsmittelverfahren
frühzeitig durchgestanden werden: Wird innert der
vom Gesetz vorgeschriebenen Frist dann das voll-
ständige Baugesuch eingereicht, sind die mittels
Vorentscheid geklärten Fragen einem erneuten
Rechtsmittelverfahren nicht mehr zugänglich.
Die Möglichkeit des Einholens eines formellen
Vorentscheids ist bisher nicht in allen Kantonen
bekannt. Aus den obgenannten Gründen ist jedoch
dieses Institut sehr zu empfehlen und sollte noch
vermehrt bekannt gemacht werden. Folgende
Punkte sind bei der Einführung dieser Verfahrens-
art zu beachten, damit sie auch beim Umbauen
vermehrt zur Anwendung gelangen kann:
• Keine Beschränkungen in bezug auf den Um-

fang eines Bauvorhabens;
• keine Beschränkung auf einzelne ausgewählte

baurechtliche Materien;
• Vorsehen der Möglichkeit, den Vorentscheid mit

denselben Wirkungen wie eine “normale” Bau-
bewilligung zu erwirken; insbesondere sollten
auch Rekursmöglichkeiten vorgesehen werden,
damit allfällige Rechtsmittelverfahren in einem
frühen Projektierungsstadium durchgestanden
werden können.

Abzugrenzen gilt es den Vorentscheid gegenüber
dem informellen Gespräch mit einer Behörde über
einzelne Fragen: Informelle Auskunftserteilungen
– auch wenn sie durch die in der Sache zuständige
Stelle erteilt werden – haben in aller Regel keine
rechtliche Bedeutung. (Nur in ganz speziellen Fäl-
len kann es aufgrund der Regel von Treu und
Glauben vorkommen, dass eine Behörde in einem
nachfolgenden Entscheid an von ihr früher form-
los gemachte Aussagen gebunden ist).
Insbesondere zur Klärung folgender Fragen emp-
fiehlt sich eine derartige Kontaktnahme mit den
Behörden vor Inangriffnahme der Projektierung
trotzdem:
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• Abtasten, ob sich die Aufstellung eines → Son-
dernutzungsplans lohnen könnte;

• bei grossen bzw. sehr exponierten Einzelvorha-
ben: Frage, ob sich die Gemeinde allenfalls an
der Durchführung eines Wettbewerbs beteili-
gen würde (finanziell und/oder mit entsprechen-
dem Know-how);

• wenn ganz einfach Fragen über eine unklare
Gesetzesbestimmung oder der dazu geübten
Praxis in der Rechtsanwendung bestehen, die
Einholung eines Vorentscheids aber nicht als
notwendig erscheint. (Nachahmenswert ist zum
Beispiel das Vorgehen der Baubehörde der
Stadt Zürich: In Form einer Broschüre “Nach-
richten aus der Baupolizei” werden interessierte
Kreise regelmässig über die aktuelle Bewilli-
gungspraxis zu wichtigen baurechtlichen Ein-
zelfragen informiert).

3.6.3 Einheit der Bewilligung
Mit der Erteilung einer Baubewilligung soll die
Rechtslage in bezug auf ein Bauvorhaben grund-
sätzlich umfassend und definitiv geklärt werden.
Trotzdem ist es in einzenen Fällen unumgänglich,
die Bewilligung in Abweichung von diesem
Grundsatz mit sog. Nebenbestimmungen (Bedin-
gungen und/oder Auflagen) zu versehen.

• Beispiele für Bedingungen:
Ist die örtliche Baubewilligungsbehörde zur Beur-
teilung gewisser  Einzelfragen eines Bauvorha-
bens nicht kompetent (z.B. Zulässigkeit der Um-
nutzung einer Familienwohnung nach kant. Wohn-
erhaltungsgesetz), so kann die Bewilligung gleich-
wohl unter der Bedingung erteilt werden, dass die
betreffende Spezialbewilligung mit Erfolg einge-
holt werde. (Solange diese Bedingung nicht ein-
tritt, kann auch die Verfügung der örtlichen Baube-
willigungsbehörde keine Rechtswirkungen entfal-
ten.)
Ein Umbauprojekt konsumiert eine grössere Aus-
nützung als dies aufgrund der betreffenden Parzel-
lengrösse eigentlich zulässig wäre. Der Bauherr
beruft sich auf einen gesetzlich zulässigen Ausnüt-
zungstransfer, mittels dem nicht konsumierte
Ausnützungsmöglichkeiten des Nachbargrund-
stücks auf sein Grundstück verschoben wurden
(vgl. Pt. 3.6.4.2). Die Bewilligung kann unter der
Bedingung erteilt werden, dass vor Baubeginn die

entsprechende Zustimmung des Nachbars rechts-
genügend beigebracht werde.

• Beispiel für eine Auflage:
Eine Bewilligung für die nach den Plänen grund-
sätzlich als zulässig erachteten nachträglichen
Balkonanbauten werden unter der Auflage erteilt,
dass das Anbringen der vorgesehenen Geländer-
sprossen in einen Höchstabstand von 12cm er-
folgt.
(Trotz Auflage kann unverzüglich mit den Bauar-
beiten begonnen werden. Wird die Auflage nicht
eingehalten, wird sie nötigenfalls mit Verwal-
tungszwang durchgesetzt.)
Namentlich in bezug auf ein → Bestandesschutz
beanspruchendes Projekt ergibt sich u.U. folgen-
des Problem: Für die Renovation oder den Umbau
eines den Bauvorschriften nicht mehr entspre-
chenden Objekts kann der Bestandesschutz dann
nicht geltend gemacht werden, wenn die vorgese-
henen baulichen Massnahmen nach Art und Um-
fang einem Neubau gleichkommen. Oft stellt sich
jedoch erst während der Bauarbeiten heraus, dass
insbesondere bezüglich bestehenden technischen
Einrichtungen und einzelnen tragenden Konstruk-
tionen unvorhergesehene und sehr umfangreiche
Mehraufwendungen nötig werden. In derartigen
Fällen kann sich dann die Frage stellen, ob die
Bewilligungserteilung im Hinblick auf das konkrete
Bestandesvertrauen – also bei genauer Kenntnis
des baulichen Zustandes – ebenfalls und gleichlau-
tend hätte erteilt werden können.
Wie in solchen Fällen verfahren wird, ist in der
Praxis wohl je nach Gemeinde sehr unterschied-
lich (fortlaufende Bewilligung untergeordneter
Projektänderungen in einem vereinfachten Verfah-
ren bis zur Verfügung eines Baustopps) und hängt
bestimmt auch von der Kapazität der öffentlichen
Baukontrolle ab. Ein Zurückkommen auf den ur-
sprünglichen Entscheid dürfte zumindest dann
gerechtfertigt sein, wenn der Bauherr bestimmte
Mängel bewusst verschwiegen und sich dadurch
den Bestandesschutz gleichsam erschlichen hat.
Zur Vermeidung von Fehlentscheiden könnte ganz
generell wie folgt vorgegangen werden: Dem Bau-
herrn wird eine Meldepflicht auferlegt für den Fall,
dass sich bis zu einer – näher zu umschreibenden
– Phase der Umbauarbeiten massive Mehraufwen-
dungen abzeichnen. Dabei hätte sich die Baubewil-
ligungsbehörde zusätzlich ausdrücklich vorzube-
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halten, je nach konkreter Situation und unter Ab-
wägung der verschiedenen Interessen eine Neu-
bzw. Umprojektierung zu veranlassen. Die Bewilli-
gung für ein Umbauvorhaben gilt dann bei einem
derartigen Vorgehen als unter der auflösenden
Bedingung erteilt, dass die erwähnten massiven
Mehraufwendungen nicht nötig werden.
Zum Spezialfall der → Ausnahmebewilligung un-
ter Beseitigungsrevers, vgl. Pt. 3.3.6.

3.6.4 Privatrecht und Baubewilligungs-
verfahren

3.6.4.1 Grundsatz: Nichtberücksichtigung
privatrechtlicher Verträge im Bau-
bewilligungsverfahren

Im Baubewilligungsverfahren wird ein Projekt le-
diglich auf seine Übereinstimmung mit öffentlich-
rechtlichen Vorschriften geprüft. Gerade Um-
bauvorhaben stehen aber oft auch Hindernisse aus
Privatrecht entgegen (Grunddienstbarkeiten,
Mietverträge).
Der aus einem Privatrechtsverhältnis Berechtigte
(z.B. der Mieter) hat seine Interessen vor Zivilge-
richt geltend zu machen. Dieser allgemeingültige
Grundsatz wird von einigen kantonalen Bauge-
setzen ausdrücklich wiederholt. Nötigenfalls sind
die Bauarbeiten dann  mittels zivilprozessualer
Massnahmen zu verhindern.
Privatrechtliche Hinderungsgründe eines Bauvor-
habens beschlagen die Gültigkeit der Baubewilli-
gung selbst nicht. Wird jedoch am betreffenden
Privatrechtsverhältnis nichts geändert (z.B. freiwil-
lige Ablösung einer Aussichtsservitut), so ist eine
Umprojektierung und dementsprechend die Ein-
reichung eines erneuten Baugesuchs unumgäng-
lich.

3.6.4.2 Privatrechtliche Absprachen inner-
halb nachgiebigen öffentlichen
Rechts

Bestimmungen des öffentlichen Planungs- und
Baurechts sind zwingender Natur. Deshalb können
sie durch private Absprachen grundsätzlich nicht
aufgehoben oder gemildert werden (zu möglichen
Verschärfungen, vgl. → Grunddienstbarkeiten).
Stehen einem Umbauvorhaben Hindernisse aus
öffentlichem Recht entgegen, ist deshalb in der
Regel entweder der Weg über eine Gesetzesände-
rung, eine Änderung der nutzungsplanerischen
Grundordnung (Umzonung), eine Sondernut-

zungsplanung oder auch der Einholung einer Aus-
nahmebewilligung einzuschlagen.
Durch ausdrückliche Regelung können nun aber
auch öffentlichrechtliche Bauvorschriften einer
Abänderbarkeit durch Private zugänglich gemacht
werden. Die Möglichkeit vertraglicher Abwei-
chung wird in den verschiedenen kantonalen bzw.
kommunalen Baugesetzen typischerweise für fol-
gende Fälle vorgesehen:

Näherbaurecht:

• Beispiel: § 158 Abs. 4 BauG/BS
“Der durch das Lichtraumprofil bestimmte
Grenzabstand darf bis auf 3 m verkleinert
werden, sofern durch eine Dienstbarkeit oder
eine öffentlich-rechtliche Eigentumsbe-
schränkung auf der Nachbarparzelle sicher-
gestellt ist, dass das Lichtraumprofil gewahrt
wird. … .”

• Beispiel: Art. 56 BauG/TG
“Im Baureglement und gegebenenfalls in den
Überbauungsplänen ist der Grenzabstand
festzulegen. Der Grenzabstand kann ungleich
auf benachbarte Parzellen verteilt werden,
wenn der Nachbar sich schriftlich zur Einhal-
tung eines entsprechenden grösseren Grenz-
abstandes verpflichtet. Der Gemeinderat ver-
fügt diese Verpflichtung als öffentlich-rechtli-
che Eigentumsbeschränkung und lässt sie im
Grundbuch anmerken.”

Der Gebäudeabstand hat in der Regel dem doppel-
ten Grenzabstand zu entsprechen und darf deshalb
auch durch ein Näherbaurecht bezüglich der
Grenzabstände nicht verletzt werden. Lässt eine
kantonale Regelung das Näherbaurecht bis an die
Grenze zu (Grenzbaurecht), so hat der Nachbar
also entweder den doppelten Grenzabstand als
Gebäudeabstand zu beachten oder aber es wird
gefordert, dass für ihn nach Lage, Beschaffenheit
und Zonenzugehörigkeit seines Grundstücks der
Anbau eines Hauptgebäudes möglich ist. Diese
Regelung kommt in Frage, wenn die geschlossene
Bauweise zwar nicht vorgeschrieben, aufgrund
der Bauordnung jedoch erlaubt ist.
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Grenzbaurecht für Kleinbauten

• Beispiel: § 288 Abs. 2 PBG/ZH
“Wo nichts anderes bestimmt ist, dürfen Ge-
bäude und Gebäudeteile, die nicht für den
dauernden Aufenthalt von Menschen be-
stimmt sind und deren Höhe 4 m nicht über-
steigt, seitlich wie rückwärtig an die Grenze
gestellt werden, wenn sie
a) gleichzeitig gebaut werden oder an ein

bestehendes Gebäude anlehnen oder
nicht mehr als einen Drittel der nachbarli-
chen Grenze beanspruchen und

b) überdies den Mindestgrenzabstand wah-
ren.” (Abs. 1)

“Nachbarliche Vereinbarungen dürfen den
Grenzbau erleichtern, doch bleiben die öffent-
lichen Interessen, insbesondere des Brand-
schutzes, vorbehalten.” (Abs. 2)

Im Gegensatz zu obgenannten Näherbaurechten
für Hauptbauten hat also im Falle des zitierten Abs.
2 der zustimmende Nachbar nicht unbedingt den
doppelten Grenzabstand einzuhalten bzw. sein
Hauptgebäude an die Grenze zu stellen.

Ausnützungstransfer

• Beispiel: Art. 63 BauG/SG
“Die Inanspruchnahme von Nachbargrund-
stücken zur Berechnung der Ausnützungszif-
fer ist ausnahmsweise zulässig, wenn die be-
treffenden Grundeigentümer sich schriftlich
zu einem Verzicht auf die spätere Überbauung
verpflichten. Der Gemeinderat verfügt diese
Verpflichtung als öffentlich-rechtliche Eigen-
tumsbeschränkung und lässt sie im Grund-
buch anmerken.”

Durch den Ausnützungstransfer tritt eine Verschie-
bung der realisierbaren Bruttogeschossfläche von
einem auf das andere Grundstück ein: Bei der
Bestimmung der anrechenbaren Grundfläche darf
diesem der durch private Absprache zusätzlich
zugeschlagene Teil des andern Grundstücks ange-
rechnet werden.
Insbesondere bei bereits überbauten Grundstük-
ken ergeben sich dadurch interessante Möglich-

keiten: Wenn ein Grundstück bereits sinnvoll über-
baut und das Gebäude vom entsprechenden
Grundeigentümer auch in weiterer Zukunft nicht
intensiver ausgenützt werden will, so kann er nicht
beanspruchte Ausnützungsreserven dem Nachbar
verkaufen. Eine analoge Interessenlage ergibt
sich, wenn sich seine Erneuerungsabsichten auch
mit nicht anrechenbaren zusätzlichen Volumen
bewerkstelligen lassen (z.B. Nebenbauten, die
nicht dem dauernden Aufenthalt von Menschen
dienen oder in ausnützungsmässiger Hinsicht pri-
vilegierte Wintergärten, Windfänge u.ä.).
Solche Transfermöglichkeiten sind auch aus der
Sicht des Gemeinwesens interessant: Lassen die
Abstandsvorschriften und die Bestimmungen be-
züglich Gebäudehöhe bzw. Geschosszahl einen
grösseren Kubus zu, als er aufgrund der Ausnüt-
zungsziffer überhaupt realisierbar ist, so entstehen
bei solchen Verschiebungen per saldo keine Unter-
nutzungen.

Nutzungstransfer

• Beispiel: Art. 39a ff. BauO/Zürich
Für die Stadt Zürich wurden für Wohn- und
Kernzonen in einem Plan Wohnflächenanteile
ausgeschieden. Ist eine Parzelle von solchen
Vorschriften betroffen, so hat der – jeweils in
Prozenten zur gesamten theoretisch realisier-
baren Nutzfläche angegebene – Teil der Brut-
togeschossfläche Wohnzwecken zu dienen.
Innerhalb eines Gebiets, das von öffentlichen
Strassen, Freihaltezonen, Wald oder Gewäs-
sern umgrenzt wird, kann eine Verlegung des
Wohnflächenanteils auf andere Grundstücke
vorgenommen werden.

Entsprechend den Ausführungen zum Ausnüt-
zungstransfer ergeben sich auch hier insbesonde-
re in bezug auf bereits überbaute Parzellen sinnvol-
le Lösungen. So kann ein Grundeigentümer, der
sein Gebäude auch weiterhin ausschliesslich
Wohnzwecken vorbehalten will, die nicht realisier-
ten Gewerbeflächen dem Nachbar verkaufen.
Sieht der Plan für die betreffenden Parzellen z.B.
einen Wohnanteil von 80% vor, so kann durch den
zusätzlichen Erwerb dieser Flächen je nachdem
sogar die Einrichtung eines Betriebes ermöglicht
werden, der sich auf verschiedene Gebäude ver-
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teilt sonst sinnvoll in diesem Quartier gar nicht
einrichten liesse.
Entsprechende Transfermöglichkeiten in Bezug
auf die Nutzungsart können auch vorgesehen wer-
den im Falle der Ausscheidung von Zweitwoh-
nungsanteilen, Vorschriften über Mindestgewer-
beflächen in Industriezonen mit zugelassener
Dienstleistungsnutzung u.ä.

Würdigung und Abgrenzung
Im Gegensatz zu den → Grunddienstbarkeiten be-
wirken die hier beschriebenen privatrechtlichen
Absprachen über ein ganzes Geviert gesehen kei-
ne Minderausnützungen oder Beschränkungen in
der Nutzungsart; vielmehr wird durch Verschie-
bung der entsprechenden Nutzungsmöglichkeiten
zwischen verschiedenen Parzellen gerade die volle
Realisierung des nach Bau- und Zonenordnung
Zulässigen gefördert. Möglichkeiten zur Vornah-
me von Nutzungs- und Ausnützungstransfers lie-
gen deshalb sowohl im privaten wie öffentlichen
Interesse an einer haushälterischen Bodennut-
zung.
Vor allem in bereits überbauten Perimetern kann
mittels Transfermöglichkeiten elegant Sachzwän-
gen ausgewichen werden, die sich durch bereits
bestehende Bauten und ihre Nutzungen ergeben
(Stellung eines guterhaltenen Gebäudes auf der

Parzelle, fehlendes Interesse an der Vollausnüt-
zung einer bereits bebauten Parzelle aus wirt-
schaftlichen oder sozialen Gründen u.ä.). Ein auf
dem begünstigten Grundstück beabsichtigtes
(Um-)Bauvorhaben muss dann auch nicht auf-
grund einer → Sondernutzungsplanung (die i.d.R.
den Einbezug mehrer Grundstücke nötig macht
und deshalb vielleicht gar nicht zustande käme)
oder auf dem Wege der → Ausnahmebewilligung
ermöglicht werden.
Die veränderte Rechtslage, wie sie sich für das
durch den Nutzungstransfer begünstigte Grund-
stück ergibt, ist von der Behörde im Baubewilli-
gungsverfahren voll zu beachten, weil – lediglich
durch private Absprache modifiziertes – öffentli-
ches Recht zur Anwendung gelangt. (Dies im Un-
terschied zu privatrechtlichen Verträgen gem. vor-
stehendem Pt. 3.6.4.1). Bei Einreichung des Pro-
jekts ist der entsprechende Nachweis zu erbringen,
dass der Nachbar dem Transfer zugestimmt hat.
Zusätzlich muss sichergestellt sein, dass durch
spätere Bau- oder Umnutzungsvorhaben auf dem
verzichtenden Grundstück keine bauordnungswi-
drigen Zustände geschaffen werden; zu diesem
Zwecke ist in aller Regel eine entsprechende priva-
te oder öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschrän-
kung im Grundbuch anzumerken.

Zutritt 2: Einzelne Rechtsinstitute und -verfahren
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4 Sondernutzungspläne

4.1 Funktion und Wesen von Sonder-
nutzungsplänen, Abgrenzung

Sondernutzungspläne gestalten die in der → Bau-
und Zonenordnung enthaltene Grundordnung dif-
ferenzierter aus. Sie werden für bestimmt um-
grenzte Gebiete – die allenfalls auch Flächen ver-
schiedener Zonentypen beinhalten können – auf-
gestellt. Je nach Kanton hat der Planperimeter
“grössere” oder “geeignete” Gebiete zu umfas-
sen. Für sehr kleine Perimeter und Einzelgrund-
stücke kann also in der Regel keine Gestaltungs-
planung betrieben werden; die gesetzgeberische
Überlegung ist, dass nur durch Einbezug mehrerer
bzw. sehr grosser Grundstücke eine gegenüber der
Grundordnung in funktionaler, städtebaulicher,
architektonischer und wohnhygienischer Hinsicht
bessere Überbauung gewährleistet werden kön-
ne.
Sondernutzungspläne sind Nutzungspläne i.S.v.
Art. 14 ff. RPG. Sie unterstehen grundsätzlich den-
selben Schranken wie diese: Bei ihrer Ausarbei-
tung müssen also insbesondere Richtplanan-
ordnungen und zwingende Bestimmungen des
übergeordneten Rechts berücksichtigt werden
(z.B. Immissionsvorschriften aus USG, zwingende
kantonale Mindestabstände u.ä.).
Die Regelungen der verschiedenen Kantone unter-
scheiden sich in bezug auf Abweichungsmöglich-
keiten von der nutzungsplanerischen Grundord-
nung (vgl. Pt. 4.2) und insbesondere auch der
zwingend vorgeschriebenen Inhaltselemente, die
im Rahmen von Sondernutzungsplanungen fest-
geschrieben werden müssen (vgl. Pt. 4.4 und 4.5),
erheblich. So kann zum Beispiel im Thurgau mit
Sondernutzungsplänen nicht von der in der
Grundordnung vorgeschriebenen Nutzungsart
abgewichen werden (vgl. zum durch das Gemein-
wesen aufzustellenden “Gestaltungsplan” § 32
Abs. 2 bzw. für die unter Zustimmung aller Grund-
eigentümer privat aufgestellte “Arealüberbau-
ung” § 109 Abs. 2 BauG/TG). Demgegenüber sind
nach diesen Regelungen nicht zwingend umfas-
sende und detaillierte Anordnungen betreffend
Lage, Grösse, Gestaltung sowie Art und Mass der
Nutzung der einzelnen Bauten erforderlich, wie
dies etwa das Zürcher Recht für den “Gestaltungs-
plan” gem. §§ 83 ff. PBG/ZH vorsieht.

Sondernutzungspläne im hier beschriebenen Sin-
ne unterschieden sich jedenfalls – also unabhän-
gig von kantonalen Unterschieden – zumindest in
verfahrensmässiger Hinsicht von → Gesamtüber-
bauungen:
• Die Inkraftsetzung des Sondernutzungsplans ge-
schieht in einem politischen Verfahren durch ein
Legislativorgan, weil im voraus nicht näher be-
stimmte Abweichungen von der Grundordnung
ermöglicht werden können. Demzufolge sind sol-
che Pläne auch bei der zuständigen kantonalen
Behörde zur Genehmigung einzureichen.
• Die nachfolgende Realisierung erfordert eine se-
parate Detailprojektierung, die nicht gleichzeitig
den gesamten Planperimeter erfassen muss. Des-
halb eröffnen sich mit Sondernutzungsplänen
Etappierungsmöglichkeiten, wie sie gerade beim
Bauen in bereits weitgehend überbauten Quartie-
ren grundsätzlich erwünscht sind.
Einige Kantone kennen Institute, die gleichzeitig
Züge der Gesamtüberbauung und einer Sonder-
nutzungsplanung tragen: Wie bei diesen ist bis zur
Bauausführung ein zweistufiges Verfahren durch-
zuführen, das in der dem Sondernutzungsplan
nachfolgenden Detailprojektierung Etappierungs-
möglichkeiten eröffnet. Dagegen sind die Voraus-
setzungen zur Aufstellung dieser Pläne und mögli-
che Abweichungen von der Grundordnung bereits
durch das Gesetz genau umschrieben, wie dies bei
Gesamtüberbauungen üblich ist; damit wird eine
Inkraftsetzung durch die Exekutive ermöglicht.
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• Beispiel: “Gestaltungsplan” gem.
§ 72 ff. PBG/LU
– “Die Mindestfläche für einen Gestaltungs-

plan, bei dem vom Zonenplan und Bau-
und Zonenreglement und vom Bebauungs-
plan abgewichen werden kann, ist im Bau-
und Zonenreglement festzulegen.” (§ 72
Abs. 2)

– “Der Gestaltungsplan kann vom Zonen-
plan, Bau- und Zonenreglement oder Be-
bauungsplan abweichen, sofern wegen der
besonderen Verhältnisse eine eigene Rege-
lung sinnvoll erscheint und der Zonencha-
rakter gewahrt bleibt.” (§ 75 Abs. 1)

– Detailliert formulierte Qualitätsanforde-
rungen. (§ 73, 75 Abs. 3 und 4)

– Gesetzlich im voraus bestimmte höchstzu-
lässige Abweichungsmöglichkeiten ge-
genüber der Grundordnung bezüglich Ge-
schosszahl und Ausnützung. (§ 75 Abs. 2)

– Genehmigung und Inkraftsetzung durch
Gemeindeexekutive (§ 78)

Solche speziellen Sondernutzungspläne eignen
sich für die innere Erneuerung von Siedlungen nur
bedingt: Ihr Anwendungsbereich wird einerseits
durch die starre gesetzliche Umschreibung der
Voraussetzungen und Abweichungsmöglichkei-
ten von der Grundordnung eingeschränkt (vgl.
auch Würdigung der Gesamtüberbauungen, Pt.
3.4.3).
Anderseits entbinden die Etappierungsmöglich-
keiten nicht von der Pflicht, die geplante – und
bereits sehr detailliert vorgezeichnete – Überbau-
ung wie eine Gesamtüberbauung vollständig zu
realisieren; denn inhaltlich entspricht ein solcher
Plan weitgehend einem Ausführungsprojekt, des-
sen Qualitäten von der Exekutive lediglich dann
rechtsgenügend beurteilbar sind, wenn auch die
vollständige Realisierung der geplanten Überbau-
ung gesichert ist (vgl. § 78 Abs. 6 PBG/LU: “Die
entscheidgemässe Ausführung des Gestaltungs-
planes ist auf Kosten der Grundeigentümer durch
Anmerkung öffentlich-rechtlicher Eigentumsbe-
schränkungen im Grundbuch sicherzustellen”).
Damit kommt aber auch ein solcher Sondernut-
zungsplan bei Vorliegen gestreuter Eigentumsver-
hältnisse in einem bereits weitgehend überbauten

Perimeter aufgrund der verschiedenartigen Dispo-
nibilität der einzelnen bebauten Grundstücke
kaum in Betracht.

• Beispiel: “Privater Gestaltungsplan”
gem. § 86 Abs. 1 PBG/ZH
“Private Gestaltungspläne dürfen
a) von der Bau- und Zonenordnung nur un-

ter den Voraussetzungen und im Ausmass
von Arealüberbauungen abweichen;

b) keine öffentlichen Interessen verletzen.”

Weil durch die Exekutive gewährbar, darf auch in
diesem Beispiel nur in einem zum voraus fest
umschriebenen Rahmen von der Bau- und Zonen-
ordnung abgewichen werden, weshalb sich die
Anwendung insofern gegenüber den nachfolgend
beschriebenen Sondernutzungsplänen erheblich
einschränkt. Dagegen statuiert das Zürcher Recht
im Gegensatz zum oben zitierten Beispiel des § 72
ff. PBG/LU keine Pflicht, dass die tatsächliche Aus-
führung der geplanten Überbauung im Zeitpunkt
der Inkraftsetzung des Plans gesichert sein muss.

4.2 Verhältnis zur nutzungsplaneri-
schen Grundordnung; Abwei-
chungsmöglichkeiten

4.2.1 Ersetzen oder Ergänzen der Grund-
ordnung

Betreffend das Verhältnis zwischen Anordnungen
des Sondernutzungsplans und der nutzungsplane-
rischen Grundordnung bestehen vorab zwei
grundlegend verschiedene Möglichkeiten: Entwe-
der wird die Grundordnung durch eine in bau- und
nutzungsmässiger Hinsicht umfassende Regelung
ersetzt (vgl. Pt. 4.4). Oder aber es genügt, eine
sachlich beschränkte Differenzierung bezüglich
einzelner Teilaspekte der geplanten Überbauung
vorzunehmen; diesfalls wird die Grundordnung
also lediglich ergänzt (vgl. Pt. 4.5).

4.2.2 Sondernutzungs-Planungspflicht
Je nach kantonaler Regelung können auch Zonen
ausgeschieden werden, in denen nur nach Sonder-
nutzungsplänen gebaut werden darf.

Zutritt 2: Einzelne Rechtsinstitute und -verfahren
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• Beispiel: “Zonen mit Planungs-
pflicht”, Art. 92 ff. i.V.m. 73 Abs. 2
BauG/BE
“Teile der Bauzone, deren Überbauung der
Landschaft oder der Siedlung besonders gut
angepasst werden soll oder für die Ortsent-
wicklung besonders bedeutsam ist (z.B.
Hanglagen, Kuppen, Altstadt- und Dorfkern-
zonen, Neubaugebiete), können als Zonen
mit Planungspflicht (Art. 92 ff.) bezeichnet
werden. (Art. 73 Abs. 2)
“Die Grundeigentümer … haben Anspruch,
dass ihnen das Bauen innert angemessener
Frist ermöglicht wird. Dazu hat die Gemeinde
entweder
a) in der Grundordnung die Grundsätze der

Überbauung soweit festzulegen, dass die
Überbauungsordnung vom Gemeinderat
beschlossen oder durch Ersatzvornahme
geschaffen werden kann (Zone nach Art.
93 und 94), oder

b) für den Fall der endgültigen Ablehnung
der Überbauungsordnung ersatzweise
das Bauen nach Grundordnung vorzuse-
hen (Zone nach Art. 95).” (Art. 92 Abs. 3)

Betrifft die Sondernutzungs-Planungspflicht einen
dem Art. 15 RPG genügenden Bauzonenperimeter,
so wird eine der zitierten Berner Regelung entspre-
chende differenzierte Regelung nötig. Durch die
Festsetzung des Plans auf dem Wege der Ersatz-
vornahme bzw. die unter gewissen Voraussetzun-
gen alternativ vorgesehenen Überbauungsmög-
lichkeiten nach der Grundordnung kann sicherge-
stellt werden, dass das Bauzonenland in seiner
Gesamtheit für die Bebauung bereitgehalten ist;
denn es dürfen der baulichen Nutzung in einer
nach Art. 15 RPG ausgeschiedenen Bauzone nicht
Hindernisse in den Weg gestellt werden, die mit
einer Neueinzonung vergleichbar sind oder einer
solchen nahekommen.

4.2.3 Abweichungsmöglichkeiten zu-
gängliche Vorschriften

Verschiedenartige Abweichungsmöglichkeiten
von der Grundordnung machen Sondernutzungs-
pläne je nach kantonaler Regelung zu einem In-

strument, mit dem im Vergleich mit der Grundord-
nung sehr weitgehende Massschneiderei betrie-
ben werden kann:

• Abweichung von Bauvorschriften:
Abweichungen von Vorschriften wie Abständen,
Gebäudelängen- und höhenbeschränkungen,
Geschosszahl, Dachformen u.ä. Solche Möglich-
keiten, die insbesondere in bezug auf die äusseren
Abmessungen eines Gebäudes und in gestalteri-
scher Hinsicht angepasstere Lösungen erlauben,
sind in allen kantonalen Gesetzen vorgesehen.

• Abweichungen vom Mass der Ausnützung:
Gerade in bereits weitgehend überbauten Gebie-
ten kann damit ein Anreiz geschaffen werden, dass
der Plan auch wirklich zur Ausführung gelangt bzw.
im Falle privater Aufstellung überhaupt erarbeitet
wird.

• Abweichung von Vorschriften betreffend Art der
Nutzung:
Im Rahmen von Gestaltungsplanungen darf nicht
in allen Kantonen von den Nutzungsvorschriften
der Grundordnung abgewichen werden (vgl. z.B.
Gestaltungsplan gem. § 32 BauG/TG: “Die Nut-
zungsart darf nicht geändert werden. … “ (Abs. 2).
Soll im Rahmen einer Gestaltungsplanung z.B. in
einer Gewerbezone neu auch Wohnen ermöglicht
werden, hat dies durch separate Umzonung des
betreffenden Perimeters in eine Wohn- und Ge-
werbezone zu erfolgen.

• Weitere Konkretisierungen innerhalb einer be-
stimmten Nutzungsart:
Beispiel: § 84 Abs. 1 PBG/ZH: “Durch den Gestal-
tungsplan werden Zahl, Lage äussere Abmessun-
gen sowie Nutzweise der Bauten und je nach den
Umständen innerhalb der Art der Nutzweise die
nähere Aufteilung und Zweckbestimmung bin-
dend festgelegt; … .” Wenn innerhalb einer be-
stimmten Nutzungsart weitere Unterteilungen zu-
lässig sind, können sinnvolle Nutzungsmischun-
gen erreicht werden (Beispiele: Bestimmtes Ver-
hältnis von Mehrzimmer- zu Kleinwohnungen in-
nerhalb der Wohnnutzung; Mindestanzahl an
behindertengerechten Wohneinheiten; Gewerbe-
flächen, die ausschliesslich Läden des täglichen
Bedarfs oder dem Kleingewerbe vorbehalten wer-
den u.ä.).

Zutritt 2: Einzelne Rechtsinstitute und -verfahren
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4.3 Aufstellungsverfahren, Inkraftset-
zung und Rechtswirkungen

• Aufstellungsverfahren
In den verschiedenen Kantonen können Sonder-
nutzungspläne je nachdem lediglich vom Gemein-
wesen selbst oder auch von Privaten aufgestellt
werden.
Das private Aufstellungsverfahren hat den Vorteil,
dass die Gemeinde weder personell noch finanziell
belastet wird, da die Planungskosten durch die
betreffende Trägerschaft selbst zu berappen sind.
Dafür entstehen Sondernutzungspläne aufgrund
privater Aufstellung nicht unbedingt in Gebieten,
wo es aus planerischer Sicht am vordringlichsten,
sondern vorab, wo es aufgrund einheitlicher Ei-
gentumsverhältnisse überhaupt möglich ist. Denn
im Falle privater Aufstellung ist der Plan grundsätz-
lich von der Zustimmung aller betroffenen Eigen-
tümer abhängig, wie sie gerade in bereits weitge-
hend überbauten Perimetern nicht immer erreicht
werden kann. Immerhin sehen einzelne Kantone
die Möglichkeit einer Allgemeinverbindlicherklä-
rung des privat aufgestellten Sondernutzungs-
plans durch das Gemeinwesen vor, vgl. z.B. § 85
Abs. 2 PBG/ZH: “Liegt der Gestaltungsplan im
öffentlichen Interesse, kann er als allgemeinver-
bindlich erklärt werden, wenn ihm die Grundei-
gentümer zustimmen, denen mindestens zwei
Drittel der einbezogenen Flächen gehören, und
wenn keine schutzwürdigen Interessen der andern
Grundeigentümer verletzt werden.”

• Festsetzung
Gleichgültig, ob vom Gemeinwesen oder von Pri-
vaten aufgestellt, hat die Festsetzung von Sonder-
nutzungsplänen jedenfalls durch ein Legislativor-
gan zu erfolgen, weil ja im Gegensatz zur → Aus-
nahmebewilligung und den → Gesamtüberbauun-
gen weitergehende – und im Baureglement nicht
näher vorgezeichnete – Abweichungen von der
Grundordnung vorgesehen werden können.

• Rechtswirkungen
Aufgrund der Inkraftsetzung durch das Gemeinwe-
sen begründen alle hier besprochenen Sondernut-
zungspläne öffentliches Recht, das in der für das
Detailprojekt einzuholenden Baubewilligung voll-
umfänglich zu beachten ist. (Im Gegensatz zu
Überbauungsordnungen, wie sie mittels → Grund-

dienstbarkeiten unter Privaten vereinbart werden
können).

4.4 Vollständige Neuregelung der
Bebauungsmöglichkeit anstelle der
Grundordnung

Verschiedene kantonale Regelungen sehen vor,
dass im Rahmen von Sondernutzungsplanungen
bereits sehr detaillierte und vor allem umfassende
Anordnungen betreffend Zahl, Lage, äusseren
Abmessungen sowie der Nutzweise der Bauten,
der Gestaltung des Aussenraums und der arealin-
ternen Erschliessung zu treffen sind.

• Beispiel: Gestaltungsplan gem. §§ 83
ff. PBG/ZH
“Durch den Gestaltungsplan werden Zahl,
Lage, äussere Abmessungen sowie Nutzwei-
se der Bauten und je nach den Umständen
innerhalb der Art der Nutzweise die nähere
Aufteilung und Zweckbestimmung bindend
festgelegt; ….” (§ 84 Abs. 1)

Diese zwingende Regelungsdichte bewirkt zweier-
lei:
• Die nutzungsplanerische Grundordnung wird
durch die Sondernutzungsplanung vollständig er-
setzt. Damit stellt sie auch logischerweise die ein-
zig mögliche Überbauungsvariante dar.
• Bereits im Rahmen der Sondernutzungsplanung
muss eine konkrete Überbauungsidee vorhanden
sein. Es wird also faktisch bereits im Rahmen der
Planung ein Ausführungsprojekt erstellt. Gerade
im Falle privater Aufstellung wird damit auch ei-
nem Illustrationsbedürfnis der Legislative nachge-
kommen: Diese will in der Regel genau wissen, zu
welchem “Tarif” sich einzelne Private die durch
den Sondernutzungsplan ermöglichten Vergünsti-
gungen gegenüber der Grundordnung verschaf-
fen können.

Durch die verschiedenen Abweichungsmöglich-
keiten von der Grundordnung kann grundsätzlich
die Flexibilität erreicht werden, wie sie in bereits
weitgehend überbauten Perimetern oft erwünscht
ist:

Zutritt 2: Einzelne Rechtsinstitute und -verfahren
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• Differenzierte Gestaltungsvorschriften
Durch differenzierte Gestaltungsvorschriften (Ku-
batur, Stellung und übrige äussere Erscheinung
der einzelnen Bauten) lässt sich gut auf gewachse-
ne Strukturen Rücksicht nehmen: Einerseits kön-
nen damit An- und Aufbauten an bestehenden
Gebäuden ermöglicht werden, wie sie im betref-
fenden Fall aufgrund der Parzellarstruktur und
schematischen Massvorschriften der Grundord-
nung nicht zur Realisierung gelangen könnten.
Anderseits können der Situation angepasst Bau-
lücken geschlossen bzw. Ergänzungsbauten er-
möglicht werden: Allfällige Hindernisse der
Grundordnung (einheitliche Abstände, Geschoss-
zahl, Dachform) lassen sich beheben und gleich-
zeitig kann mittels detaillierter Gestaltungsvor-
schriften eine in hohem Masse mit der vorhande-
nen Quartierstruktur verträgliche Verdichtung des
betreffenden Perimeters erreicht werden.

• Gezielte Erhöhung der Ausnützung
Durch gezielte Erhöhung der Ausnützung kann
unter Ausschluss übermässiger negativer Neben-
effekte ein Anreiz zur Realisierung des Sondernut-
zungsplans geschaffen werden. So kann z.B. der
nachträgliche Ausbau eines vorhandenen Dachge-
schosses zu Wohnzwecken nur dort und gezielt
zugelassen werden, wo nicht mit einer erheblichen
Verminderung des Wohnwertes der bereits beste-
henden Wohnungen gerechnet werden muss
(Stauraum, allgemein zugängliche Zinne) oder
energetische Gesichtspunkte gegen einen Dach-
geschossausbau sprechen (Kaltdach, Wäsche-
trocknung).
Gegenüber einer generellen Zulassung des Dach-
geschossausbaus an bestehenden Gebäuden
durch Gesetz bzw. Zonenplan können durch geziel-
te Ausnützungserhöhungen einer konkreten Situa-
tion angepasstere Alternativen ermöglicht wer-
den, wenn z.B. im Zusammenspiel mit der Ausnüt-
zungserhöhung wenn nötig differenzierte Mass-
vorschriften oder Baubereiche ausgeschieden
werden, damit Grundrissvergrösserungen beste-
hender Wohnungen möglich werden, vgl. das Bei-
spiel am Ende dieses Abschnittes.

• Weitere Konkretisierungen innerhalb einer be-
stimmten Nutzungsart
Durch differenzierte Anordnungen betreffend zu-
lässiger Nutzungsart können im Rahmen der Sied-

lungserneuerung funktionale Mängel eines Quar-
tiers behoben bzw. Optimierungen des Bestehen-
den ermöglicht werden (z.B. gezielte Ermögli-
chung gewerblicher Nutzung in bestimmten Berei-
chen eines reinen Wohnquartiers zur Einrichtung
von Quartierversorgungsbetrieben, Anordnungen
betreffend Wohnungsgrössen, Verbot von Zweit-
wohnungen u.ä.).

• Beispiel für eine gezielte Erhöhung der Ausnüt-
zung verbunden mit differenzierten Bau- und Nut-
zungsvorschriften:
Ein bestehendes Mehrfamilienhaus konsumiert
bereits die gemäss Grundordnung zulässige Aus-
nützung und weist einheitliche Wohnungsgrund-
risse (z.B. acht 3 1/2- Zimmerwohnungen) auf. Im
Laufe der Zeit haben sich die ehemaligen Mehrper-
sonenhaushalte zu Betagtenhaushalten entwik-
kelt; bei der Neubelegung von Wohnungen lassen
sich aber keine Mehrpersonenhaushalte finden,
weil die bestehenden Wohnungen punkto Grösse
und Grundrissgestaltung modernen Anforderun-
gen nicht mehr genügen. Anstelle der Ausnützung
des Dachgeschosses kann nun mittels Sondernut-
zungsplan die Ausnützungserhöhung ausschliess-
lich zur Vergrösserung einzelner bestehender
Wohnungen zugelassen werden. Stehen diesen
Erweiterungsabsichten Massvorschriften der
Grundordnung im Wege, sind die entsprechenden
Spielräume (gezielte Herabsetzung von Abstands-
vorschriften, Ausscheiden von Baubereichen)
ebenfalls durch den Sondernutzungsplan zu schaf-
fen. Wenn zusätzlich verschiedene Wohnungs-
grössen verlangt werden, kann dieses durch die
Sondernutzungsplanung ermöglichte differenzier-
te Vorgehen im hier gemachten Beispiel folgende
Vorteile bringen:
• Das Dachgeschoss bleibt für die aktuelle, nicht

anrechenbare Nutzung erhalten und muss nicht
mit viel technischem und finanziellem Aufwand
isoliert werden;

• Eine Veränderung der hausinternen Erschlies-
sung und die Einrichtung sanitärer und anderer
technischer Einrichtungen im Dachgeschoss
entfällt;

• Durch die Schaffung von z.B. vier 4 1/2 oder 5-
Zimmerwohnungen anstelle der Hälfte der vor-
handenen 3 1/2- Zimmerwohnungen kann eine
höhere Belegungsdichte des gesamten Gebäu-
des erreicht werden, als dies durch den Dachge-
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schossausbau möglich wäre (je nachdem ledig-
lich eine grosse sehr teure Dachwohnung oder
dann zwei kleine Dachwohnungen, die im Zwei-
fel wiederum nur von Einpersonenhaushalten
belegt würden);

• Das Gebäude weist nach dem Umbau unter-
schiedliche Wohnungsgrössen auf; bei entspre-
chender Vermietpraxis führt dies zu einer ge-
mischten Bewohnerschaft und Veränderungen
in den einzelnen Haushalten kann ggf. sogar
durch Umzüge innerhalb des einzelnen Objekts
Rechnung getragen werden. Insbesondere kön-
nen auch Betagtenhaushalte in den durch den
Umbau wenig verteuerten bereits bestehenden
3 1/2- Zimmerwohnungen belassen werden.

4.5 Sondernutzungspläne, die die
Grundordnung nur teilweise modi-
fizieren

• Beispiel: § 32 f. BauG/ZG
(“Bebauungsplan”)
“Bebauungspläne legen die Art der Überbau-
ung für ein bestimmtes Baugebiet zur Erzie-
lung von zweckmässigen und städtebaulich
guten Lösungen näher fest. Neben den Be-
standteilen des Baulinienplanes können sie
Bestimmungen enthalten über die Ausnüt-
zung der Grundstücke, die Anordnung der
Baukörper, die Geschosszahl, die Gebäude-
höhe, die Dachform, die Abstände, die Gestal-
tung der Umgebung der Bauten und so wei-
ter.” (§ 32)
“ Der Bebauungsplan kann vom Einwohner-
rat oder von den beteiligten Privaten im Ein-
vernehmen mit dem Einwohnerrat aufgestellt
werden. Vorbehalten bleibt die Genehmi-
gung des Regierungsrates.” (§ 33)

• Beispiel: § 79 ff. PBG/ZH (“Sonder-
bauvorschriften”)
“Sonderbauvorschriften ermöglichen und er-
leichtern die freiere Überbauung bestimmter
geeigneter Gebiete nach einheitlichen Gestal-
tungsgrundsätzen.” (§ 79 Abs. 1).
“Sie können ferner die Voraussetzungen für
besondere Nutzungsarten schaffen.” (§ 79
Abs. 2)
“Sonderbauvorschriften können von der
Bau- und Zonenordnung abweichen sowie
die Nutzweise nach ihrer Art und inerhalb der
Art nach Aufteilung und Zweckbestimmung
näher umschreiben; sie haben für die ein-
wandfreie Einordnung, Gestaltung, Erschlies-
sung, Ausstattung und Ausrüstung der Über-
bauung zu sorgen.” (§ 80 Abs. 1)
“Hochhäuser können in den Schranken die-
ses Gesetzes vorgesehen werden, sofern die
Bau- und Zonenordnung sie nicht aus-
schliesst.” (§ 80 Abs. 2)
“Sonderbauvorschriften können durch einen
Plan ergänzt werden, der die wesentlichen
Elemente der erlaubten Überbauung wieder-
gibt.” (§ 80 Abs. 3)
“Sonderbauvorschriften bewirken keinen
Zwang, nach ihnen zu bauen.” (§ 81 Abs. 1)
“Sie können jedoch bestimmen, dass Baube-
willigungen auf ihrer Grundlage nur erteilt
werden, wenn die entsprechende Überbau-
ung des ganzen Gebiets oder näher umschrie-
bener Teilgebiete rechtlich gesichert ist.”
(§ 81 Abs. 2)
“Wird auf die eingeräumte Überbauungs-
möglichkeit verzichtet, finden die Vorschrif-
ten der allgemeinen Bau- und Zonenordnung
Anwendung.” (§ 81 Abs. 3)
“Sonderbauvorschriften können frühestens
fünf Jahre nach ihrem Inkrafttreten aufgeho-
ben werden, wenn weder eine wesentliche
Bautätigkeit eingesetzt hat, die von den einge-
räumten Möglichkeiten Gebrauch macht,
noch entsprechende ernsthafte Bestrebun-
gen nachgewiesen werden.” (§ 82)

Diese Arten von Sondernutzungsplänen erlauben
im Gegensatz zu den unter Pt. 4.4 behandelten
Typen eine differenziertere und somit je nach kon-
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kreter Situation angepasstere Instrumentierung.
Weil nicht zwingend eine umfassende Regelung
getroffen werden muss, bleibt die Grundordnung
für diejenigen Aspekte der Überbauung ergänzend
in Kraft, bezüglich derer keine Spezialregelung
getroffen wird. Gegebenenfalls verbleibt somit für
diese Regelungsbereiche auch ein weiterer
Gestaltungsspielraum in der Ausführungsprojek-
tierung.
Neben der Möglichkeit einer differenzierten Instru-
mentierung ist gerade für Umbauperimeter die
gemäss den zitierten “Sonderbauvorschriften”
des Zürcher Rechts bestehende Möglichkeit inter-
essant, wonach die Bebauungsmöglichkeit nach
Sondernutzungsplan als echte Alternative zur
Grundordnung angeboten werden kann, vgl. § 81
PBG/ZH. Damit eröffnen sich sowohl für die betrof-
fenen Grundeigentümer als auch für das planende
Gemeinwesen attraktive Handlungsspielräume:
So muss in einer Situation, in der zwar gute (und
unter Abwägung mit anderen Interessen überwie-
gende) Gründe für eine bestimmte mit Regelbau-
vorschriften bestückte Zonenausscheidung spre-
chen, ebenfalls im öffentlichen Interesse liegen-
den Alternativen nicht von vornherein jede Mög-
lichkeit der Verwirklichung versagt werden. Die
Alternative in Form des Sondernutzungsplans
muss sich diesfalls natürlich sowohl baulich wie
auch nutzungsmässig soweit mit der Grundord-
nung vertragen, dass die Realisierung von Bauvor-
haben nach den verschiedenen Ordnungen auch
zwischen benachbarten Grundstücken zu befriedi-
genden Ergebnissen führen kann. Dazu zwei Bei-
spiele:

• Beispiel
Unter anderem zur Erhaltung der typischen Quar-
tierstruktur und aus Gründen der Siedlungsökolo-
gie (Gewährleistung einer genügenden Durchlüf-
tung der Innenstadt) ist im Entwurf für eine neue
Bau- und Zonenordnung der Stadt Zürich für den
weitgehend mit Einzelvillen überbauten Teil des
Zürichberghangs eine spezielle Zone ausgeschie-
den worden. Durch die der bestehenden Körnung
angepasste Überbauungsziffer (22%) und eine ge-
nerelle Gebäudelängenbeschränkung von 25m
werden aber manche Gebäude auf den Bestand
zoniert oder sogar baurechtswidrig. Im Rahmen
eines Umbauvorhabens kann an solchen Objekten
dann bei entsprechenden Ausnützungsreserven

ohne Verletzung von Vorschriften bezüglich der
äusseren Abmessungen des Gebäudes nur noch
das Dachgeschoss ausgebaut werden. Dies kann
sinnvoll sein, wenn lediglich eine weitere Vergrös-
serung der nutzbaren Geschossfläche für die be-
stehende Wohneinheit oder die Einrichtung einer –
nicht separat zugänglichen – kleineren Dachwoh-
nung angestrebt wird.
Aus privaten und aus öffentlichen Interessen kann
aber auch das Bedürfnis bestehen, im Rahmen
eines Umbaus zwei gleichwertige, grosse Woh-
nungen einzurichten, um eine höhere Belegungs-
dichte zu erreichen. Zur Neuorganisation der inter-
nen Erschliessung und der Einrichtung von Küche
und Bad im Ober- bzw. Erdgeschoss drängt sich
dann allenfalls eine teilweise Erweiterung des be-
stehenden Kubus auf, damit das Umbauvorhaben
mit vernünftigem Aufwand realisiert werden kann.
Falls sich die oben erwähnten beiden Vorschriften
oder auch Baulinien an einem konkreten Objekt zu
restriktiv auswirken, könnte dieser Erneuerungs-
wunsch wie folgt ermöglicht werden: Mittels
Sonderbauvorschriften wird die Überschreitung
der generellen Gebäudelängenbeschränkung
bzw. Überbauungsziffer, die Unterschreitung von
Grenzabständen oder auch die Überstellung von
Baulinien erlaubt für den Fall, dass der Umbau zur
Schaffung von neuen Wohneinheiten dient und die
Abweichungen von der Grundordnung zu den
oben dargestelten Zwecken nötig werden. Wenn
nötig kann diese Vorschrift durch eine einfache
planliche Darstellung ergänzt werden, die höch-
stens zu beanspruchende Baubereiche ausschei-
det oder für jeden Strassenzug Baubegrenzungs-
linien bezeichnet, die den übrigen kommunalen
Vorschriften in diesen Fällen vorgeht.

• Beispiel
In städtischen Quartieren ist oft das Bebauungs-
muster des sog. Blockrands anzutreffen: In ge-
schlossener Bauweise sind eine Vielzahl von Ein-
zelbauten mit weitgehend einheitlichen Bautiefen
hofbildend angeordnet. Typische Probleme sol-
cher Siedlungen sind eine starke Überalterung der
Bewohnerschaft bzw. ein ansässiges Mieterseg-
ment, das durch eingreifende Umbauvorhaben
finanziell schnell überanstrengt würde. Zusätzlich
bedürfen bauliche Massnahmen ausserhalb der
bestehenden Kubatur strassenseitig aus ästheti-
schen und verkehrstechnischen Gründen einer dif-
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ferenzierteren Regelung, als sie mittels Grundord-
nung zu bewerkstelligen wäre. Gleiches gilt
hofseitig zur Erhaltung bzw. Steigerung der Attrak-
tivität des Aussenraums als Spiel- und Erholungs-
flächen.
Die Grundordnung kann zur Vermeidung uner-
wünschter Umbaumassnahmen restriktiv gehal-
ten werden, wenn mittels Sondernutzungsplan al-
ternative Erweiterungsmöglichkeiten für ganz be-
stimmte Zwecke ermöglicht werden. So könnte
z.B. bei Vorliegen einheitlicher Wohnungsgrössen
mit kleinen Küchen und fehlenden Balkonen alter-
nativ zur zulässigen Bautiefe nach Grundordnung
eine zusätzliche Hofbaulinie ausgeschieden wer-
den, die lediglich zur Erstellung von Wohnküchen
und/oder grosszügigen Balkonanbauten ausge-
schöpft werden darf. Damit können hofseitige Lift-
anbauten oder Wohnraumvergrösserungen mit
geringer Steigerung des Wohnwertes verhindert
werden, was mittels pauschaler Erleichterungen
durch die Grundordnung nicht möglich wäre. Je
nach Grundrissgestaltung der einzelnen Wohnun-
gen müssen entsprechende Möglichkeiten auch
strassenseitig geprüft werden. Einer weiteren
Möblierung des Strassenraums stehen nämlich –
soweit keine schutzwürdigen Repräsentationsfas-
saden zu berücksichtigen sind – oft lediglich veral-
tete Baulinien im Wege: Insbesondere wenn
gleichzeitig verkehrsberuhigende Massnahmen
getroffen werden, können dann aber auch stras-
senseitige Erweiterungen aus verkehrspolizeili-
cher Sicht ohne weiteres hingenommen werden.
Die beiden Beispiele zeigen, dass sich eine mit
sozialen, städtebaulichen oder sonstigen Argu-
menten begründete restriktive Zonierung mittels
Grundordnung dann nicht unbedingt ungünstig
auswirken muss, wenn gleichzeitig sinnvolle Alter-
nativen zur Qualitätssteigerung einzelner bereits
bebauter Parzellen angeboten werden können.
Aus der Sicht des planenden Gemeinwesens vor-
teilhaft ist, dass selektiv und massvolle Verände-
rungsprozesse initiiert werden können, wie sie in
bereits bestehenden Strukturen oft erwünscht
sind. Denn mit Sondernutzungsplänen bietet sich
die Möglichkeit, Mehrausnützungen vermehrt von
situationsgerechten Qualitätserfordernissen ab-
hängig zu machen.

4.6 Würdigung

4.6.1 Schaffung erwünschter Handlungs-
spielräume

Von Sondernutzungsplänen können entscheiden-
de Impulse zur Erneuerung bereits weigehend
überbauter Perimeter ausgehen. Der konkreten
Situation angepasste Abweichungen von der
Grundordnung schaffen einerseits die nötige Fle-
xibilität. Durch sie können vorhandene bauliche
und nutzungsmässige Strukturen angemessen
berücksichtigt und eine entsprechende Mass-
schneiderei betrieben werden. Anderseits kann
durch gezielte Vergünstigungen erreicht werden,
dass der Plan auch eine gute Verwirklichungschan-
ce hat: Werden nämlich bezüglich bereits bebauter
Parzellen keine ausnützungs- oder nutzungsmäs-
sigen Erleichterungen gegenüber der Grundord-
nung gewährt, besteht für den einzelnen Eigen-
tümer wenig Anreiz, plankonforme Anpassungen
an seinem Gebäudebestand vorzunehmen. Im
Gegensatz zu generellen gesetzlichen Vergünsti-
gungen und Umzonungen im Rahmen der Grund-
ordnung können jedoch negative Nebeneffekte
weitgehend vermieden werden, wenn an die durch
Sondernutzungspläne initiierten Umbauvorhaben
qualifizierte qualitative Anforderungen gestellt
werden.
Wegen der weitgehenden Differenzierungsmög-
lichkeiten kann mit Sondernutzungsplänen nöti-
genfalls auch gut auf ästhetische bzw. städtebauli-
che Aspekte Rücksicht genommen werden. Insbe-
sondere Anliegen der Denkmalpflege müssen
nicht gegen den Wunsch nach einer dichteren
Nutzung bestehender Siedlungsteile ausgespielt
werden, wenn z.B. zur massvollen Ergänzung und
Erweiterung schützenswerter Dorfkerne oder an-
derer Ensemles die Möglicheiten von Sondernut-
zungsplanungen ausgeschöpft werden (vgl. → Na-
tur- und Heimatschutz).

4.6.2 Umbausituationen angemessenes
zweistufiges Vorgehen

Sondernutzungsplanungen bringen es wie er-
wähnt mit sich, dass zwei verschiedene Verfahren
durchlaufen werden müssen, bevor es zur Ausfüh-
rung der Umbauarbeiten kommen kann: In einer
ersten Runde ist der Sondernutzungsplan von der
Legislative festzusetzen. (Im Falle privater Ausar-
beitung geht diese zusätzlich auf Kosten der betei-
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ligten Eigentümer, wobei je nach kantonalem
Recht Beiträge des Gemeinwesens erhältlich
sind). Anschliessend ist eine Detailprojektierung
auszuarbeiten, zu deren Realisierung ein Baube-
willigungsverfahren durchzuführen ist. Gegen-
über einer direkt auf die Grundordnung gestützten
Ausführungsprojektierung dürfte sich jedoch ein
zweistufiges Vorgehen lohnen bzw. keine uner-
wünschten Mehrbelastungen in zeitlicher und fi-
nanzieller Hinsicht mit sich bringen. Vielmehr
sprechen gerade für Umbauperimeter folgende
Gründe für dieses zwischen Grundordnung und
Baubewilligung geschaltete Sondernutzungs-Pla-
nungsverfahren:
• Im Gegensatz zu Neubauperimertern sind für
bereits bebaute Parzellen ohnehin umfangreiche
Vorabklärungen zu treffen z.B. bezüglich vordring-
lich zu behebender baulicher und funktionaler
Mängel, spezieller Fragen der Rentabilität, der Bei-
behaltung vorhandener Substanz, den Interessen
der vorhandenen Mieterschaft u.ä. Zusätzlich wird
in den meisten Fällen ohnehin eine frühzeitige
Kontaktnahme mit der Gemeinde angezeigt sein,
um allfällige städtebauliche Rahmenbedingungen
der Erneuerung vor der eigentlichen Ausführungs-
projektierung zu klären. Der Inhalt des Sondernut-
zungsplans entspricht also weitgehend den Ergeb-
nissen einer ersten Planungsphase, wie sie sich in
weitgehend überbauten Perimetern aus der zu
bewältigenden Aufgabe heraus notwendigerwei-
se aufdrängt. Auch im Falle einer privaten Aufstel-
lung des Plans dürften also trotz Planauflage- und
Festsetzungsverfahren insbesondere dann keine
wesentlichen zeitlichen Verzögerungen in Kauf
genommen werden müssen, wenn das Gemein-
wesen in einer frühen Phase als Gesprächspartner
einbezogen wurde und das politische Klima in der
Gemeinde ungefähr abgeschätzt werden kann;
diesfalls kann die Detailprojektierung fast nahtlos
an die Hand genommen werden.
• Trotz den bundesrechtlichen Mindestanforde-
rungen an die Abänderbarkeit von Nutzungsplä-
nen gemäss Art. 21 Abs. 2 RPG stehen einer Son-
dernutzungsplanung dann grundsätzlich keine
Hinderungsgründe im Wege, wenn damit in quali-
tativer Hinsicht Anordnungen getroffen werden,
wie sie im Rahmen der Grundordnung gar nicht
möglich wären. Gerade wenn durch die Sonder-
nutzungsplanung verbesserte Umbaumöglichkei-
ten geschaffen werden, stehen ja auch keine zu

schützenden privaten Interessen auf dem Spiel. So
können von der Grundordnung abweichende Um-
bauvorhaben auch kurz nach deren Inkrafttreten
und dann ermöglicht werden, wenn aufgrund der
sog. Plangewährleistung die Änderung der Grund-
ordnung selbst aus Gründen der Rechtssicherheit
noch nicht in Frage käme.
• Stehen für eine Mehrzahl benachbarter Gebäude
Umbauabsichten an, so kann nach abgeschlosse-
ner Sondernutzungsplanung innerhalb des Peri-
meters in verschiedenen Etappen erneuert wer-
den. Das ist ein gewichtiger Vorteil gegenüber ,
Gesamtüberbauungen, bei denen ein konkretes
Projekt in einem Guss durchgezogen werden
muss.

4.6.3 Ermöglichung und Sicherung quali-
tativ hochstehender Verdichtungen

Wenn ein kohärentes, der → kommunalen Richt-
planung in hohem Masse entsprechendes Nut-
zungskonzept erreicht werden kann, ist in der Re-
gel nicht nur der Private, sondern auch das Ge-
meinwesen an Mehrausnützungen und Nutzungs-
änderungen interessiert: Die durch Sondernut-
zungspläne ermöglichte bessere Berücksichti-
gung bewährter baulicher und sozialer Strukturen
und insbesondere auch gestalterischer Aspekte
unter gleichzeitiger Nutzungssteigerung liegen ja
gleichzeitig im öffentlichen und privaten Interesse.
Besonders interessant ist die Möglichkeit, im Rah-
men von Sondernutzungsplänen innerhalb einzel-
ner Nutzungsarten Detaillierungen vornehmen zu
können, damit für ein Quartier günstige Nutzungs-
mischungen und eine vielfältige Bewohnerstruk-
tur erreicht wird.
Abweichungen von der Grundordnung bewirken
in aller Regel auch wirtschaftliche Vergünstigun-
gen; die Möglichkeit von Mehrausnützungen und
lukrativeren Nutzungsarten sind denn auch haupt-
sächlicher Anreiz für Private, selbst die Ausarbei-
tung einer Sondernutzungsplanung an die Hand zu
nehmen. Werden dabei z.B. die Einrichtung
preisgünstiger Familienwohnungen, ein – oft über
den Planungsperimeter positiv sich auswirkendes
– gemischtes Nutzungskonzept oder die
besonders gute Gestaltung eines ortsbaulich heik-
len Bereichs vorgesehen, so haben auch von priva-
ter Seite aufgestellte Sondernutzungspläne eine
gute Chance, die Zustimmung des Souveräns zu
finden.
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Durch eine Verbindung von Verdichtungsmöglich-
keiten mit erhöhten Qualitätsanforderungen las-
sen sich die Interessen des Gemeinwesens und der
Grundeigentümer im Rahmen von Sondernut-
zungsplanungen oft konstruktiv zusammenspan-
nen; dies trifft vor allem dann zu, wenn die Grund-
ordnung für überbaute Parzellen unter der Annah-
me restriktiv gehalten wurde, es könnten im Falle
einer Um- oder Ersatzneubautätigkeit die negati-
ven Auswirkungen gegenüber dem status quo
überwiegen.

4.6.4 Problem des Zustandekommens
einer Sondernutzungsplanung am
richtigen Ort

4.6.4.1 Im Falle privater Aufstellung
Privat aufgestellte Sondernutzungspläne kommen
nicht immer in den aus planerischer Sicht vor-
dringlichst zu sanierenden Gebieten zur Anwen-
dung, sondern vorab dort, wo dies aufgrund ein-
heitlicher Eigentumsverhältnisse überhaupt mög-
lich ist. Denn im Falle gestreuter Eigentumsver-
hältnisse stehen oft verschiedenste individuelle
Umstände einem gemeinsamen Vorgehen im
Wege: So weisen die einzelnen Gebäude unter-
schiedlichste bauliche Zustände auf (insbesonde-
re wenn im Laufe der Zeit bereits punktuell Reno-
vationen vorgenommen wurden); oder Erneue-
rungsabsichten werden aus Gründen eines bevor-
stehenden Erbfalls tabuisiert usf. Für eine private
Aufstellung des Plans zusätzlich erschwerend
wirkt, wenn bereits im Rahmen der Sondernut-
zungsplanung zwingend umfassende Anordnun-
gen getroffen werden müssen (vgl. Pt. 4.4). Dies-
falls müssten nämlich bereits zu diesem Zeitpunkt
für jedes einbezogene Grundstück ganz konkrete
Erneuerungsabsichten vorhanden sein.

4.6.4.2 Im Falle der Aufstellung durch
das Gemeinwesen

Der Aufstellung von Sondernutzungsplänen durch
die öffentliche Hand stehen vorab zwei Hindernis-
se im Wege:
• Nur allzu oft fehlen schlicht die Kapazitäten des
Gemeinwesens, zeit- und sachgerecht eine der
Grundordnung nachfolgende Detailplanung zu
betreiben für vordringlich zu sanierende bzw. er-
weiterungsfähige bereits weitgehend überbaute
Perimeter.

• Aber auch wenn der Wille vorhanden und die
nötigen Mittel grundsätzlich verfügbar wären,
kann ein Sondernutzungsplan nur selten ins Auge
gefasst werden, wenn dessen Aufstellung durch
das Gemeinwesen von übermässig qualifizierten
Voraussetzungen abhängig gemacht wird. Dies
trifft z.B. für den “öffentlichen Gestaltungsplan”
des Zürcher Rechts zu: Gemäss § 83 PBG/ZH kann
die Gemeinde nur dann selbst einen Gestaltungs-
plan aufstellen, wenn daran ein “wesentliches”
öffentliches Interesse besteht. Ein solches ist nach
der Literatur beispielsweise für Situationen anzu-
nehmen, in denen mit dem Gestaltungsplan eine
gute Überbauung im Nahbereich von Natur- und
Heimatschutzobjekten oder von Stationen öffentli-
cher Verkehrsmittel mit hoher Leistungsfähigkeit
ermöglicht werden soll bzw. wenn standortgebun-
dene öffentliche Werke mit unvermeidbaren Im-
missionen in Frage stehen. Seiner rechtlichen Aus-
gestaltung wegen ist der öffentliche Gestaltungs-
plan also von vornherein nur in wenigen Teilen des
Gemeindegebiets anwendbar, in denen ein qualifi-
ziertes Interesse der Öffentlichkeit an einer detail-
lierten, zwingend im Umfange von § 84 Abs. 1 PBG/
ZH auszugestaltenden, Sonderordnung besteht.
Diese Einschränkung lässt sich aber u.E. nur recht-
fertigen, wenn der Gestaltungsplan gegenüber der
Grundordnung im Einzelfall als unverhältnis-
mässig schwererer Eingriff in das Privateigentum
zu qualifizieren wäre und damit kein konkretes
überwiegendes öffentliches Interesse an der Son-
dernutzungsplanung nachgewiesen werden kann.
Während dies jedoch am ehesten in Neubau-
perimetern zutreffen kann, wird für bereits weitge-
hend überbaute Perimeter wohl in vielen Fällen
gerade das Gegenteil sichtbar: Oft eröffnen sich
nämlich erst durch die massgeschneiderten Rege-
lungen des Gestaltungsplans auch im privaten
Interesse liegende oder dieses zumindest nicht
verletzende sinnvolle Umbau- und Erweiterungs-
möglichkeiten, wie sie durch die Grundordnung
gar nicht angeordnet werden könnten. Die Aufstel-
lung eines Gestaltungsplans durch das Gemein-
wesen wäre dann aber nicht vom Vorliegen eines
“wesentlichen” öffentlichen Interesses abhängig
zu machen, sondern es sollte zum Schutze der
Planbetroffenen genügen, wenn im konkreten Fall
ein “überwiegendes” öffentliches Interesse nach-
gewiesen wird.
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4.6.5 Gefährdete tatsächliche Verwirkli-
chung der Planung

Wenn für einen Neubauperimeter Sondernut-
zungspläne erstellt werden, kann in aller Regel
auch mit deren Realisierung gerechnet werden.
Denn die damit ermöglichte Bebauungsart stellt in
den meisten Fällen die einzige Möglichkeit dar, die
von der Detailplanung erfassten Grundstücke bau-
lich und somit wirtschaftlich sinnvoll zu nutzen.
Demgegenüber ist die Plandurchführung in bereits
weitgehend überbauten Perimetern nicht gesi-
chert, weil die einzelnen bestehenden Bauten →
Bestandesschutz geniessen. Danach dürfen ein-
mal rechtmässig erstellte Gebäude im bestehen-
den Umfang unterhalten oder – je nach kantonaler
Regelung – sogar angemessen erweitert werden,
ohne dass neue Vorschriften einzuhalten wären.
Dass die neue Planung aus diesen Gründen toter
Buchstabe bleibt, ist insbesondere dann zu erwar-
ten, wenn nicht Anreize zu deren Realisierung
geschaffen werden; diesem Umstand kann in vie-
len Fällen durch Ermöglichung höherer Ausnüt-
zung und/oder lukrativerer Nutzungsarten begeg-
net werden.
In bereits dicht bebauten Perimetern wird es je-
doch auch vorkommen, dass ausschliesslich qua-
litative Verbesserungen angestrebt werden, weil
z.B. vorab funktionale Mängel einer bestehenden
Überbauung zu beheben sind und der bereits vor-
handenen Dichte wegen auf Mehrausnützungen
verzichtet werden soll. Zu denken ist z.B. an Situa-
tionen, in denen aufgrund einer ungünstigen Be-
völkerungsstruktur in erster Linie Grundriss-
veränderungen (Einführung verschiedener Woh-
nungsgrössen) oder andere Anpassungen inner-
halb bereits bestehender Kubaturen angestrebt
werden. Gerade in städtischen Verhältnissen
kommt es auch häufig vor, dass eine angestrebte
Intensivierung der Benützbarkeit eines Grund-
stücks eher durch die nachhaltige Umgestaltung
des privaten Aussenraums als durch einschnei-
dende bauliche Massnahmen an der bestehenden
Baute behoben werden können.
Mangels finanziellen Anreizen muss also in sol-
chen Fällen nach anderen Möglichkeiten gesucht
werden, die Realisierung der Umbauplanung si-
cherzustellen. Naheliegend wäre die Auferlegung
einer Baupflicht. Bei Vorliegen entsprechender
gesetzlicher Grundlagen liesse sich wohl im Ein-
zelfall auch die Erforderlichkeit einer solchen

Massnahme zur Durchführung der Sondernut-
zungsplanung nachweisen. Demgegenüber wirft
die Voraussetzung der Verhältnismässigkeit – im
Sinne des Vorliegens eines gegenüber den priva-
ten Interessen überwiegenden öffentlichen Inter-
esses – fast unlösbare Probleme auf. Denn bei der
konkreten Durchsetzung bezüglich bereits bebau-
ter Parzellen kommt die Baupflicht einer Aberken-
nung der Besitzstandsgarantie gleich, vgl. Pt. 8.2.

4.6.6 Fehlende Grundlagen zur Beurtei-
lung eines Sondernutzungsplans

Wie bereits an verschiedener Stelle erwähnt, kann
sich die Festsetzung einer Grundordnung aufdrän-
gen, mit der für einen bereits weitgehend überbau-
ten Perimeter die Auslösung eines übermässigen
und ggf. undifferenzierten Veränderungsdrucks
verhindert werden will (z.B. keine generelle Öff-
nung von reinen Industrie- und Gewerbezonen für
Dienstleistungsbetriebe, keine generelle Aufzo-
nung in bestehenden Wohnquartieren o.ä.). Wenn
sich also insbesondere zur Schonung vorhande-
ner sozialer, wirtschaftlicher oder auch städtebau-
licher Strukturen in vielen Fällen relativ restriktive
Zonierungen rechtfertigen mögen, kann gleich-
wohl das Bedürfnis nach massvollen – durch die
Grundordnung eben gerade verhinderten – Ver-
änderungsprozessen bestehen, gegen die nichts
einzuwenden wäre, wenn im Rahmen der Erneue-
rung genügend Qualitäten gefordert werden könn-
ten.
Wenn nun für ein restriktiv zoniertes Gebiet eine
Sondernutzungsplanung aufgestellt wird, mit der
stark von der Grundordnung abgewichen werden
will, stellt sich aber je nachdem folgendes Pro-
blem: Gerade im Falle privater Aufstellung bedarf
es einer überzeugenden Begründung, weshalb –
abgesehen von den ausgewiesenen Qualitäten
des Sondernutzungsplans an sich – gerade für den
in Frage stehenden Perimeter im grossen Stil z.B.
Abstände unterschritten, die Ausnützung erhöht
oder auch zumindest teilweise Vorschriften betref-
fend der Nutzungsart geändert werden dürfen. Zur
nachvollziehbaren – sowohl in rechtsstaatlicher
als auch demokratischer Hinsicht einwandfreien –
Begründung solcher weitgehender Abweichun-
gen von der Grundordnung müssten entspre-
chend ausgereifte Entwicklungskonzepte auf kom-
munaler Stufe erarbeitet sein, die in ihrer Aussage-
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kraft weit über diejenige eines Rahmennutzungs-
plans hinausgehen.
Diese Entwicklungskonzepte wären vorab aus zwei
Gründen in Form behördenverbindlicher Pläne zu
kleiden (→ kommunale Richtplanung). Einerseits
eröffnet dieses formelle Vorgehen Mitsprache-
möglichkeiten der Bevölkerung (zwingend durch-
zuführendes Mitwirkungsverfahren gem. Art. 4
RPG und je nach Kanton bzw. Gemeinde Inkraftset-
zung durch ein Legislativorgan). Anderseits wird
das Gemeinwesen an die formell festgeschriebe-
nen Entwicklungabsichten gebunden, wodurch
das Planungsrisiko für privat aufgestellte Sonder-
nutzungspläne vermindert werden kann.

4.6.7 Umbaugerechte gesetzliche Ausge-
staltung in verfahrensmässiger und
inhaltlicher Hinsicht

Sondernutzungspläne können je nach kantonaler
Ausgestaltung lediglich vom Gemeinwesen selbst
oder auch von Privaten aufgestellt werden. Zusätz-
lich unterscheiden sie sich z.T. erheblich bezüglich
der Abweichungsmöglichkeiten von der Grund-
ordnung (Pt. 4.2) und den zwingend festzuschrei-
benden Inhaltselementen des Plans (Pt. 4.4. und
4.5). Damit Sondernutzungspläne in Zukunft ver-
mehrt auch für bereits weitgehend überbaute Peri-
meter zur Anwendung gelangen können, ist bei der
gesetzlichen Ausgestaltung dieser Institute auf fol-
gende Punkte zu achten:

• Neben der Möglichkeit der Aufstellung durch das
Gemeinwesen – wie sie in allen Kantonen vorgese-
hen ist – sollte auch die private Aufstellung des
Plans möglich sein. Damit können überzeugende,
konzeptionell zusammenhängende Erneuerungs-
vorhaben auch für Bereiche ermöglicht werden, in
denen sich das Gemeinwesen aus verschieden-
sten Gründen auf die Ausscheidung einer nut-
zungsplanerischen Grundordnung beschränkt.
Private Sondernutzungsplanungen werden dort
initiiert, wo tatsächlich Veränderungsabsichten
vorhanden sind; damit können unergiebige Pla-
nungsaufwendungen vermieden werden. Ander-
seits kann das Gemeinwesen dort und gezielt
selbst differenzierte Planungen betreiben, wo dies
vordringlich erwünscht ist und allenfalls aufgrund
der Eigentümerstruktur oder der konkreten Pla-
nungsabsichten nicht mit einer privaten Aufstel-
lung gerechnet werden kann.

• Vermehrt anwendbar sind Sondernutzungsplä-
ne dann, wenn mit ihnen nicht zwingend umfas-
sende Anordnungen betreffend Zahl, Lage, äusse-
ren Abmessungen sowie der Nutzweise und wei-
terer gestalterischer Merkmale der einzelnen Bau-
ten getroffen werden müssen. Denn selektiv in-
strumentierbare Sondernutzungspläne sind in viel
höherem Masse auch für Perimeter anwendbar, in
denen nicht gleichzeitig alle betroffenen Eigentü-
mer eigene Erneuerungsabsichten in die Planung
einbringen können: Durch Beschränkung auf das
Wesentliche (z.B. lediglich Ausscheidung von dif-
ferenzierten Baubegrenzungslinien i.V.m. Anfor-
derungen an die Gestaltung des Aussenraums)
können dann auch im Zeitpunkt der Planfestset-
zung nicht absehbare Entwicklungen aufgefangen
werden. Speziell im Falle privater Aufstellung des
Plans vorteilhaft ist, dass durch die verbleibenden
Handlungsspielräume viel eher mit der Zustim-
mung aller Grundeigentümer gerechnet werden
kann.
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5 Natur- und Heimatschutz

5.1 Einleitung

Die folgenden Ausführungen bleiben auf Aspekte
des Ortsbild- und Denkmalschutzes beschränkt. Es
ist jedoch zu beachten, dass sich moderne Planun-
gen auch vermehrt dem Naturschutz im Sied-
lungsgebiet anzunehmen versuchen, so z.B. durch
Renaturierung eingedolter Bachläufe, das Einrich-
ten von Nistplätzen für Vögel usf. Eine Berücksich-
tigung auch dieser Themen würde jedoch den
Rahmen der vorliegenden Arbeit sprengen.
Zwischen Raumplanung, öffentlichem Baurecht
und Ortsbild- bzw. Denkmalschutz besteht ein en-
ger sachlicher Zusammenhang. Entsprechend die-
ser inhaltlichen Affinität fallen denn auch diese
Aufgaben in erster Linie in den Kompetenzbereich
der Kantone und, soweit diese es vorsehen, der
einzelnen Gemeinden. Trotzdem haben sich die
gesetzlichen Regelungen dieser Sachbereiche im
Laufe dieses Jahrhunderts nebeneinander ent-
wickelt; bis heute bestehen in vielen Kantonen
noch separate Erlasse zum Natur- und Heimat-
schutz, während das öffentliche Baurecht gesetz-
estechnisch – also zumindest formal – dem Pla-
nungsrecht angegliedert wurde.
Im Vergleich zur Raumplanung sind die Anliegen
des Ortsbildschutzes enger: Dieser hat sich als
sektorale Aufgabe in erster Linie um die Auswahl
grundsätzlich schützenswerter Gebäude und Ge-
bäudegruppen (Inventarisierung), deren Schutz
und Unterhalt zu kümmern. Demgegenüber ist es
Aufgabe der Raumplanung als Querschnittspla-
nung, im Rahmen von Siedlungsplanungen auch
die übrigen Interessen wie z.B. diejenigen des
Verkehrs, der Wirtschaft, des Umweltschutzes
oder der Erholung unter dem Aspekt der über-
geordneten Zielsetzung zur haushälterischen
Bodennutzung und der geordneten Besiedlung
einzubringen und zusammen mit den Anliegen des
Ortsbildschutzes einem Abstimmungsprozess zu-
zuführen. Die Raumplanung als ein Mittel zur
Durchsetzung des Natur- und Heimatschutzes
stellt die Verfahren zur Verfügung, in deren Rah-
men die Interessen an der Erhaltung eines Schutz-
objekts gegen die übrigen Interessen, die es bei
einer Ortsplanung zu berücksichtigen gilt, abge-
wogen werden können.

Auf die Notwendigkeit einer umfassenden Interes-
senabwägung macht zum Beispiel das zürcheri-
sche Planungs- und Baugesetz ausdrücklich auf-
merksam: Auf der einen Seite wird festgestellt,
dass das Gemeinwesen in Erfüllung aller seiner
Aufgaben, also insbesondere auch bei Siedlungs-
planungen, Schutzobjekte zu schonen und, wo das
öffentliche Interesse an diesen überwiegt – und nur
dann! –, ungeschmälert zu erhalten habe (§ 204
Abs. 1 PBG/ZH). Um die sachgerechte Abwägung
mit anderen Aspekten der Siedlungsplanung si-
cherzustellen, folgt die entsprechende Anwei-
sung, dass der Schutz in erster Linie durch Mass-
nahmen des Planungsrechts zu erfolgen habe (§
205 PBG/ZH); so ist z.B. bereits im Rahmen der
Richtplanung auf Konflikte einer geplanten Ver-
kehrsbaute mit Anliegen des Ortsbildschutzes auf-
merksam zu machen und ggf. durch geeignete
Projektänderung (Änderung der Linienführung,
rücksichtsvolle Gestaltung) eine allseits befriedi-
gende Lösung anzustreben.
In diesem Zusammenhang gilt es, einem Missver-
ständnis vorzubeugen, das sich ebenfalls am Bei-
spiel der Zürcher Regelung illustrieren lässt. Ob-
wohl der Entscheid, welche Objekte im Einzelnen
und v.a. auch in welchem Umfange und in welcher
Art diese zu erhalten sind, nicht abschliessend vom
Gesetz vorweggenommen werden kann – die nöti-
ge Abwägung mit anderen, ebenfalls von Gesetzes
wegen in die Siedlungsplanung einzubringenden
Interessen muss ja durch eine nachfolgende Pla-
nung erfolgen – lautet § 203 PBG/ZH in bezug auf
die hier vordringlich zu beachtenden Objekte:
“Schutzobjekte sind: … lit. c) Orts-, Quartier-,
Strassen und Platzbilder, Gebäudegruppen, Ge-
bäude und Teile sowie Zugehör von solchen, die
als wichtige Zeugen einer politischen, wirtschaftli-
chen, sozialen oder baukünstlerischen Epoche er-
haltenswürdig sind oder die ein Landschaftsbild
wesentlich mitprägen, samt der für ihre Wirkung
wesentlichen Umgebung; …”.
Die Formulierung “Schutzobjekte sind” ist nun
insofern verfänglich, als § 203 PBG lediglich die
Voraussetzungen umschreibt, unter denen ein
Objekt überhaupt für eine Unterschutzstellung in
Betracht gezogen werden kann (“Schutzfähig-
keit”). Es besteht also entgegen dem Wortlaut kein
direkter gesetzlicher Schutz, wenn z.B. ein Gebäu-
de als “wichtiger Zeuge einer baukünstlerischen
Epoche” angesehen werden kann. Ein solches
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Objekt ist dann aber zu inventarisieren und die
Interessen an dessen Erhaltung sind von den pla-
nenden Behörden zu berücksichtigen. Bis zu einem
definitiven Entscheid sind auch geeignete Mass-
nahmen zur Vermeidung von unerwünschten Ver-
änderungen durch den Grundeigentümer vorzuse-
hen (vorläufige Veränderungsverbote z.B. durch
formelle Eröffnung des Inventars, individuelle
Bausperre im Rahmen eines Baugesuchs zwecks
Abklärung der Schutzwürdigkeit, Erlass einer Pla-
nungszone u.ä.). Nur wenn das Interesse an des-
sen Erhaltung in der Güterabwägung überwiegt,
können definitive Schutzmassnahmen angeord-
net werden.

5.2 Substanzerhaltung – Struktur-
schutz

Zur Erhaltung eines schutzwürdigen Ortsbildes
stehen zwei grundsätzlich verschiedene Arten von
Massnahmen zur Verfügung, die je nachdem ne-
beneinander zur Anwendung gelangen und sich
sinnvoll ergänzen können:
• Zur Substanzerhaltung werden bezüglich jeder
einzelnen Baute detaillierte Anordnungen getrof-
fen. Diese stellen z.B. fest, welche Teile in ihrem
Zustand zu erhalten oder dann wenigstens unter
Verwendung der ursprünglichen Materialien und
der entsprechenden Farbgebung zu ersetzen sind.
Gerade wenn es sich beim Schutzobjekt um eine
Gebäudegruppe handelt, treten aber Details der
äusseren Erscheinung (wie z.B. die genauen Ab-
stände von Fenstersprossen, Körnung des Verput-
zes u.ä.) oft in den Hintergrund.
• Der Schutzzweck liegt dann vielmehr darin, die
wesentlichen Gestaltungselemente eines ganzen
Strassenzuges oder Quartiers in seinen Grundzü-
gen zu erhalten. Massnahmen des Strukturschut-
zes konzentrieren sich deshalb z.B. auf die Erhal-
tung typischer Baufluchten, Traufhöhen, Dachnei-
gungen, wichtige Merkmale der Fassadengliede-
rung, der Gestaltung des Aussenraums u.ä. Der
Vorteil solcher Schutzmassnahmen, die sich vorab
auf die genaue Definition von Kubatur und Aus-
richtung der Baute und anderer wesentlicher Ge-
staltungselemente beschränkt, liegt nun darin,
dass allenfalls auch strukturtypische Neubauten
oder Ergänzungsbauten zugelassen werden kön-
nen, ohne dass der Charakter des schützenswerten

Ensembles verloren ginge. Auch für den Fall, dass
die Substanz einer oder mehrerer Bauten weitge-
hend erhalten werden soll, ermöglicht die Besin-
nung und Beschränkung auf das Wesentliche je
nach Situation massvolle Auf- und Anbauten.
Denn es ist zu berücksichtigen, dass viele schüt-
zenswerte Gebäude im Laufe der Zeit allmählich
gewachsen sind; einer abermaligen massvollen
Weiterentwicklung steht dann aber besonders in
jenen Fällen eigentlich kein vernünftiger Grund im
Wege, wenn man sich im Rahmen der Unter-
schutzstellung gar nicht auf einen genauen Zu-
stand in der Geschichte der Baute einigen kann,
der geschützt werden soll.

5.3 Würdigung: Einbindung der Orts-
bild- und Denkmalpflege in die
übrige Siedlungsplanung

5.3.1 Einleitung
Mangels Einbindung in die gesamte Siedlungspla-
nung blieb der Effekt von Bemühungen im Berei-
che des Ortsbildschutzes oft darauf beschränkt,
dass einzelne Objekte erfolgreich unter Schutz
gestellt werden konnten; deren näheres und wei-
teres Umfeld hat sich im Laufe der Zeit dann aber
dermassen verändert, dass diese Einzelobjekte
heutzutage in manchen Gemeinden der Schweiz
z.B. an überdimensonierten Strassenkreuzungen
oder inmitten von Hochkonjunkturbauten stehen.
Dadurch wird das Schutzziel nachträglich in Frage
gestellt.
Solche Fehlentwicklungen zeugen einerseits da-
von, dass das Umfeld (und dessen voraussehba-
ren Veränderungen) einzelner Schutzobjekte von
den planenden Behörden zu wenig in die Schutz-
bemühungen einbezogen und deshalb auch keine
übergreifenden konzeptionellen Überlegungen
und entsprechende Anordnungen im Rahmen der
Richt- und Nutzungsplanung gemacht wurden.
Anderseits blieben die Handlungsmöglichkeiten
interessierter privater Kreise und Organisationen
nur allzu oft darauf beschränkt, im letzten Moment
den Abbruch eines einzelnen Objekts und damit
lediglich das Schlimmste zu verhindern. Bessere
Möglichkeiten ergeben sich für Organisationen
des Natur- und Heimatschutzes, wenn ihnen durch
kantonales Recht die Beschwerdelegitimation ein-
geräumt wird (sog. ideelle Verbandsbeschwerde
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gegen Verfügungen und Erlasse, die sich auf Vor-
schriften des Natur- und Heimatschutzes stützen).
Damit jedoch nicht lediglich “Feuerwehrübun-
gen” gemacht werden können, sollte sich diese
Legitimation in sachlicher Hinsicht auch ganz all-
gemein auf den Erlass von ortsbildschutzrelevan-
ten Anordnungen in Nutzungsplänen erstrecken.
Zusätzlich ist auf Mitwirkungsmöglichkeiten gem.
Art. 4 RPG aufmerksam zu machen; dadurch kann
bereits im Rahmen der Richtplanung von Kanton
und Gemeinden den Anliegen des Ortsbild- und
Denkmalschutzes vermehrt Gehör verschafft wer-
den.
Es drängt sich also auf, im Rahmen der Inneren
Erneuerung der Siedlungen noch vermehrt die
Möglichkeiten eines wirksamen Strukturschutzes
wahrzunehmen. Einerseits soll damit verhindert
werden, dass lediglich einzelne geschützte Bauten
beziehungslos in einem starkt veränderten Umfeld
gleichsam als “verweiste” Zeugen der Vergangen-
heit bestehen bleiben. Anderseits kann mit einem
wirksamen Strukturschutz, der sich vorab an der
Kubatur und den wichtigsten Elementen der übri-
gen äusseren Erscheinung der Bauten orientiert
und in dessen Rahmen der öffentliche und private
Aussenraum als wichtiger Gestaltungsfaktor sei-
nen angemessensen Niederschlag findet, zu Lö-
sungen beitragen, die auf die Dauer ingesamt zu
befriedigenderen Ergebnissen führen als viele sin-
guläre Einzel-Unterschutzstellungen.
Auch in Zukuft werden gezielte Massnahmen zur
Erhaltung der Substanz einzelner Bauten unum-
gänglich sein. Wenn jedoch z.B. in ehemals bäuer-
lichen Dorfkernen mehr Wohnraum geschaffen
oder auch gewerbliche Nutzungen eingerichtet
werden sollen oder inmitten einer bestehenden
Siedlung ein grösseres teilweise schützenswertes
Industrieareal für neue Nutzungen zur Verfügung
gestellt werden kann, wird es aus funktionalen und
vor allem auch finanzellen Gründen gar nicht mög-
lich sein, das architektonische Detail zu pflegen.
Dann gilt es vielmehr, sich auf die wesentlichen
Elemente des schützenswerten Objekts zu besin-
nen, Raum zu schaffen für die Ermöglichung eines
sinnvollen Zusammenspiels zwischen Elementen
der ehemaligen Überbauung und den neuen Nut-
zungen und auch durch geeignete Massnahmen,
die Bezüge zur weiteren Umgebung sicherzustel-
len (Gestaltung des öffentlichen Raums!).

Die Mängel eines den detaillierten pysischen
Merkmalen des Einzelobjekts verhafteten Ortsbild-
und Denkmalschutzes treten oft besonders deut-
lich bei sogenannten Auskernungen auf: Wenn z.B.
“nur” die Fassade – diese aber absolut unverän-
dert in ihrer Substanz – erhalten werden muss,
entstehen unter grossem technischem und finan-
ziellem Aufwand hinter alten Fassaden völlig neue
Gebäude. Besonders stossende Ergebnisse resul-
tieren dann, wenn mit der Erneuerung auch Nut-
zungsänderungen einhergehen, die dem Charak-
ter der ehemaligen Baute in keiner Weise entspre-
chen. In solchen Fällen wäre ein massstäblicher
Neubau, der auf die Umgebung Rücksicht nimmt
und dessen Wirkungen durch geeignete Gestal-
tung des privaten und öffentlichen Aussenraums
zusätzlich gesichert wird, oft die bessere Lösung.

5.3.2 Einzelne Instrumente des Raumpla-
nungs- und Baurechts

Die Möglichkeiten zur Verwirklichung von Schutz-
absichten werden erheblich erweitert, wenn das
gesamte raumplanerische und baurechtliche In-
strumentarium auch für Anliegen der Ortsbild- und
Denkmalpflege nutzbar gemacht wird. Dadurch
kann nicht nur das einzelne Objekt nachhaltiger
geschützt werden: Durch übergreifende Konzepte
und damit der Förderung eines organischen
Wachstums ganzer Siedlungsteile wird auch ei-
nem vordringlichen Anliegen des modernen Städ-
tebaus nachgekommen, das weit über die denk-
malpflegerische Optik hinausgeht.
Neben der typischen denkmalpflegerischen Mass-
nahme der Einzelunterschutzstellung mit ihren
substanzerhaltenden Schutzbeschrieben und ent-
sprechenden Erhaltungspflichten sollten insbe-
sondere folgende Institute vermehrt in Betracht
gezogen werden:

5.3.2.1 Richtplanung
Auf dieser Stufe gilt es in erster Linie, Anliegen des
Ortsbildschutzes mit Vorhaben des Gemeinwe-
sens zu harmonisieren: Konflikte z.B. mit Strassen-
bauprojekten oder anderen Bauvorhaben der öf-
fentlichen Hand (grössere Verwaltungsgebäude,
Spitäler, Schulhäuser usf.) sollten nach Möglich-
keit bereits in dieser frühen Phase bereinigt wer-
den können.
Soweit kantonale Richtplanungen die nachfolgen-
de kommunale Planung in der Auswahl der nut-
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zungsplanerischen Mittel bereits erheblich präju-
dizieren (“Vornutzungsplanung” durch den Kan-
ton), sind allfällige Konflikte früh auszutragen, da-
mit nach Festsetzung des kantonalen Richtplans
nicht der aufwendige Weg über eine Planänderung
beschritten werden muss. Voraussetzung dazu ist
jedoch, dass der Gemeinde bereits entsprechende
Grundlagen zur Verfügung stehen (Inventare, orts-
gestalterische Konzepte), die sie deshalb frühzeitig
zu erstellen bzw. dauernd den veränderten Bedürf-
nissen anzupassen hat.

5.3.2.2 Nutzungsplanerische Grund-
ordnung

Insbesondere im Sinne flankierender Massnah-
men kann bezüglich des näheren und weiteren
Umfelds eines Schutzobjekts viel zur Erreichung
des Schutzziels beigetragen werden, wenn mit
Mitteln der Bau- und Zonenordnung auf einzelne
Unterschutzstellungen reagiert wird:
• Ausscheidung von Freihaltezonen (Gliederung

und Trennung des Baugebiets)
• Ausschluss gewisser Bauformen (Hochhäuser,

Terrassenhäuser, Flachdächer)
• Bestückung verschiedener Zonen mit differen-

zierten Anordnungen betreffend Geschosszahl,
ortstypischen Dachformen und Abständen, Ge-
bäudelängenbeschränkungen, Ver- oder Gebot
der geschlossenen Bauweise u.ä.

• Gezielte Ausscheidung zulässiger Nutzungsar-
ten zur Sicherstellung sinnvoller funktionaler
Bezüge zwischen schutzwürdigem Ensemble
und dessen näheren Umgebung.

• Einführung von Sondernutzungs-Planungs-
pflichten für bestimmte Teile der Bauzone, vgl.
Pt. 4.2.2.

5.3.2.3 Sondernutzungspläne
Mittels Sondernutzungsplänen lässt sich differen-
ziert auf bestehende bauliche Strukturen einge-
hen: Nach den meisten kantonalen Regelungen
können unter Abweichung von der Regelbauweise
für jede einzelne Baute besondere Anordnungen
bezüglich Kubatur, Stellung und anderer äusserer
Merkmale getroffen werden. Durch differenzierte
Situierung der Baukörper wird gleichzeitig auch
die Erhaltung schutzwürdiger Merkmale des Aus-
senraums ermöglicht. Lässt die konkrete Situation
vereinzelt auch Neubauten oder – grosszügiger
Platzverhältnisse wegen – Ergänzungsbauten zu,

kann somit mittels Sondernutzungsplänen die Er-
haltung typischer struktureller Merkmale durch die
genaue Ausscheidung von Baubereichen sicher-
gestellt werden.
Je nach Situation lassen sich also besonders gute
Ergebnisse erzielen, wenn der Perimeter einer
Sondernutzungsplanung nicht auf das schützens-
werte Ensemble oder Einzelobjekt beschränkt
bleibt: Durch den Einbezug weiterer Grundstücke
lässt sich eine in massstäblicher und nutzungs-
mässiger Hinsicht in höchstem Masse mit den
Schutzabsichten verträgliche Weiterentwicklung
des betreffenden Ortes erreichen. (Im Kanton Zü-
rich können massgeschneiderte Lösungen auch
ausserhalb von Sondernutzungsplanungen mit-
tels Ausscheidung einer Kernzone gem § 50 PBG/
ZH ermöglicht werden. Bemerkenswert ist, dass
dabei auch kantonale Mindestabstände unter-
schritten werden dürfen, was nach geltendem zür-
cherischen Recht im Rahmen von Sonderbauvor-
schriften und Gestaltungsplänen nicht möglich ist,
vgl. § 79 ff. PBG/ZH).
Nutzungsmässige Abweichungen von der Grund-
ordnung tragen je nachdem wesentlich zur Errei-
chung des Schutzzieles bei, wenn die Einrichtung
einer nach der Grundordnung zulässigen Nutzung
sich nur schwerlich mit dem Charakter der betref-
fenden Baute in Einklang bringen liesse. In einigen
Kantonen sind aber solche Abweichungen gar
nicht zulässig. Demgegenüber sehen andere Kan-
tone vor, dass im Rahmen von Sondernutzungs-
planungen nicht nur von der Grundordnung abge-
wichen, sondern gleichzeitig auch weitgehende
Differenzierungen in nutzungsmässiger Hinsicht
vorgenommen werden dürfen. So ist es je nach-
dem möglich, für bestimmte Gebäude z.B. die
Nutzung des Erdgeschosses als Gaststätte vorzu-
schreiben oder dem Kleingewerbe vorzubehalten;
ebenso können innerhalb einer grundsätzlich zu-
lässigen Nutzungsart bestimmte Unterarten aus-
geschlossen werden (z.B. Ausschluss von Spielsa-
lons bei grundsätzlich zulässiger Gewerbenut-
zung, Ausschluss von Einzelappartements bei
grundsätzlich zulässiger Wohnnutzung u.ä.)

5.3.2.4 Baubewilligungsverfahren
In der Phase der Projektierung und Bauausführung
kann durch die Institute der → Ästhetikgeneralklau-
sel, der → Ausnahmebewilligung oder auch der
Möglichkeit des Einholens eines → Vorentscheids
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im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens noch
viel zum Gelingen einer den Schutzabsichten ent-
sprechenden Renovation beigetragen werden.
(Bei frühzeitiger Kontaktnahme mit den Behörden
lässt sich ggf. auch ein mit Unterstützung der
öffentlichen Hand durchgeführter Wettbewerb
veranstalten.) Insbesondere trifft dies für Objekte
zu, die nicht direkt von substanzerhaltenden
Schutzmassnahmen betroffen sind bzw. deren
Gestaltung nicht mittels planerischer Mittel wie
z.B. eines Sondernutzungsplans oder einer Kern-
zone weitestgehend vorgezeichnet wurde (Ergän-
zungsbauten, übrige Bauvorhaben in der näheren
und weiteren Umgebung des Schutzobjekts).
Demgegenüber ist zu beachten, dass für ein von
denkmalpflegerischen Anordnungen direkt betrof-
fenes Objekt die sonst gültigen Bauvorschriften
nicht einzuhalten sind, soweit sie durch substan-
zerhaltende Massnahmen oder andere konkrete
Gestaltungsvorschriften ersetzt wurden: So macht
z.B. die Pflicht, eine Baute bezüglich der inneren
Raumaufteilung in ihrer Substanz zu erhalten, die
Einholung einer Ausnahmebewilligung zur Unter-
schreitung der sonst vorgeschriebenen Mindest-
raumhöhen selbstverständlich überflüssig. Eben-
so kann die Baubewilligungsbehörde nicht entge-
gen einer denkmalpflegerischen Anordnung, die
z.B. eine hellblaue Farbgebung der Fassade gebie-
tet, aufgrund der Ästhetikgeneralklausel ein blas-
ses Gelb verlangen.

Zutritt 2: Einzelne Rechtsinstitute und -verfahren
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6 Mietrecht

6.1 Einleitung

Bei Gebäuden, die nicht ausschliesslich vom Ei-
gentümer selbst genutzt werden, können beste-
hende Mietverhältnisse einer baulichen Änderung
im Wege stehen. Je nach Art und Zustand des
Gebäudes, dem Umfang der beabsichtigten Arbei-
ten und der konkreten Interessenlage zwischen
Vermieter und Mieter ergeben sich verschiedene
Problemlagen.
Im Rahmen dieser Arbeit wird davon ausgegan-
gen, dass auf die bestehende Mieterschaft weitge-
hend Rücksicht zu nehmen versucht wird: Es soll
wenn möglich auf Kündigungen verzichtet wer-
den, obwohl dies bis heute wohl die häufigste
Vorgehensweise bei der Durchführung grösserer
Umbauvorhaben ist (vgl. Pt. 6.4).
Die Rechtslage ist dabei je nachdem verschieden,
ob es sich um reine Instandhaltungsarbeiten
(grundsätzlich zulässig, vgl. Pt. 6.2.3) oder um
eigentliche Änderungsvorhaben handelt (vgl. Pt.
6.3). Letztere könnten in Zukunft vermehrt an
Mieterinteressen scheitern: Wenn nämlich Ände-
rungen als reine “Luxussanierungen” zu taxieren
wären – die einseitig oder sogar ausschliesslich
dem Vermieter Vorteile (Mehreinnahmen) bringen
– haben die Mieter gute Chancen, unter Berufung
auf Art. 260 Abs. 1 OR solchem Ansinnen entge-
genzutreten (Voraussetzung der Zumutbarkeit der
Massnahme für den Mieter).
Besondere Beachtung verdient der Fall einer
Handänderung der Liegenschaft, weil Umbauvor-
haben oft im Anschluss an Eigentumswechsel vor-
genommen werden.
Gemäss Art. 261 Abs. 1 OR tritt der Erwerber von
Gesetzes wegen in die bestehenden Mietverhält-
nisse ein. Er wird also m.a.W. den Mietern zu
derselben Rücksicht verpflichtet, wie wenn er die
betreffenden Mietverträge selbst eingegangen
wäre; nur gerade eine minimal erweiterte Kündi-
gungsmöglichkeit bei dringendem Eigenbedarf
unterscheidet seine Rechtsstellung von derjeni-
gen der ursprünglichen Vermieterschaft, vgl. Art.
261 Abs. 2 lit. a OR.
Solchen Problemen wird üblicherweise nach dem
folgenden Muster ausgewichen. Als Beispiel diene
die häufig anzutreffende Situation bei einem Erb-

fall: Die Erben übernehmen ein Gebäude, an dem
zu Lebzeiten des Erblassers keine oder nur mini-
male Instandhaltungs- oder Erneuerungsarbeiten
vorgenommen wurden. Entschliessen sie sich zum
Verkauf der Liegenschaft, wird zwecks Optimie-
rung des Verkaufserlöses oft vorgängig allen Mie-
tern gekündigt – unter Einkalkulation allfälliger
Erstreckungsfristen – , um die Liegenschaft “mie-
terfrei” übergeben zu können. Diese Vorgehens-
weise verschafft dem Erwerber entsprechenden
Handlungsspielraum zur Vornahme von Umbau-
ten, und er kann nach Abschluss der Bauarbeiten
das Gebäude vollständig neu vermieten.

6.2 Unterhaltsarbeiten

6.2.1 Unterhaltspflicht des Vermieters
Im Mietvertrag verpflichtet sich der Vermieter, die
Sache in einem zum vorausgesetzten Gebrauch
tauglichen Zustand zu übergeben und auch zu
erhalten, Art. 256 Abs. 1 OR. Dieser Unterhalts-
pflicht tritt eine entsprechende Pflicht des Mieters
gegenüber: Er muss Arbeiten an der Sache dulden,
wenn sie zur Beseitigung von Mängeln oder zur
Behebung oder Vermeidung von Schäden notwen-
dig sind, Art. 257h  Abs. 1 OR.

6.2.2 Natürliche Alterung und Abnüt-
zung der Mietsache

Durch die unvermeidliche Alterung gewisser Bau-
teile und den bestimmungsgemässen Gebrauch
der Mietsache durch den Mieter werden perio-
disch wiederkehrend gewisse Reparaturen oder
werterhaltende Massnahmen nötig. Sie dienen
dazu, auch längerfristig den gemäss Mietvertrag
bestimmungsgemässen Gebrauch der Sache si-
cherzustellen; deshalb sind die entsprechenden
Kosten grundsätzlich vom Vermieter zu tragen,
d.h. sie dürfen nicht auf den Mieter überwälzt
werden. Nur bei – individuell ausgewiesenen –
Steigerungen der Gebäudeunterhaltskosten dür-
fen entsprechende Mietzinsaufschläge vorgenom-
men werden. (Zu diesen Kostensteigerungen vgl.
Art. 12 und 20 VMWG i.V.m. Art. 269a lit. b OR).

6.2.3 Aus mietrechtlicher Sicht unpro-
blematische bauliche Massnahmen

Unter rechtzeitiger Anzeige der vorgesehenen
Unterhaltsarbeiten und Rücksichtnahme auf die
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Interessen des Mieters bei deren Durchführung
(Art. 257h Abs. 3 OR) kann der normale Unterhalt
eines Gebäudes inkl. der Ersatz einzelner Bauteile
zur Angleichung der Lebensdauer mit den übrigen
Bauteilen i.d.R. problemlos durchgeführt werden.
Bei dieser periodischen Instandstellung handelt es
sich z.B. um Massnahmen folgender Art:
Erneuerung bzw. Ausbesserungen von Dachhaut,
Aussenanstrich, Fensterabdichtungen – aber auch
Neutapezierung der Wände, Streichen der Decken
u.ä. Zusätzlich kommen verschiedene technische
Instandhaltungsarbeiten in Betracht wie etwa die
unausweichliche Erneuerung der Zentralheizung
(nicht aber deren Neuinstallation anstelle beste-
hender Etagenheizungen!), das Ersetzen von un-
genügenden elektrischen Einrichtungen usf.
Gemäss Art. 260 Abs. 1 OR kann der Vermieter
Erneuerungen und Änderungen an der Sache nur
vornehmen, wenn sie für den Mieter zumutbar
sind und wenn das Mietverhältnis nicht gekündigt
ist. Die Frage der “Zumutbarkeit” stellt sich vor
allem bei eigentlichen Umbauten, die auch ent-
sprechende Vertragsanpassungen nach sich zie-
hen (vgl. Pt. 6.3). Bei reinen Unterhaltsarbeiten
dürfte sie kaum aktuell werden.
Bei gekündigtem Mietverhältnis kann es jedoch
vorkommen, dass auch mit reinen Unterhaltsar-
beiten zugewartet werden muss. Dürfte nämlich
der Vermieter Erneuerungsarbeiten selbst nach
erfolgter Kündigung ausführen, so hätte der Mie-
ter nur die Unannehmlichkeiten zu tragen, die
damit verbunden sind, aber praktisch keinen Nut-
zen mehr davon. Deshalb kann die Duldungspflicht
des Mieters gem. Art. 257h Abs. 1 OR entfallen;
dann können entsprechende Arbeiten erst vorge-
nommen werden, wenn der Mieter ausgezogen ist.
Demgegenüber wäre eine Duldungspflicht wohl zu
bejahen in einem Fall, wo der Vermieter die Arbei-
ten aus gewichtigen Rationalisierungsgründen in
allen Wohnungen des Hauses gleichzeitig durch-
führen lässt und sich ein Mieter zufällig in gekün-
digtem Mietverhältnis befindet.

6.3 Umbauten (Bau- und Nutzungstech-
nische Verbesserungen) unter
Beibehaltung der ursprünglichen
Mieterschaft

6.3.1 Die spezielle Interessenlage
zwischen Vermieter und Mieter-
schaft

Aus der Sicht des Mieters stellen wertvermehren-
de Investitionen des Eigentümers oft eine unwill-
kommene Mehrbelastung dar. Besonders typisch
ist der Fall, in dem eine junge Familie vor Jahren
z.B. eine 4-Zimmerwohnung bezogen hat, die da-
mals dem üblichen Standard entsprochen hat.
Unterdessen wurde aus dem Familien- ein Betag-
tenhaushalt mit nurmehr ein oder zwei Personen,
denen einerseits bestimmt genügend Wohnraum
zur Verfügung steht, die sich anderseits aber vor
allem auch an den Ist-Zustand gewöhnt haben. In
solchen Fällen sind aus der Sicht der Mieterschaft
weder die Einrichtung einer Zentralheizung, das
Anbringen von Balkonen oder eines direkten Gar-
tenausgangs noch irgendwelche anderen kom-
fortsteigernden baulichen Massnahmen er-
wünscht; grundsätzlich wird jeder Art von Moder-
nisierung skeptisch gegenübergestanden.
Viele Vermieter nehmen auf solche Verhältnisse
Rücksicht und warten mit entsprechenden Um-
bauten freiwillig zu. In grösseren Mehrfamilien-
häusern kann aber nicht immer auf spezielle Anlie-
gen einzelner Mieter eingegangen werden.
Der Vermieter kommt im Rahmen einer umsichti-
gen Gebäudebewirtschaftung um die Berücksich-
tigung gewisser ökonomischer Grundsätze nicht
herum: Insbesondere Fragen der rationellen Vor-
nahme von baulichen Massnahmen, aber je nach
Lage des Objekts auch Überlegungen zur langfri-
stigen Vermietbarkeit, lassen sich nicht immer
vollends mit den Interessen der aktuellen Mieter-
schaft in Einklang bringen.
Besonders häufig werden sich etwa Rationalisie-
rungsmassnahmen aufdrängen, wenn ohnehin
verschiedene Unterhaltsarbeiten (vgl. Pt. 6.2) an-
stehen, die bereits für sich eine relativ aufwendige
Planung, das Einholen einer Baubewilligung und
das Engagement verschiedenster Handwerker
nach sich ziehen. In solchen Fällen liegt es im
Interesse des Eigentümers, allfällige Umbauwün-
sche gerade im selben Anlauf “mitzuziehen”, auch
wenn aus der Sicht der Mieter mit solchen Vorha-
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ben noch ein paar Jahre zugewartet werden könn-
te (z.B. Ausbau des Dachgeschosses bei umfassen-
der Instandstellung des Daches, Grundrissverän-
derungen im Zuge aufwendiger Erneuerung tech-
nischer Installationen oder das Anbringen von
Balkonen bei einer Renovation der Fassade).

6.3.2 Die verschiedenen baulichen Mass-
nahmen

Unter den bau- und nutzungstechnischen Verbes-
serungen sind je nach Objekt alle baulichen Mass-
nahmen zu verstehen, die über reine Unterhaltsar-
beiten hinausgehen aber unter weitgehender Er-
haltung des Bestehenden vorgenommen werden.
Dabei kann es sich z.B. um Aus- oder Anbauten,
Grundrissveränderungen oder auch umfangrei-
chere Massnahmen in der Aussenraumgestaltung
– insbesondere auch der Neuregelung der Parkie-
rung – handeln.
Werden mehrere bau- und nutzungstechnische
Verbesserungen gleichzeitig vorgenommen, re-
sultieren in der Regel dermassen grosse Umtriebe
bei den Bauarbeiten und vor allem auch einschnei-
dende Mietzinserhöhungen, dass sich solche To-
talsanierungen nur unter vorgängiger Kündigung
aller Mietverhältnisse durchführen lassen. Dies-
falls werden dann die Mietverträge nicht nur der
erbrachten Mehrleistung des Vermieters entspre-
chend angepasst – wie in diesem Abschnitt davon
ausgegangen wird –, sondern es werden auf den
Zeitpunkt der Beendigung der Bauarbeiten durch-
gehend neue Mietverträge eingegangen (vgl.
Pt. 6.4).

6.3.3 Die Regelung gemäss Art. 260
Abs. 1 OR

Der Vermieter hat die Mietsache während der gan-
zen Mietdauer im vertraglich vereinbarten Zustand
zu erhalten. Er ist deshalb zur Vornahme der nöti-
gen Unterhaltsarbeiten berechtigt und verpflichtet
(vgl. Pt. 6.2). Anderseits braucht sich der Mieter
eine für ihn in finanzieller Hinsicht belastende Än-
derung der einmal vereinbarten Qualität der
Mietsache nicht unbedingt gefallen zu lassen, auch
wenn diese objektiv Komfortsteigerungen mit sich
bringt.
Dem Interessenkonflikt zwischen sinnvollen Er-
neuerungsabsichten des Vermieters und dem
Recht des Mieters, die Sache im einmal angetrete-
nen Zustand zu benützen, will Art. 260 Abs. 1 OR

gerecht werden: Während bestehendem Mietver-
hältnis kann der Vermieter Erneuerungen und Än-
derungen an der Sache nur vornehmen, wenn sie
für den Mieter “zumutbar” sind. Was in einer kon-
kreten Situation unter Zumutbarkeit zu verstehen
ist, kann nicht generell gesagt werden, sondern
hängt von einer umfassenden Interessenabwä-
gung im Einzelfall ab. Je nach Objekt und Mieter-
schaft werden folgende Faktoren mehr oder weni-
ger ins Gewicht fallen:
• Notwendigkeit bzw. Nützlichkeit der Massnah-

me;
• bestimmte Rationalisierungsüberlegungen, die

für die Änderung sprechen;
• voraussichtliche Beeinträchtigung der Mieterin-

teressen;
• Dauer des Mietverhältnisses, insb. auch Zeit-

punkt des Ablaufs eines befristeten Mietverhält-
nisses oder einer vorgemerkten Miete (Art. 261b
OR i.V.m. Art. 959 ZGB);

• planerische Absichten des Gemeinwesens im
betreffenden Gebiet.

Von Gesetzes wegen kann also der Vermieter nicht
völlig an den Interessen seiner Mieterschaft vor-
beizielende Vorhaben durchziehen. Anderseits
darf es aber auch nicht dazu kommen, dass einzel-
ne Mieter sich stur und mit richterlicher Hilfe be-
rechtigten Anliegen des Vermieters widersetzen
können. Falls nicht restlos Gerechtigkeit bringend,
so wird Art. 260 Abs. 1 OR doch zumindest dazu
beitragen, dass die Vertragsparteien in einem frü-
hen Zeitpunkt an einen Tisch finden und eine mög-
lichst allseits befriedigende Umbauvariante aus-
gehandelt werden kann.

6.4 Bauliche Änderungen unter vorgän-
giger Kündigung der Mietverhält-
nisse

Die radikalste Methode von Vermietern, irgend-
welchen Problemen auszuweichen, stellt die Kün-
digung des Mietverhältnisses dar: Nach Ablauf
allfällig gewährter Erstreckungsfristen wird das
Gebäude vollständig geräumt und die Bauarbeiten
können ohne weitere Umtriebe vorgenommen
werden. Anschliessend werden durchwegs neue
Mietverträge eingegangen. Dabei wird es erfah-
rungsgemäss die Regel sein, dass sich die ehema-
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lige Mieterschaft aus finanziellen Gründen nicht
mehr einmieten kann (sog. Wegsanierung).
Zu beachten ist, dass die Erstreckung einer Kündi-
gung dann ausgeschlossen ist, wenn der Mietver-
trag, “im Hinblick auf ein bevorstehendes Umbau-
oder Abbruchvorhaben ausdrücklich nur für die
beschränkte Zeit bis zum Baubeginn oder bis zum
Erhalt der erforderlichen Bewilligung abgeschlos-
sen wurde.” (Art. 272a  lit. d OR). Ebenfalls ausge-
schlossen ist die Erstreckung “in der Regel” dann,
“wenn der Vermieter dem Mieter einen gleichwer-
tigen Ersatz für die Wohn- oder Geschäftsräume
anbietet.” (Art. 272a Abs. 2 OR).

6.5 Würdigung

Wenn es dem Vermieter grundsätzlich ein Anlie-
gen ist, die bisherige Mieterschaft trotz anstehen-
den Umbauvorhaben beibehalten zu können,
zwingt Art. 260 Abs. 1 OR zu einem Gespräch
zwischen den Vertragsparteien in einer frühen
Projektierungsphase. Objektiv überflüssige Um-
bauvorhaben sollten damit verhindert werden
können. Das neue Mietrecht kann also dazu beitra-
gen, dass einmal eingelebte soziale Netze und die
Vertrautheit mit einem liebgewordenen Umfeld
nicht durch einseitige Interessen des Vermieters
zerschlagen werden. Damit versucht das Privat-
recht mittels Mieterschutzvorschriften eine Lücke
zu schliessen, die das öffentliche Baurecht in die-
ser Differenziertheit (Abwägung der Interessen im
Einzelfall je nach Objekt und konkreter Mieter-
schaft) gar nicht sinnvoll regeln könnte (generelle
Abbruchverbote, Wohnerhaltungsgesetze).
Die Erfahrung zeigt jedoch, dass die Kündigung
aller Mietverhältnisse die heute wohl meistver-
breitete Vorgehensweise ist, um grössere Umbau-
vorhaben an Einzelobjekten durchzuziehen.
Je nach Eigentümerstruktur (keine Möglichkeit zur
Vornahme von Mischrechnungen in der Mietzins-
belastung für die Mehrzahl der privaten Hausei-
gentümer) und Zustand der betreffenden Baute ist
eine Kündigung in manchen Fällen gar nicht zu
umgehen, weil für viele Mieter in Altliegenschaf-

ten auch geringe Mietzinserhöhungen nicht ver-
kraftbar sind. Es darf jedoch auch nicht unerwähnt
bleiben, dass sich die innere Erneuerung der Sied-
lungen ohne erhebliche Neuinvestitionen gar
nicht bewerkstelligen lässt und deshalb immer zu
gewissen Umschichtungen in der Mieterschaft
führen wird. Trotzdem entstehen für den einzelnen
Mieter Härten. Aufgrund der heutigen Wohnsitua-
tion wäre wünschenswert, wenn im Falle einer
aufwendigen Sanierung oder des Ersatzneubaus
für die angestammte Mieterschaft vermehrt inner-
halb des Quartiers Ersatz beschafft werden könnte;
eine Wohnungsvermittlung der Gemeinde, die
sich nicht nur eigentlichen Sozialfällen annähme,
könnte vielleicht in einigen Fällen Hilfe bringen.
Auch eine solche Massnahme muss aber erfolglos
bleiben, wenn das Umbauen von Altliegenschaf-
ten zu stark und undifferenziert gefördert wird. So
führt eine generelle Gewährung von Mehrausnüt-
zungen (Ermöglichung von Dach- und Unterge-
schossausbauten durch Gesetze, generelle Aufzo-
nungen) nur allzu oft zu einer vorzeitigen “Umbau-
reife”: Die noch ungenügende Amortisation eines
Gebäudes wird dann durch die realisierte Mehr-
ausnützung und die frühzeitige Renovation auch
der bereits bestehenden Wohnungen kompen-
siert. Wenn aber – was für einigermassen gut
nachgefragte Lagen in Zukunft vermehrt zu be-
fürchten ist – kein vernünftiges Verhältnis zwi-
schen Altliegenschaften und renovierten Gebäu-
den besteht, wird es nicht bei den erwähnten
Umschichtungen innerhalb einzelner Siedlungen
bleiben. Weniger leistungsfähige Mieter werden
dann schlicht in andere Regionen verdrängt.
Bei grösseren Überbauungen, insbesondere bei
Genossenschaftsbauten, Liegenschaften von in-
stitutionellen Anlegern oder der öffentlichen Hand
kommen Massenkündigungen entweder aus
rechtlichen oder aber politischen Gründen gar
nicht in Frage. In solchen Fällen werden Sanie-
rungskonzepte erarbeitet, die unter weitgehender
Berücksichtigung der Mieter realisiert werden kön-
nen (Möglichkeit von Mischrechnungen; etappen-
weiser Umbau von Grossüberbauungen, vgl. auch
Pt. 3.4.3.2 zur Gesamtüberbauung).

Zutritt 2: Einzelne Rechtsinstitute und -verfahren
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7 Grunddienstbarkeiten,
Parzellarordnung

7.1 Einleitung

“Ein Grundstück kann zum Vorteil eines andern
Grundstücks in der Weise belastet werden, dass
sein Eigentümer sich bestimmte Eingriffe des Ei-
gentümers dieses andern Grundstücks gefallen
lassen muss oder zu dessen Gunsten nach gewis-
sen Richtungen sein Eigentumsrecht nicht aus-
üben darf.” (Art. 730 Abs. 1 ZGB). Mittels solchen
sog. Grunddienstbarkeiten können gegenüber den
Bau- und Nutzungsvorschriften des öffentlichen
Baurechts grundsätzlich nur Einschränkungen,
nicht aber Erleichterungen vorgesehen werden;
deshalb wirken sie sich in der Regel (um-)bauhin-
dernd auf das belastete Grundstück aus.
Zu privatrechtlichen Absprachen innerhalb nach-
giebigen öffentlichen Rechts und deren dinglichen
Sicherung mittels Grunddienstbarkeiten vgl. → Pri-
vatrecht und Baubewilligung, Pt. 3.6.4.

7.2 Arten umbauhindernder Grund-
dienstbarkeiten

Mittels Grunddienstbarkeiten können Private un-
ter sich die bauliche oder nutzungsmässige Grund-
stücksnutzung in beliebiger Art und Intensität ein-
schränken. Häufig auftretende Belastungen sind:

• In bezug auf die Nutzungsart:
– Beschränkung auf reine Wohnnutzung, obwohl

das öffentliche Recht auch die Einrichtung eines
mässig störenden Gewerbebetriebs zulassen
würde;

– Ausschluss gewisser speziell bezeichneter Nut-
zungsarten (z.B. Restaurant, Spielsalon o.ä.);

• In bezug auf die Nutzungsintensität:
– “Villenservitute”, nach denen auf einer Parzelle

lediglich eine Hauptwohneinheit erstellt werden
darf;

– Festsetzung privater Ausnützungsziffern;

• In bezug auf Kubatur und Stellung der Baute:
– Servitutarische Verschärfung der öffentlich-

rechtlichen Abstandsvorschriften;

– Regelung, wonach ein Gebäude in seiner Hö-
henentwicklung eine bestimmte Kote nicht
überschreiten darf.

Häufigste Motivation zur Errichtung von Dienst-
barkeiten obgenannter Art sind je nachdem das
Bedürfnis, ein Quartier weitmöglichst von Werk-
oder Freizeitverkehr freizuhalten, einem Grund-
stück auf unabsehbare Zeit hinaus eine bestimmte
Aussicht zu sichern oder auch das Bedürfnis ge-
wisser Kreise, “ewig unter sich” zu bleiben (Villen-
servitute). Dabei werden Rechte und Pflichten
nicht selten gegenseitig eingeräumt bzw. aufer-
legt: Insbesondere vor Einführung des modernen
öffentlichen Baurechts entstanden auf diese Weise
eigentliche Quartierbauordnungen auf privat-
rechtlicher Grundlage.

7.3 Änderung und Ablösung von
Grunddienstbarkeiten

Die Aufhebung bzw. Änderung umbauhindernder
Grunddienstbarkeiten kann auf verschiedene Art
erfolgen:

7.3.1 Durch Vertragsänderung
Grunddienstbarkeiten basieren auf privatrechtli-
cher (vertraglicher) Grundlage. Deshalb können
sie durch Vertragsänderung und entsprechender
Änderung im Grundbuch auch abgeändert oder
aufgehoben werden. Obwohl bei Aufhebung be-
stehender Belastungen z.T. horrende Loskaufs-
summen bezahlt werden müssen, dürfte die Ablö-
sung von Servituten durch gegenseitige Überein-
kunft in bereits überbauten Perimetern die häufig-
ste Vorgehensweise sein.

7.3.2 Durch den Zivilrichter
Ganz oder zumindest fast nutzlos gewordene
Dienstbarkeiten, welche die rationelle Ausnützung
des belasteten Grundstücks hindern, haben keine
Existenzberechtigung; sie sollen aufgehoben wer-
den können. Der Eigentümer des belasteten
Grundstücks kann mittels Klage die Löschung der
Dienstbarkeit verlangen, wenn diese für das bela-
stete Grundstück alles Interesse verloren hat (Art.
736 Abs. 1 ZGB). Um rechtsmissbräuchliches Be-
harren auf einer servitutarischen Berechtigung zu
vermeiden, kann gemäss Abs. 2 derselben Bestim-
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mung die Dienstbarkeit gegen Entschädigung
ganz oder teilweise abgelöst werden, wenn ein
Interesse des Berechtigten zwar noch vorhanden,
aber im Vergleich zur Belastung von unverhältnis-
mässig geringer Bedeutung ist.
Art. 736 ZGB erlaubt es, in stossenden Fällen eine
zwangsweise Ablösung bzw. Änderung einer
Grunddienstbarkeit zu erwirken. Da jedoch nur die
Befreiung von für den privaten Berechtigten objek-
tiv nutzlos gewordenen Belastungen ermöglicht
werden will, kann diese Bestimmung im Rahmen
der inneren Erneuerung wohl nur in den seltensten
Fällen Hilfe bringen.

7.3.3 Durch Änderung der Parzellar-
ordnung

7.3.3.1 Landumlegung
Ihrem Zweck entsprechend, eine bauordnungs-
konforme Bebauung zu ermöglichen, sind im Rah-
men einer Landumlegung bauverhindernde
Grunddienstbarkeiten zu bereinigen. In bereits
überbauten Perimetern kommt dieses Verfahren
jedoch in den seltensten Fällen zur Anwendung,
weil in der Regel punktuelle Veränderungen auf
einer einzelnen Parzelle vorgenommen werden.
Landumlegungen werden aber meist für noch
unüberbaute grössere Flächen vorgenommen.
Damit wird nicht nur die Überbaubarkeit für den
Privaten sichergestellt; die neue definitive Landzu-
teilung erlaubt auch dem Gemeinwesen, die nöti-
ge Erschliessungstätigkeit zu planen und auszu-
führen (Quartierstrassen, Ver- und Entsorgungs-
anlagen).
Im Rahmen der inneren Erneuerung von Siedlun-
gen kommt die Baulandumlegung praktisch nur
für eigentliche Gebietssanierungen in Frage, bei
denen grossflächig die bestehenden Bauten abge-
brochen und ein völlig neues Quartier erstellt wird.
In den allermeisten Situationen dürfte eine solche
Massnahme aus sozialen und städtebaulichen
Überlegungen gar nicht erwünscht sein. Aufgrund
des (Rest-)Wertes der bestehenden Bauten und
Erschliessungsanlagen ist sie vielleicht auch in
finanzieller Hinsicht gar nicht attraktiv. Kommt
dazu, dass bei gestreuten Eigentumsverhältnissen
kaum je alle Eigentümer im selben Zeitpunkt für
einen “Quartierneubau” zu bewegen wären und
jede einzelne Baute grundsätzlich → Bestandes-
schutz geniesst: Der zwangsweise Abbruch einer
gebrauchsfähigen Liegenschaft müsste an der Ei-

gentumsgarantie scheitern. Nur gerade bei gross-
flächig auftretenden polizeiwidrigen Zuständen
könnte wohl eine solche Massnahme gegen den
Willen der betroffenen Eigentümer als verhältinis-
mässiger Eingriff in das Eigentum angesehen und
deshalb auch durchgezogen werden. Weil jedoch
ein Gebäude aus verschiedenen öffentlich- und
privatrechtlichen Gründen (baugesetzliche Unter-
haltspflichten, Sanierungspflichten, Mietrecht,
Nachbarrecht) unterhalten werden muss, treten in
der Schweiz kaum je wirklich baufällige Quartiere
auf.

7.3.3.2 Grenzbereinigung
Anstelle einer umfassenden Neuregelung der
Parzellarstruktur kann sich eine Landumlegung
auch auf einzelne Grenzverschiebungen beschrän-
ken. Dadurch könnten grundsätzlich für bereits
bebaute Parzellen gewisse Handlungsspielräume
geschaffen werden, weil anstelle tatsächlicher
Grenzverschiebungen aufgrund des Verhältnis-
mässigkeitsprinzips auch lediglich die Ablösung
von Servituten in Betracht kommt, wenn sie im
konkreten Fall als mildere Massnahme zur Errei-
chung desselben Zwecks einzustufen wäre. Im
Gegensatz zur vorstehend beschriebenen Ablö-
sung durch den Zivilrichter muss jedoch eine im
Rahmen von sog. Grenzregulierungen oder Grenz-
bereinigungen verfügte zwangsweise Ablösung
von Servituten im öffentlichen Interesse liegen
und es ist eine entsprechende gesetzliche Grundla-
ge im kantonalen Recht nötig.
Wurde mittels der umbauhindernden Servitut eine
absolute Beschränkung vorgesehen (Gebäudeab-
stände in Metern, Ausnützungsbeschränkungen in
Quadratmetern Bruttogeschossfläche u.ä.), kann
die Vergrösserung des Grundstücks keine Vorteile
bringen. Gegen Beschränkungen in der Nutzungs-
art (Gewerbeverbot, Villenservitut) fällt eine derar-
tige Massnahme ausser Betracht. Aber auch in den
übrigen Fällen ist die einseitige Grenzverschie-
bung bzw. eben Ablösung einer Servitut gegen den
Willen des betroffenen Grundeigentümers kaum je
durchsetzbar, solange das mit einer Grunddienst-
barkeit belastete Grundstück in irgendeiner Weise
sinnvoll überbaut werden kann (ggf. unter Ertei-
lung einer → Ausnahmebewilligung). Denn solan-
ge das belastete Grundstück nicht aufgrund einer
individuell gerechtfertigten Baupflicht der bauord-
nungsgemässen Vollausnützung zugeführt wer-

Zutritt 2: Einzelne Rechtsinstitute und -verfahren
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den muss, dürfte es aus folgendem Grund nicht
angehen, sich unter Berufung auf das generelle
Interesse der Öffentlichkeit an einer haushälteri-
schen Bodennutzung von irgendwelchen Servitu-
ten zu befreien: Durch eine solche Praxis würde ein
Institut des Bundesrechts pauschal in Frage ge-
stellt, weil sie grundsätzlich die Ablösung aller
gegenüber dem öffentlichen Baurecht beschrän-
kend wirkenden Servitute ermöglichen würde.
Aufgrund der derogatorischen Kraft des Bundes-
rechts und Art. 6 ZGB ergibt sich aber, dass die
Kantone keine Vorschriften aufstellen dürfen, die
dem Sinn und Zweck des Bundesprivatrechts wi-
dersprechen.

7.4 Würdigung

Viele umbauhinderne Grunddienstbarkeiten stam-
men aus einer Zeit, in der ein haushälterischer
Umgang mit dem Boden noch gar kein Thema war.
Nach geltendem Recht geniessen jedoch diese
privaten Rechtspositionen einen weitgehenden
Schutz: Bietet der Eigentümer des berechtigten
Grundstücks keine Hand zur vertraglichen Ablö-
sung der Grunddienstbarkeit, so wird der Eigentü-
mer des belasteten Grundstücks in aller Regel auf
eine bauordnungskonforme Vollausnützung sei-
nes Grundstücks verzichten müssen. Denn wie
oben dargestellt, können weder die Ablösungs-
möglichkeit nach Art. 736 ZGB noch die dargestell-
ten Parzellarordnungsmassnahmen die nötigen
Erleichterungen bringen.
Für den Fall, dass servitutarische Belastungen ei-
nes Grundstücks den planerischen Absichten des
Gemeinwesens diametral entgegenstehen, könn-
te durch Schaffung entsprechender gesetzlicher
Grundlagen die Ablösung aus überwiegenden öf-
fentlichen Interessen im Einzelfall ermöglicht wer-
den. Eine solche Möglichkeit müsste dann auch
ausserhalb von Parzellarordnungsmassnahmen
verfügt werden können, damit unabhängig von
der Parzellengrösse beschränkend wirkende
Grunddienstbarkeiten ebenfalls beseitigt werden
könnten (absolute Gebäudeabstände, Beschrän-
kungen in der Nutzungsart). Einwandfrei wäre
wohl der Weg über → Baupflichten, in deren Rah-
men dem Eigentümer des belasteten Grundstücks
das entsprechende Recht zur Enteignung der um-
bauhindernden Servitut eingeräumt würde.

Zutritt 2: Einzelne Rechtsinstitute und -verfahren
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8 Baupflichten

8.1 Funktion und Wesen

Unter Baupflichten werden i.d.R. Massnahmen
verstanden, mit denen Eigentümer dazu verhalten
werden können, baureife, noch nicht überbaute
Grundstücke der vorgesehenen Nutzung zuzufüh-
ren. Mit ihnen soll vor allem der sog. Baulandhor-
tung entgegengewirkt werden. Vor der Eigentums-
garantie halten solche Eingriffe Stand, wenn sie
auf einer ausdrücklichen gesetzlichen Grundlage
beruhen, im verfassungsmässigen öffentlichen
Interesse an der haushälterischen Nutzung des
Bodens liegen und als verhältnismässiges Mittel
zur Erreichung des angestrebten Zwecks angese-
hen werden können.
Neben der Erzwingung der Erstüberbauung eines
Grundstücks interessieren im Rahmen der inneren
Erneuerung in erster Linie Möglichkeiten, die zur
intensiveren Nutzung bereits überbauter Parzellen
beitragen. Denn es gilt zur Verhinderung weiterer
Einzonungen vorab, die im Rahmen von Um- und
Ersatzneubauvorhaben mobilisierbaren Reserven
auszuschöpfen. Weil auch über einen weiteren
Planungshorizont als Reserven verfügbar, sind
u.E. weniger dringend sowohl die Schliessung von
Baulücken als auch vor allem die Erstüberbauung
– wenn auch bereits erschlossener – Neubauperi-
meter: Denn im Unterschied dazu stellt sich im
Rahmen ohnehin vorzunehmender Sanierungsar-
beiten an bestehenden Gebäuden die Frage, ob
nicht gleichzeitig gewisse Anpassungen in ausnüt-
zungsmässiger und/oder funktionaler Hinsicht
vorgenommen werden sollen, die viel zur intensi-
veren Nutzung des betreffenden Objekts beitragen
können. Werden aber solche Chancen nicht wahr-
genommen, bleiben sie im Falle nachhaltig werter-
haltender Sanierungen u.U. für Jahrzehnte vertan.
Demgegenüber drängt sich bezüglich noch un-
überbauter Grundstücke viel weniger die Realisie-
rung der Überbauung zu einem ganz bestimmten
Zeitpunkt auf. Deshalb können sie im Gegenteil
auch als Manövriermasse für über den Planungs-
horizont von Nutzungsplänen hinausgehende
Zeitpunkte verfügbar gehalten werden. Solche
Handlungsspielräume könnten sogar dannzumal
sehr willkommene Ausweichmöglichkeiten bie-
ten, wenn sich herausstellen sollte, dass die innere

Erneuerung bezüglich bereits bebauter Parzellen
trotz umfassender Bemühungen nicht im er-
wünschten Ausmass rechtzeitig durchführbar ist.

8.2 “Weiterbaupflichten”

Unter “Weiterbaupflicht” wird im folgenden eine
Baupflicht verstanden, mittels derer der Eigentü-
mer einer bereits bebauten Parzelle zur nachträg-
lich vollständig bauordnungsgemässen Ausnüt-
zung seines Grundstücks gezwungen werden soll.
Mittels Weiterbaupflichten liessen sich also z.B.
An-, Auf, Aus- oder auch Ersatzneubauten erzwin-
gen.
Rechtsgenügende Grundlagen zur Verhängung
von Baupflichten sind in verschiedenen kantona-
len Baugesetzen enthalten oder werden im Zuge
deren Revision neuerdings zur Einführung vorge-
schlagen. Auch das Wohnbau- und Eigentumsför-
derungsgesetz des Bundes sieht in Art. 9 eine
derartige Nutzungspflicht vor. Alle diese Regelun-
gen knüpfen jedoch die Zulässigkeit der Verhän-
gung einer Baupflicht entweder an das Vorliegen
eines noch unüberbauten Grundstücks oder aber
an die Durchführung einer Baulandumlegung.
Für die Verpflichtung zur Vornahme bestimmter –
die Nutzungsintensität steigernder – baulicher
Massnahmen an bestehenden Bauten kommen
somit die heute bestehenden gesetzlichen Grund-
lagen entweder überhaupt nicht in Frage oder es
kann bezüglich bereits bebauter Grundstücke rea-
listischerweise nicht mit ihrer Verwirklichung ge-
rechnet werden (vgl. Pt. 7.3.3 zur Baulandumle-
gung in bereits weitgehend überbauten Perime-
tern). Es wären somit entsprechende gesetzliche
Grundlagen erst noch zu schaffen, die ausdrück-
lich und auch ausserhalb von Parzellarordnungs-
massnahmen das Weiterbauen an Bestehendem
vorsehen (zum speziellen Fall der Sanierungs-
pflichten aus USG, vgl. → Erneuerungsabsicht 7.1).
Dabei ist denkbar, dass der Bund gestützt auf
Art. 22 quater BV selbst eine gesetzliche Regelung
trifft, die landesweit einheitliche Geltung
beanspruchen könnte. Solange er jedoch von die-
ser Möglichkeit keinen Gebrauch macht, bleiben
die einzelnen Kantone zu entsprechenden gesetz-
geberischen Schritten kompetent.
Gesetzliche Regelungen einer “Weiterbaupflicht”
können grundsätzlich unter den in Pt. 8.1 einleitend
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genannten Voraussetzungen vor der Eigentums-
garantie standhalten. Es sind jedoch folgende Be-
denken am Platz:

• Bei der Durchführung einer Baupflicht muss für
den konreten Fall ein die ggf. entgegenstehenden
privaten Interessen überwiegendes öffentliches
Interesse nachgewiesen werden können. Insbe-
sondere diese Voraussetzung stellt aber im Einzel-
fall die schwerwiegendste Klippe dar und es ist zu
berücksichtigen, dass wohl aus diesem Grunde
auch die bereits bestehenden gesetzlichen Rege-
lungen von Baupflichten bezüglich noch unüber-
bauter Grundstücke bisher toter Buchstabe geblie-
ben sind. Im Falle bereits zumindest teilweise bau-
lich ausgenützter Grundstücke kommt aber ein
Umstand dazu, der zusätzlich gegen die Zumutbar-
keit der Verhängung einer Baupflicht im konkreten
Fall spricht: Die Durchsetzung einer “Weiterbau-
pflicht” stellt nämlich gleichzeitig notwendiger-
weise eine Aberkennung der → Besitzstandsgaran-
tie dar. Eine bereits getätigte Investition müsste
m.a.W. – zumindest teilweise – unfreiwillig zerstört
werden, was nach heutiger Auffassung in aller
Regel als unverhältnismässig angesehen wird
bzw. erhebliche Entschädigungsleistungen des
Gemeinwesens auslösen könnte.

• Speziell problematisch auswirken kann sich die
vorzeitige Durchführung verschiedener Unter-
halts- bzw. Sanierungspflichten bezüglich eines
Objekts, an dem erst später eingreifende und eine
bessere Nutzung anstrebende Umbauvorhaben
vorgesehen sind (vgl. → Erneuerungsabsicht 7.1 zu
den Sanierungspflichten aus USG und → Erneue-
rungsabsicht 7.3 zu den Unterhaltspflichten, wie
sie sich z.B. aus bestehenden Mietverträgen erge-
ben). Diese Verpflichtungen wirken nämlich
grundsätzlich gesehen der Schaffung genügender
Disponibilität auf einem bereits bebauten Grund-
stück entgegen: Denn auch wenn bei der Auferle-
gung einer Baupflicht Übergangsfristen gewährt
werden, müssen aufgrund der erwähnten bundes-
rechtlichen Sanierungs- und/oder Unterhalts-
pflichten bauliche Massnahmen vorgenommen
werden, welche die angestrebte Amortisations-
möglichkeit erneut herauszögern und insofern in
Widerspruch mit dem Zweck der eingeräumten
Übergangsfrist treten können.

Auch wenn bei Schaffung entsprechender gesetz-
licher Grundlagen aufgrund der Erfahrung mit an-
deren Baupflichten ohnehin realistischerweise
nicht mit der breiten Anwendung von “Weiterbau-
pflichten” im hier beschriebenen Sinne gerechnet
werden kann, müssten bei deren Einführung zu-
mindest folgende Punkte beachtet werden:
• Als Voraussetzung der Zumutbarkeit einer Wei-

terbaupflicht wäre mittels geeigneter – je nach
konkreter Situation auch längerer – Übergangs-
fristen vorab einmal die genügende Amortisa-
tion der betroffenen bestehenden Baute zu er-
möglichen.

• Um möglichen Widersprüchen zu begegnen,
wäre an die Übergangsfrist allenfalls ein Unter-
haltsverbot zu koppeln, das auch Sanierungs-
und Unterhaltspflichten aus Bundesrecht zu
überspielen imstande wäre. Für solche Zwecke
kommt jedoch aufgrund der derogatorischen
Kraft des Bundesrechts eine kantonale Rege-
lung nicht in Frage, weshalb entsprechende
Möglichkeiten durch den Bundesgesetzgeber
einzuführen wären.

Weil sich “Weiterbaupflichten” aller Voraussicht
nach auch in weiterer Zukunft nicht als realistische
Massnahme zur Mobilisierung echter innerer Re-
serven anbieten werden, ist das Weiterbauen an
bestehenden Gebäuden wohl ausschliesslich
durch geeignete Anreize zu fördern, wie sie unter
Ausschöpfung des gesamten planungs- und bau-
rechtlichen Instrumentariums auch unter Forde-
rung entsprechender Qualitäten geschaffen wer-
den können sollten. Zusätzlich bietet sich seit
neuerer Zeit die Möglichkeit an, auch für private
Umbauvorhaben an Wohngebäuden öffentliche
Gelder zu vergeben (vgl. die bereits revidierten
oder zumindest zur Revision vorgesehenen Wohn-
bauförderungs-Gesetzgebungen von Bund, Kan-
tonen und Gemeinden).

Zutritt 2: Einzelne Rechtsinstitute und -verfahren



142

IP BAU

8.3 Pflicht zur Erstellung von Gemein-
schaftsanlagen

• Beispiel: § 222 ff. PBG/ZH
“Wo ein öffentliches Interesse entgegenste-
hende private Interessen überwiegt, können
die Eigentümer benachbarter Grundstücke
auch ausserhalb planungsrechtlicher Vorkeh-
ren durch Verfügung des Gemeinderats …
gegenseitig für berechtigt und verpflichtet
erklärt werden,
a) bestimmte Bauten, Anlagen, Ausstattun-

gen und Ausrüstungen gemeinsam zu er-
stellen, zu betreiben und zu unterhalten
sowie hierfür nötigenfalls Vorleistungen
zu erbringen;

b) an bestehende derartige Werke gegen an-
gemessene Entschädigung anzuschlies-
sen.” (§ 222)

In den §§ 223 - 225 werden die Modalitäten
bezüglich privater Vereinbarung und Siche-
rung bzw. der behördlichen Anordnung der
Rechtsverhältnisse getroffen und die Pflicht
zur gemeinsamen Erstellung der betreffen-
den Gemeinschaftsanlage durch die beteilig-
ten Grundeigentümer statuiert.

Im Rahmen der inneren Erneuerung kann sich z.B.
die Erstellung folgender Arten von Gemeinschafts-
anlagen aufdrängen:
• gemeinsame Regelung der privaten Fahrzeug-

parkierung
• Schaffung von Gemeinschaftsräumen im Falle

ungenügender entsprechender Entfaltungs-
möglichkeiten in einer grösseren Siedlung

• Einrichtung gemeinsamer Spiel-, Grün- und
Ruheflächen

• Installation einer gemeinsamen Feuerungs-
anlage

• …

Mit der zitierten Zürcher Regelung hatte man bei
deren Erlass wohl in erster Linie Neubausituatio-
nen im Auge. Aufgrund des Wortlautes des Geset-
zes stehen aber dessen Anwendung für auch nach-
träglich zu erstellende Gemeinschaftsanlagen kei-

ne Hindernisse entgegen. Bei der konkreten Durch-
setzung können sich jedoch grundsätzlich entspre-
chende Probleme ergeben, wie sie im Zusammen-
hang mit “Weiterbaupflichten” gem. Pt. 8.2 einge-
hend behandelt worden sind. Weil aber auch
Massnahmen in Betracht kommen, die ohne grös-
sere Eingriffe in bestehende Bausubstanz durch-
geführt werden können, ergeben sich bessere
Chancen, dass die Pflicht zur Erstellung einer Ge-
meinschaftsanlage erfolgreich durchgezogen wer-
den kann:
• Insbesondere der Ersatz von Fahrzeugabstell-
plätzen durch eine neue oberirdische Lösung
macht keine übermässigen Aufwendungen nötig.
• Gemeinschaftsräume lassen sich in neu zu er-
stellenden Nebenbauten unterbringen. Gerade für
bereits überbaute Grundstücke vorteilhaft ist, dass
solche Nutzungen nach einigen kantonalen Rege-
lungen nicht in die Ausnützungsberechnung ein-
bezogen werden müssen. Nebenbauten kommen
zudem i.d.R. in den Genuss von Abstandsprivile-
gien.
• Die nachträgliche Einrichtung von geeigneten
Spiel-, Grün- und Ruheflächen anstelle von “Ab-
wartsgrün” bietet in bezug auf mögliche Eingriffe
in bestehende Werte kaum Probleme.
• Durch nachträgliche Installation von gemein-
schaftlichen Feuerungsanlagen kann in den einbe-
zogenen Gebäuden neuer Raum geschaffen wer-
den, weshalb der Einzelne Grundeigentümer auch
aus diesem Grunde an einer Gesamtlösung inter-
essiert sein kann.
Wenn sich solche Massnahmen auch im überwie-
genden öffentlichen Interesse aufdrängen, ist je-
doch zu verhindern, dass punktuelle Erneuerungs-
massnahmen getroffen werden, bevor die Durch-
führbarkeit einer gemeinschaftlichen Lösung
überhaupt geprüft werden konnte. Deshalb sind
entsprechende Handlungsspielräume im Rahmen
der → kommunalen Richtplanung frühzeitig auszu-
loten, um dann zur richtigen Zeit mit entsprechen-
den (zuerst einmal die Planung sichernden) Mass-
nahmen reagieren zu können. In vielen Fällen soll-
ten überzeugende Lösungen aber auch ohne die
Auferlegung von Baupflichten möglich sein, falls
frühzeitig auf die Vorzüge gemeinschaftlicher Lö-
sungen aufmerksam gemacht wird.

Zutritt 2: Einzelne Rechtsinstitute und -verfahren
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OR Obligationenrecht; BG betreffend die Er-
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Kantonales Recht

BauG* Baugesetz

HBG* Hochbautengesetz

PBG* Planungs- und Baugesetz
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sind jeweis gekennzeichnet durch die
Angabe der entsprechenden Abkürzun-
gen (Bsp.: BauG/SG, PBG/LU usf.)

BauO (kommunale) Bauordnungen
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